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hat der 3. Senat des Bundesverwaltungsgerichts  
auf die mündliche Verhandlung vom 25., 26. und 27. Oktober 2017 
durch die Vorsitzende Richterin am Bundesverwaltungsgericht Dr. Philipp und 
die Richter am Bundesverwaltungsgericht Liebler, Dr. Wysk,  
die Richterin am Bundesverwaltungsgericht Dr. Kuhlmann und  
den Richter am Bundesverwaltungsgericht Rothfuß 
 
 
am 9. November 2017 für Recht erkannt: 
 
 

Der Planfeststellungsbeschluss des Eisenbahn-Bundes-
amtes vom 30. Januar 2014 in der Fassung der Protokoll-
erklärungen der Beklagten in der mündlichen Verhandlung 
ist rechtswidrig und darf nicht vollzogen werden. Im Übri-
gen wird die Klage abgewiesen.  
 
Die Beklagte und die Beigeladene tragen die Gerichtskos-
ten und die außergerichtlichen Kosten des Klägers je zur 
Hälfte; ihre außergerichtlichen Kosten tragen die Beklagte 
und die Beigeladene selbst. 
 
 
 

G r ü n d e : 

I 

 

Der Kläger wendet sich gegen den Planfeststellungsbeschluss des Eisenbahn-

Bundesamtes vom 30. Januar 2014 für das Vorhaben "Ausbaustrecke Nürnberg 
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- Ebensfeld, Planfeststellungsabschnitt Fürth Nord (PFA 16), Bau-km 12,400 bis 

km G 16,840 / 16,525". 

 

Die Ausbaustrecke Nürnberg - Ebensfeld ist Teil des Verkehrsprojekts Deut-

sche Einheit Nr. 8 "Ausbau-/Neubaustrecke Nürnberg - Erfurt - Leipzig/Halle - 

Berlin". Bisher werden im hier planfestgestellten Abschnitt 16 auf der zweiglei-

sigen Bestandsstrecke der Personenfernverkehr, der Personennahverkehr ein-

schließlich S-Bahn und der Güterverkehr abgewickelt. Der Planfeststellungsbe-

schluss lässt den Bau zwei neuer Gleise für den Güterverkehr und einer neuen 

S-Bahn-Trasse zu. Die Güterzuggleise sollen nach Verlassen eines noch nicht 

planfestgestellten, etwa 7 km langen Güterzugtunnels zur Anbindung des Ran-

gierbahnhofs Nürnberg parallel zur Bundesautobahn A 73 verlaufen (km 

G 13,500 - km G 16,840). Die S-Bahn-Strecke (km S 12,376 - km S 16,999) soll 

- zunächst eingleisig - an einem neuen Haltepunkt Stadeln-Süd von der Be-

standsstrecke nach Osten abschwenken, nach Querung der BAB A 73 mit ei-

nem weiteren Haltepunkt den Fürther Ortsteil Steinach und das Nürnberger 

Gewerbe- und Industriegebiet Schmalau anbinden, bei km S 16,0 zweigleisig 

werden und im Norden des Planfeststellungsabschnittes (km S 16,5) mit den 

Güterzuggleisen verknüpft werden (sogenannte Verschwenktrasse). Die beiden 

Bestandsgleise mit zwei höhengleichen Bahnübergängen sollen mit Ausnahme 

der Verknüpfungen nicht geändert werden. Der Haltepunkt Vach bleibt beste-

hen. Güterzüge können weiterhin auch die Bestandsgleise nutzen. 

 

Anlass für den Rechtsstreit ist der Verlauf der neuen S-Bahn-Strecke. Als Alter-

native zur Verschwenktrasse könnte die S-Bahn-Trasse in Bündelung mit den 

beiden Bestandsgleisen geführt werden (sogenannte Bündelungstrasse). Die 

beiden höhengleichen Bahnübergänge wären aufzulassen und durch ein Kreu-

zungsbauwerk bei km 14,220 zu ersetzen. Eine solche Bündelungstrasse war 

Gegenstand des Raumordnungsverfahrens für die Ausbaustrecke Nürnberg - 

Ebensfeld. Die Landesplanerische Beurteilung vom 30. Juli 1993 kam zu dem 

Ergebnis, dass das Vorhaben - mit Maßgaben - den Erfordernissen der Raum-

ordnung entspricht. Es wurde aber angeregt, die Möglichkeit einer S-Bahn-

Anbindung des damals von einem Zweckverband "Gewerbepark Nürnberg, 

Fürth, Erlangen" geplanten Gewerbeparks zu prüfen. Die Planungen für einen 
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gemeinsamen Gewerbepark wurden aufgegeben. Die Stadt Fürth hat aber 

nördlich von Steinach ein Gewerbegebiet ausgewiesen und im Jahr 2013 an die 

BAB A 73 angeschlossen. Dort haben sich u.a. ein großflächiger Möbelmarkt 

und ein Teppichhaus angesiedelt.  

 

Den Plan für den streitigen Ausbauabschnitt reichte die Beigeladene im No-

vember 1996 ein.  

 

Die Regierung von Mittelfranken als Anhörungsbehörde veranlasste, dass die 

Planunterlagen nach ortsüblicher Bekanntmachung in der Zeit vom 12. Februar 

1997 bis zum 11. März 1997 in den Städten Nürnberg, Fürth und Erlangen öf-

fentlich ausgelegt wurden. Der Erörterungstermin fand am 29. Oktober 1997 

statt. Ihre abschließende Stellungnahme gegenüber dem Eisenbahn-Bundes-

amt gab die Anhörungsbehörde am 5. Februar 1998 ab.  

 

Anschließend ruhte das Planfeststellungsverfahren. Es wurde Ende 2001 mit 

einer 1. Planänderung vom November 2005 wieder aufgenommen. Unter ande-

rem wurde die S-Bahn-Trasse, die bisher entlang der Teiche an der Schmalau 

verlaufen sollte (sogenannte Teichtrasse), nach Westen in den Korridor der 

vorhandenen Bahnstromleitung verschoben. Zu diesen Planänderungen führte 

die Regierung von Mittelfranken ein weiteres Anhörungsverfahren durch. Die 

Unterlagen wurden Anfang 2006 öffentlich ausgelegt. Der Erörterungstermin 

fand im März 2007 statt.  

 

Im August 2008 beantragte die Beigeladene eine 2. Planänderung. Sie hatte 

u.a. den Landschaftspflegerischen Begleitplan nach Erstellung eines arten-

schutzrechtlichen Fachbeitrags überarbeitet, die Bahnentwässerung überprüft 

und die Trassierung der S-Bahn im Übergang zum zweigleisigen Bereich mittels 

Außenbogenweichen optimiert. Die Planunterlagen wurden im September/ 

Oktober 2008 öffentlich ausgelegt, die Einwendungen am 5. und 6. Juli 2011 

erörtert. Anschließend fanden ein "Runder Tisch Wasserwirtschaft" (PFB S. 68 

bis 70) unter Beteiligung der Regierung von Mittelfranken, des Wasserwirt-

schaftsamts Nürnberg, der infra fürth gmbh, des Zweckverbands Eltersdorfer 

Gruppe und der Beigeladenen sowie eine Abstimmung zwischen der Höheren 

4 

5 

6 

7 



- 5 - 
 
 

Naturschutzbehörde bei der Regierung von Mittelfranken und der Beigeladenen 

statt. Die Anhörungsbehörde gab ihre abschließende Stellungnahme am 

28. November 2012 ab. Die Planunterlagen wurden zuletzt am 16. Dezember 

2013 durch Violetteintrag geändert.  

 

Mit Beschluss vom 30. Januar 2014 stellte das Eisenbahn-Bundesamt - Außen-

stelle Nürnberg - den Plan für das Vorhaben fest, erteilte wasserrechtliche Er-

laubnisse und ordnete Vorkehrungen zum Schutz vor Lärm und Erschütterun-

gen an.   

 

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss (PFB) hat der Kläger Klage erhoben. 

Er hält den Planfeststellungsbeschluss für formell und materiell rechtswidrig. 

Die Umweltverträglichkeitsprüfung sei mit Blick auf das Raumordnungsverfah-

ren in unzulässiger Weise beschränkt worden. Zu den nach der 2. Planän-

derung vorgenommenen weiteren Änderungen der Planunterlagen insbe-

sondere nach vorläufiger Sicherung des Überschwemmungsgebietes Bucher 

Landgraben vom 11. Februar 2010 (PFB S. 88) habe die Öffentlichkeit erneut 

beteiligt werden müssen. Die Bündelungslösung sei nicht in der gebotenen 

Weise auf ihre Umweltverträglichkeit untersucht worden. Mit der Herausnahme 

des Güterzugtunnels aus dem vordringlichen Bedarf im Bundesverkehrswege-

plan 2030 drohe die Entstehung eines Planungstorsos mit stärkeren Umwelt-

auswirkungen für die Anlieger der Bestandstrasse. Das Vorhaben sei unverein-

bar mit den Festlegungen des Landesentwicklungsprogramms 2013 zum Vor-

rang ökologischer Belange und des Regionalplans zur Erhaltung der Sonderkul-

turanbauflächen im Kerngebiet des Knoblauchslandes. Die Bestandsaufnah-

men der Tierarten für die artenschutzrechtliche Prüfung aus dem Jahr 2007 ge-

nügten insbesondere im Hinblick auf die Zahl der Begehungen und die Genau-

igkeit der Erfassung der Vorkommensbereiche nicht den allgemein anerkannten 

Standards. Das Vorgehen sei zudem unzureichend dokumentiert; die Daten 

seien zu alt. Ob Zugriffsverbote verwirklicht würden, lasse sich auf dieser 

Grundlage nicht hinreichend sicher beurteilen. Die Vermeidungsmaßnahmen, 

insbesondere die Bauzeitbeschränkungen, seien zur Vermeidung von Individu-

enverlusten nicht ausreichend, die CEF-Maßnahmen wegen ihrer Nähe zu den 

störenden Verkehrswegen nicht geeignet. Die für Fledermäuse, die Zaun-
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eidechse und die Grüne Keiljungfer beantragten Ausnahmen seien nicht erteilt 

worden; jedenfalls lägen die Ausnahmevoraussetzungen nicht vor. Der in der 

Eingriffs-Ausgleichs-Bilanz mit 0,2 angesetzte Kompensationsfaktor Acker ent-

spreche nicht der ökologischen Wertigkeit dieser Flächen. Zerschneidungsbe-

dingte Verschlechterungen der Habitate seien überhaupt nicht berücksichtigt 

worden. Die Zulassung von Dammschüttmaterial der Schadstoffklasse Z 1.1 für 

die Verschwenktrasse gefährde die Trinkwasserversorgungsanlagen der Stadt 

Fürth. Die Vereinbarkeit des Vorhabens mit den Vorschriften zum Schutz der 

Oberflächen- und der Grundwasserkörper sei nicht geprüft worden.  

 

Bei fehlerfreier Abwägung erweise sich nicht die Verschwenk-, sondern die 

Bündelungstrasse als eindeutig vorzugswürdig. Die Annahme, dass das Nut-

zen-Kosten-Verhältnis für die Verschwenktrasse 1,18, für die Bündelungstrasse 

aber nur 0,93 betrage, sei unrichtig. Bei methodisch einwandfreier Anwendung 

der Standardisierten Bewertung drehe sich das Verhältnis um; für die Bünde-

lungstrasse liege der Wert dann über 1. Der Flächenbedarf der jeweiligen Tras-

sen sei für den Vergleich nicht zutreffend ermittelt worden. Bei Betrachtung 

häufigerer Hochwasser als HQ 100 sei die Bündelungstrasse günstiger. Bau-

zeitlichen Risiken für die Trinkwassergewinnung komme mit Blick auf die Not-

verbundsleitung zwischen den Trinkwassergewinnungsanlagen Knoblauchsland 

und Eltersdorfer Gruppe nur geringe Bedeutung zu. Der Planfeststellungsbe-

schluss übersehe, dass die Bündelungstrasse die auf der Bestandsstrecke vor-

handenen Lärmkonflikte bewältige; bei Verwirklichung der Verschwenktrasse 

blieben diese Konflikte bis zu einer Lärmsanierung unbewältigt. Nur die Ver-

schwenktrasse unterbreche die Gemeindeverbindungsstraßen zwischen 

Steinach und Schmalau sowie zwischen Stadeln und Kronach. 

 

Der Kläger beantragt, 

den Planfeststellungsbeschluss des Eisenbahn-
Bundesamtes vom 30. Januar 2014 in der Fassung der 
Protokollerklärung vom 27. Oktober 2017 aufzuheben, 

hilfsweise,  
festzustellen, dass der Planfeststellungsbeschluss rechts-
widrig und nicht vollziehbar ist, 
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höchst hilfsweise 
die Beklagte zu verpflichten, in das Ermessen des Ge-
richts gestellte weitere Schutzauflagen festzusetzen. 

 
Die Beklagte und die Beigeladene beantragen, 

die Klage abzuweisen. 
 

Sie treten dem Vorbringen des Klägers entgegen. Die Beigeladene hat im Jahr 

2015 die Biotop- und Nutzungstypen sowie die betroffenen Tierarten neu kartie-

ren lassen. Auf dieser Grundlage hat sie die Unterlage "Variantenvergleich der 

Bündelungs- und Verschwenktrasse in den Stadtgebieten von Fürth und Nürn-

berg - Zusammenfassung, Aktualisierung, Überprüfung der Planfeststellung" 

vom November 2016 (B 11) erstellen lassen und in das gerichtliche Verfahren 

eingeführt. Außerdem hat sie eine "Stellungnahme zur veränderten Hochwas-

sersituation Bucher Landgraben sowie Gründlach durch S-Bahn-Verschwenk 

bzw. Bündelungstrasse" vom 24. August 2016 vorgelegt. 

 

In der mündlichen Verhandlung hat die Beklagte den Planfeststellungsbe-

schluss - mit Zustimmung der Beigeladenen - zu Protokoll des Gerichts in na-

turschutzrechtlicher Hinsicht geändert. Wegen des Inhalts dieser Änderungen 

wird auf die Anlagen A und B des Protokolls Bezug genommen.  

 

 

II 

 

Die Klage hat überwiegend Erfolg.  

 

A. I. Das Bundesverwaltungsgericht ist für die Entscheidung zuständig. Es ent-

scheidet - wie bereits im Beschluss vom 16. Oktober 2014 - 7 VR 2.14 u.a. - 

dargelegt - gemäß § 5 Abs. 1 i.V.m. § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 des Gesetzes zur 

Beschleunigung der Planungen für Verkehrswege in den neuen Ländern sowie 

im Land Berlin (Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz - VerkPBG) 

vom 16. Dezember 1991 (BGBl. I S. 2174), zuletzt geändert durch Art. 464 der 

Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) und § 39 Abs. 1 Satz 2 des 

Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I 
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S. 2378, berichtigt BGBl. I 1994 S. 2439), zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 1 

des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808) i.V.m. § 11 Abs. 2 VerkPBG 

im ersten und letzten Rechtszug. Das planfestgestellte Vorhaben ist Teil der 

Strecke Erfurt - Nürnberg auf dem gemäß § 1 Abs. 2 VerkPBG i.V.m. § 1 Nr. 10 

der Fernverkehrswegebestimmungsverordnung in der Fassung vom 27. De-

zember 1993 (BGBl. I S. 2378) zum Fernverkehrsweg im Sinne des § 1 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 5 VerkPBG bestimmten Streckenabschnitt zwischen der Landes-

grenze Thüringen und Nürnberg. Die Zuständigkeit erstreckt sich auch auf die 

Planfeststellung der nicht dem Fernverkehr dienenden S-Bahn-Gleise. Diese 

sind durch die Überwerfungs- und Verknüpfungsbauwerke mit den Bestands- 

und den Güterzuggleisen zu einem Gesamtvorhaben verbunden. 

 

II. Die Klage ist zulässig. Der Kläger kann gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 des Geset-

zes über ergänzende Vorschriften zu Rechtsbehelfen in Umweltangelegenhei-

ten nach der EG-Richtlinie 2003/35/EG (Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz - 

UmwRG) i.d.F. der Bekanntmachung vom 23. August 2017 (BGBl. I S. 3290), 

ohne eine Verletzung in eigenen Rechten geltend machen zu müssen, Rechts-

behelfe nach Maßgabe der Verwaltungsgerichtsordnung gegen Entscheidungen 

nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UmwRG i.d.F. der Bekanntmachung vom 23. Au-

gust 2017 (BGBl. I S. 3290) i.V.m. § 2 Abs. 6 UVPG i.d.F. des Gesetzes vom 

20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808) einlegen, für die eine Pflicht zur Durchführung 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung bestehen kann. Der angefochtene Plan-

feststellungsbeschluss ist eine solche Entscheidung.  

 

Ob eine offensichtliche Präklusion - wie die Beigeladene meint - nicht nur zur 

Unbegründetheit, sondern bereits zur Unzulässigkeit der Klage führt, kann offen 

bleiben. Der Vortrag der Klägerseite kann nicht gemäß § 73 Abs. 4 Satz 3 

VwVfG präkludiert sein. Gemäß § 7 Abs. 4 UmwRG findet § 73 Abs. 4 Satz 3 

bis 6 VwVfG im Rechtsbehelfsverfahren gegen eine Entscheidung nach § 1 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 2b UmwRG keine Anwendung. Diese Vorschrift wurde 

durch das Gesetz zur Anpassung des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes und an-

derer Vorschriften an europa- und völkerrechtliche Vorgaben vom 29. Mai 2017 

(BGBl. I S. 1298) eingefügt. Sie soll zur vollständigen Umsetzung des Urteils 

des Gerichtshofs der Europäischen Union vom 15. Oktober 2015 - C-137/14 
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[ECLI:EU:C:2015:683], Kommission/Deutschland - sicherstellen, dass die all-

gemeinen Präklusionsregeln u.a. in Verfahren, die der Umsetzung der UVP-

Richtlinie dienen, keine Anwendung finden (BT-Drs. 18/9526 S. 43; vgl. 

BVerwG, Beschluss vom 29. Juni 2017 - 9 A 8.16 

[ECLI:DE:BVerwG:2017:290617B9A8.16.0] - NVwZ 2017, 1717 Rn. 5). Der 

Planfeststellungsbeschluss der Beklagten ist eine Entscheidung nach § 1 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a UmwRG.  

 

B. Die Klage ist überwiegend begründet. 

 

Gemäß § 2 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1, Satz 2 UmwRG sind Rechtsbehelfe nach § 2 

Abs. 1 UmwRG begründet, soweit die Entscheidung nach § 1 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 1 UmwRG gegen Rechtsvorschriften verstößt, die für diese Entscheidung 

von Bedeutung sind, und der Verstoß Belange berührt, die zu den Zielen gehö-

ren, die die Vereinigung nach ihrer Satzung fördert; bei Entscheidungen nach 

§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UmwRG muss zudem eine Pflicht zur Durchführung ei-

ner Umweltverträglichkeitsprüfung bestehen.  

 

Der Planfeststellungsbeschluss verstößt gegen eine Reihe von entscheidungs-

erheblichen Vorschriften (I.5, IV.1, IV.2, IV.4, IV.5, V, VI.1.a, VI.2, VII.2, VIII.1 

bis 4, 6 und 7). Die Verstöße berühren Belange, die zu den Zielen gehören, die 

der Kläger nach seiner Satzung fördert (IX). Für das Vorhaben besteht gemäß 

§ 3b Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) i.d.F. der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), für 

den hier maßgeblichen Zeitpunkt der Planfeststellung zuletzt geändert durch 

das Gesetz vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) i.V.m. Nr. 14.7 der Anlage 1 

zum UVPG eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung.  

 

Sämtliche Verstöße gegen entscheidungserhebliche Vorschriften führen jedoch 

nicht zur Aufhebung des Planfeststellungsbeschlusses, sondern nur zu der 

hilfsweise beantragten Feststellung, dass der Planfeststellungsbeschluss 

rechtswidrig und nichtvollziehbar ist. 
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I. Der Planfeststellungsbeschluss leidet an einem beachtlichen Verfahrensfeh-

ler. Er verstößt gegen § 18a AEG i.V.m. § 73 Abs. 8 Satz 1 VwVfG. Die geltend 

gemachten Fehler der Umweltverträglichkeitsprüfung liegen dagegen nicht vor 

oder sind nicht entscheidungserheblich.  

 

1. Die Verschwenktrasse war Gegenstand der erforderlichen Umweltverträg-

lichkeitsprüfung. Die Prüfung ist insoweit weder in den ausgelegten Planunter-

lagen (§ 9 Abs. 1b Satz 1 Nr. 1, § 6 UVPG) noch in der - von der Beklagten 

selbst vorgenommenen - zusammenfassenden Darstellung und Bewertung der 

Umweltauswirkungen (§§ 11, 12 UVPG) durch eine Bezugnahme auf das 

Raumordnungsverfahren ersetzt worden. Nach § 16 Abs. 2 UVPG kann, wenn 

für ein UVP-pflichtiges Vorhaben in einem Raumordnungsverfahren bereits eine 

Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt wurde, die Prüfung im nachfolgen-

den Zulassungsverfahren auf zusätzliche oder andere erhebliche Umweltaus-

wirkungen des Vorhabens beschränkt werden. Möglich ist eine solche Be-

schränkung nur, soweit die Umweltauswirkungen des Vorhabens bereits in der 

Umweltverträglichkeitsprüfung für das Raumordnungsverfahren ermittelt, be-

schrieben und bewertet wurden. Das ist im Raumordnungsverfahren nur für die 

Bündelungs-, nicht aber für die Verschwenktrasse geschehen. Gegenstand der 

Landesplanerischen Beurteilung vom 30. Juli 1993 war, soweit es um die S-

Bahn im hier in Rede stehenden Planfeststellungsabschnitt geht, der östliche 

Anbau eines S-Bahn-Gleises an die Bestandstrasse (Landesplanerische Beur-

teilung S. 24 f.). Die Verschwenktrasse war nicht Gegenstand des Raumord-

nungsverfahrens; ihre Umweltverträglichkeit wurde nicht untersucht. Das hat die 

Beklagte nicht verkannt. In der Umweltverträglichkeitsstudie der Beigeladenen 

sind zwar nur die Konfliktschwerpunkte der Verschwenktrasse neu ermittelt und 

beschrieben worden (Anlage 11.2). Für die Umweltverträglichkeitsprüfung hat 

sich die Beklagte aber auch auf die weiteren im Rahmen der Öffentlichkeitsbe-

teiligung ausgelegten Planunterlagen gestützt, vor allem auf den Landschafts-

pflegerischen Begleitplan, die Schall- und die Erschütterungstechnische Unter-

suchung sowie die Untersuchungen zu Baugrund, Geologie, Hydrogeologie 

(Anlagen 12, 13 und 14, PFB S. 204). Dort sind die Umweltauswirkungen der 

Verschwenktrasse im Einzelnen beschrieben. Die Beigeladene war jedenfalls 

nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung nicht verpflichtet, eine 
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zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen des Vorhabens vor-

zulegen (BVerwG, Beschluss vom 10. Oktober 2006 - 9 B 27.05 - Buchholz 

406.251 § 11 UVPG Nr. 4 Rn. 15). 

 

2. Die Umweltverträglichkeitsprüfung leidet auch nicht deshalb an einem Fehler, 

weil die als Alternative in Betracht kommende Bündelungstrasse nicht Gegen-

stand der Prüfung war. Gemäß § 9 Abs. 1b Satz 1 Nr. 1 i.V.m. § 6 Abs. 3 Satz 1 

Nr. 5 UVPG müssen die im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung auszulegen-

den Unterlagen eine Übersicht über die wichtigsten, vom Träger des Vorhabens 

geprüften anderweitigen Lösungsmöglichkeiten und die Angabe der wesentli-

chen Auswahlgründe im Hinblick auf die Umweltauswirkungen des Vorhabens 

enthalten. Diesen Anforderungen genügten die Unterlagen. Dem Erläuterungs-

bericht (S. 47 f.) ist zu entnehmen, dass die Beigeladene die Bündelungstrasse 

als anderweitige Lösungsmöglichkeit geprüft, aber verworfen hat, insbesondere 

weil die Verschwenktrasse keinen Eingriff unmittelbar am Wasserschutzgebiet, 

Zone II der Trinkwassergewinnungsanlage Knoblauchsland erfordere und ihr 

Nutzen-Kosten-Verhältnis deutlich günstiger sei. Darüber hinausgehende An-

forderungen an die Prüfung der Umweltauswirkungen einer Trassenalternative 

ergeben sich aus dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung nicht. Ob 

und in welchem Umfang Alternativen geprüft werden müssen, richtet sich nach 

den jeweiligen fachgesetzlichen Anforderungen (BVerwG, Beschlüsse vom 

14. Mai 1996 - 7 NB 3.95 - BVerwGE 101, 166 <174 f.> und vom 9. April 2008 

- 7 B 2.08 - Buchholz 406.25 § 16 BImSchG Nr. 1 Rn. 6 f.). 

 

3. Ob die im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung ausgelegten Unterlagen die 

erforderliche Anstoßwirkung auch bezüglich der Vereinbarkeit des Vorhabens 

mit den Bewirtschaftungszielen für die betroffenen Oberflächen- und Grund-

wasserkörper (§§ 27 f., § 47 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts 

[Wasserhaushaltsgesetz - WHG] vom 31. Juli 2009 [BGBl. I S. 2585], für den 

hier maßgeblichen Zeitpunkt der Planfeststellung zuletzt geändert durch Art. 2 

Abs. 100 des Gesetzes vom 7. August 2013 [BGBl. I S. 3154]) entfalten konn-

ten, obwohl sie hierzu keine Angaben enthielten (vgl. BVerwG, Urteile vom 

28. April 2016 - 9 A 9.15 [ECLI:DE:BVerwG:2016:280416U9A9.15.0] - 

BVerwGE 155, 91 Rn. 34 und vom 10. November 2016 - 9 A 18.15 
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[ECLI:DE:BVerwG:2016:101116U9A18.15.0] - NVwZ 2017, 1294 Rn. 24 bis 27; 

Beschluss vom 10. Oktober 2017 - 9 A 16.16 

[ECLI:DE:BVerwG:2017:101017B9A16.16.0] - LKV 2017, 556 Rn. 15 f.), lässt 

der Senat im Hinblick auf die Rechtsprechung zur Reichweite der Rechtskraft 

des Feststellungsurteils (BVerwG, Urteile vom 8. Januar 2014 - 9 A 4.13 - 

BVerwGE 149, 31 Rn. 28 und vom 15. Juli 2016 - 9 C 3.16 

[ECLI:DE:BVerwG:2016:150716U9C3.16.0] - Buchholz 406.403 § 34 

BNatSchG 2010 Nr. 14 Rn. 61; Beschluss vom 23. Mai 2017 - 4 A 7.16 u.a. 

[ECLI:DE:BVerwG:2017:230517B4A7.16.0] - juris Rn. 7) ausdrücklich offen. 

Wegen der noch darzulegenden, unabhängig hiervon zur Rechtswidrigkeit und 

Nichtvollziehbarkeit des Planfeststellungsbeschlusses führenden Rechtsverstö-

ße ist eine abschließende Klärung dieser Frage im vorliegenden Verfahren nicht 

erforderlich. Eine erneute Anfechtung des Planfeststellungsbeschlusses wegen 

einer insoweit möglicherweise unzureichenden Beteiligung der Öffentlichkeit 

lässt sich durch Erstellung eines wasserrechtlichen Fachbeitrags und eine er-

neute Öffentlichkeitsbeteiligung vermeiden. 

 

Im Übrigen hatten die ausgelegten Planunterlagen die erforderliche Anstoßwir-

kung. Das gilt trotz der noch darzulegenden, sich aus den Anforderungen des 

materiellen Rechts ergebenden Ermittlungsdefizite auch für die Unterlagen zum 

Natur- und Artenschutz sowie die Schalltechnische Untersuchung. Die detaillier-

ten Einwendungen der Klägerseite nicht nur gegen die Methodik der Untersu-

chungen, sondern auch gegen die Untersuchungsergebnisse für einzelne Tier-

arten und deren Bewertung bestätigen dies. Sollten weitere Untersuchungen in 

einem ergänzenden Verfahren zusätzliche oder andere erhebliche Umweltaus-

wirkungen ergeben, wäre die Öffentlichkeit gemäß § 9 Abs. 1 Satz 4 UVPG er-

neut zu beteiligen. 

 

4. Zu den Änderungen der Planunterlagen durch die Violetteinträge vom 

16. Dezember 2013 musste die Öffentlichkeit nicht erneut beteiligt werden. 

Planänderungen zwischen der Auslegung der Planunterlagen und dem Erlass 

des Planfeststellungsbeschlusses erfordern nicht in jedem Fall die Wiederho-

lung eines vorausgegangenen Anhörungsverfahrens im Sinne des § 73 VwVfG. 

Eine erneute Öffentlichkeitsbeteiligung ist nach § 9 Abs. 1 Satz 4 UVPG grund-
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sätzlich nur dann durchzuführen, wenn aus Änderungen der nach § 6 UVPG 

erforderlichen Unterlagen ersichtlich ist, dass im Vergleich zu den ausgelegten 

Planunterlagen zusätzliche oder andere erhebliche Umweltauswirkungen zu 

besorgen sind (BVerwG, Urteil vom 29. Juni 2017 - 3 A 1.16 

[ECLI:DE:BVerwG:2017:290617U3A1.16.0] - juris Rn. 38 m.w.N.).  

 

Das war hier nicht der Fall. Der Abgleich des Landschaftspflegerischen Begleit-

plans mit aktuelleren Roten Listen und der Arteninformation des Bayerischen 

Landesamts für Umwelt (LfU) auf dem TK-Blatt 6531 Fürth - Stand 2013 - führte 

nicht zu Änderungen der artenschutzrechtlichen Bewertung. Die zusätzlichen, 

3 m hohen Schallschutzwände beidseits der Fernbahngleise im Bereich Stadeln 

dienten ebenso wie die Festlegung eines besonders überwachten Gleises der 

Immissionsminderung; die Schallschutzwände waren im Anhörungsverfahren 

gefordert worden. Die neu vorgesehenen Regelungen zum Schadstoffgehalt 

des Dammschüttmaterials dienten ebenfalls der Minderung der Umweltauswir-

kungen. Auch die vorläufige Sicherung des Überschwemmungsgebietes Bucher 

Landgraben vom 11. Februar 2010 und dessen erstmalige Darstellung in den 

Antragsunterlagen zeigten im Vergleich zu den ausgelegten Unterlagen weder 

zusätzliche noch andere erhebliche Umweltauswirkungen des Vorhabens auf. 

Wie aus Anlage 14.3 Blatt 3 der Planunterlagen ersichtlich, würden selbst bei 

einem hundertjährigen Hochwasser nur wenige Flächen - vor allem südlich von 

Herboldshof östlich der Bestandstrasse - weitergehend überflutet als ohne das 

Vorhaben. Andere - ebenfalls kleine - Flächen nördlich der Verschwenktrasse 

im Bereich der Stadelner Hart wären bei Verwirklichung des Vorhabens im Falle 

eines hundertjährigen Hochwassers dagegen nicht mehr überflutet. Die vorha-

benbedingten zusätzlichen Betroffenheiten waren zwar erst aus den Änderun-

gen der Unterlagen vom Dezember 2013 ersichtlich; wegen der geringen Zahl 

von Betroffenen und dem geringen Anstieg der Wassertiefen war es jedoch 

nicht erforderlich, die Öffentlichkeit insgesamt erneut zu beteiligen.  

 

5. Die Beklagte hätte aber den Betroffenen die Änderungen gemäß § 18a AEG 

i.V.m. § 73 Abs. 8 Satz 1 VwVfG mitteilen und ihnen Gelegenheit zur Stellung-

nahme und zu Einwendungen geben müssen. Auch der Kläger hätte gemäß 

§ 73 Abs. 8 Satz 1 VwVfG angehört werden müssen. Die Beigeladene hat den 
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Plan nach der vorläufigen Sicherung des Überschwemmungsgebietes Bucher 

Landgraben um Hochwasserretentionsräume auf den Flächen A3 (S) und A6 

(S) ergänzt. Die Fläche A3 (S) war zuvor ausschließlich als Ausgleichsfläche für 

den Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Zauneidechse vorgese-

hen. Diese Planänderung berührte den Aufgabenbereich des Klägers stärker 

als bisher. Die Beurteilung, ob und inwieweit eine Fläche, die im Rahmen der 

Hochwasserrückhaltung überflutet wird, als Fortpflanzungs- und Ruhestätte von 

Zauneidechsen geeignet bleibt, erfordert naturschutzfachlichen Sachverstand. 

Zu dieser Frage hatte der Kläger seinen Sachverstand im Rahmen der Öffent-

lichkeitsbeteiligung nicht einbringen können. Ohne eine ergänzende Anhörung 

wird der Zweck seiner Beteiligung nicht erreicht. Die Mitwirkung der Natur-

schutzvereinigungen ist eine die Behörde bei ihrer Entscheidung unterstützende 

"Sachverstandspartizipation", die Vollzugsdefiziten im Bereich des Naturschut-

zes und der Landschaftspflege entgegenwirken soll (BVerwG, Urteil vom 1. Ap-

ril 2015 - 4 C 6.14 [ECLI:DE:BVerwG:2015:010415U4C6.14.0] - BVerwGE 152, 

10 Rn. 25).  

 

Der Verfahrensfehler ist nicht gemäß § 18c AEG i.V.m. § 75 Abs. 1a Satz 2, 

§ 46 VwVfG unbeachtlich. Er kann die Entscheidung in der Sache beeinflusst 

haben. Angesichts der in der mündlichen Verhandlung zu Tage getretenen 

Schwierigkeiten, die Vereinbarkeit der beiden Maßnahmen zu bewerten, be-

steht die konkrete Möglichkeit, dass der Retentionsraum oder die Ausgleichs-

fläche für die Zauneidechsen nach Anhörung des Klägers anders geplant wor-

den wäre. Der Verfahrensfehler führt nicht zur Aufhebung, sondern gemäß 

§ 18c AEG i.V.m. § 75 Abs. 1a Satz 2 VwVfG nur zur Feststellung der Rechts-

widrigkeit und Nichtvollziehbarkeit des Planfeststellungsbeschlusses; die Anhö-

rung des Klägers könnte in einem ergänzenden Verfahren nachgeholt werden.  

 

II. Die Planrechtfertigung für das Vorhaben ist gegeben.  

 

1. Im Hinblick auf die neue S-Bahn-Trasse ergibt sich die Planrechtfertigung 

nicht bereits aus § 1 Abs. 2 i.V.m. Nr. 1 Buchst. a lfd. Nr. 9 der Anlage (zu § 1) 

des Gesetzes über den Ausbau der Schienenwege des Bundes (Bundesschie-

nenwegeausbaugesetz - BSWAG) in der im Zeitpunkt der Planfeststellung gel-
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tenden Fassung des Änderungsgesetzes vom 15. September 2004 (BGBl. I 

S. 2322). Die Feststellung des Bedarfs im Bedarfsplan ist zwar für die Planfest-

stellung nach § 18 AEG verbindlich (§ 1 Abs. 2 BSWAG). Der Bedarfsplan für 

die Bundesschienenwege enthielt auch die "ABS/NBS Nürnberg-Erfurt" als 

Vorhaben des Vordringlichen Bedarfs. Dass damit über den Bau von zwei zu-

sätzlichen Gleisen insbesondere für den Güterzugverkehr hinaus im Interesse 

des Hochgeschwindigkeitsverkehrs auch der Bedarf für eine zusätzliche 

S-Bahn-Trasse zwischen Fürth Hbf und dem Knoten Eltersdorf festgestellt sein 

sollte, lässt sich dieser Vorhabenbeschreibung aber nicht entnehmen. Zu der 

Frage, ob eine zusätzliche S-Bahn-Trasse das Nürnberger Gewerbe- und In-

dustriegebiet Schmalau anbinden oder mit den Bestandsgleisen gebündelt wer-

den soll, verhält sich der Bedarfsplan ebenfalls nicht.  

 

Der das Vorhaben rechtfertigende Bedarf muss nicht zwingend im Bedarfsplan 

für die Bundesschienenwege festgestellt sein. Die Planrechtfertigung ist auch 

dann gegeben, wenn für das Vorhaben gemessen an den Zielsetzungen des 

jeweiligen Fachplanungsgesetzes tatsächlich ein Bedarf besteht, die geplante 

Maßnahme unter diesem Blickwinkel also erforderlich ist. Das ist nicht erst bei 

Unausweichlichkeit des Vorhabens der Fall, sondern wenn es vernünftigerweise 

geboten ist (stRspr, vgl. BVerwG, Urteil vom 16. März 2006 - 4 A 1075.04 - 

BVerwGE 125, 116 Rn. 182). 

 

Der Bau einer gesonderten S-Bahn-Trasse zwischen Fürth Hbf und dem Kno-

ten Eltersdorf - und damit auch im Planfeststellungsabschnitt 16 - ist vernünf-

tigerweise geboten. Die Einschätzung der Beigeladenen, dass nach Freigabe 

der Bestandsstrecke für den Hochgeschwindigkeitsverkehr der S-Bahn-Verkehr 

nicht in angemessener Betriebsqualität wird abgewickelt werden können und 

zwar selbst dann nicht, wenn der Güterzugtunnel gebaut wird und die Güterzü-

ge überwiegend auf der neuen Trasse verkehren können, ist nicht zu beanstan-

den. Dass ein bedarfsgerechtes S-Bahn-Angebot auf der hier in Rede stehen-

den Strecke während der Tagstunden (6 bis 22 Uhr) einen 20-Minuten-Takt, in 

24 Stunden insgesamt 110 Züge für beide Richtungen erfordert (PFB S. 117), 

ist von keiner Seite in Frage gestellt worden. Aus der Schalltechnischen Unter-

suchung (Anlage 13 Beilage 2) ergeben sich für die Prognose 2025 38 Züge im 
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Personenfern-, 73 Züge im Personennahverkehr und 40 Güterzüge, auch nach 

Verwirklichung des Güterzugtunnels. Dass diese Verkehre auf den beiden Be-

standsgleisen nicht in angemessener Betriebsqualität abgewickelt werden kön-

nen, ist nachvollziehbar und zwar unabhängig davon, ob die Strecke - wie im 

Planfeststellungsbeschluss (S. 80) angenommen - eine Kapazität von 240 Zü-

gen oder - wie im Eilverfahren von der Beigeladenen vorgetragen ("Fachliche 

Stellungnahme zu Schreiben des BVerwG vom 01.10.2014 (BVerwG 7 VR 

2.14, 7 VR 3.14 und 7 VR 4.14)" vom 8. Oktober 2014, S. 6 f.) - eine Nennleis-

tung von 324 Zügen/24 Stunden bzw. 211 Zügen (6 bis 22 Uhr) hat. Die Tren-

nung des S-Bahn-Verkehrs von dem Hochgeschwindigkeitsverkehr auf den Be-

standsgleisen ist jedenfalls erforderlich, um auch in den Nachfragespitzen am 

Morgen und am späten Nachmittag einen bedarfsgerechten und von Ver-

spätungen des Fernverkehrs im Knoten Fürth unabhängigen S-Bahn-Verkehr 

anbieten zu können.  

 

2. Die Planrechtfertigung scheitert auch nicht an der Finanzierbarkeit des Vor-

habens. Eine Planung, die aus finanziellen Gründen nicht realisierbar ist, ist 

nicht vernünftigerweise geboten; ihr fehlt die Planrechtfertigung (BVerwG, Urteil 

vom 16. März 2006 - 4 A 1075.04 - BVerwGE 125, 116 Rn. 200). Die Finanzie-

rung des Güterzugtunnels, ohne den die planfestgestellte Zulaufstrecke funkti-

onslos bliebe, war im maßgebenden Zeitpunkt der Planfeststellung nicht ausge-

schlossen. Die Güterzugstrecke war als Teil des Vorhabens "ABS/NBS Nürn-

berg-Erfurt" ein Vorhaben des Vordringlichen Bedarfs. Bei einer solchen Einstu-

fung des Bedarfs kann regelmäßig angenommen werden, dass die Finanzie-

rung des Vorhabens aus Mitteln des Bundeshaushalts jedenfalls möglich ist 

(vgl. BVerwG, Urteil vom 24. November 2011 - 9 A 23.10 - BVerwGE 141, 171 

Rn. 27). Die Finanzierung des Güterzugtunnels ist auch nicht auf der Grundlage 

des Bundesverkehrswegeplans 2030 und dessen Umsetzung im Bedarfsplan 

für die Bundesschienenwege in der Fassung des Bundesschienenwegeaus-

baugesetzes vom 23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3221) ausgeschlossen. Das 

Vorhaben "ABS/NBS Nürnberg - Erfurt" ist danach, soweit es um den Güterzug-

tunnel Fürth geht, kein Vorhaben des Vordringlichen Bedarfs (VB) mehr; es ge-

hört aber weiterhin zu den "Vorhaben des Potentiellen Bedarfs, die in den VB 

aufsteigen können" (Abschnitt 2, Unterabschnitt 2, lfd. Nr. 4 der Anlage (zu § 1) 
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des Bundesschienenwegeausbaugesetzes; Bundesverkehrswegeplan 2030 

S. 170). Diese Einstufung schließt eine Finanzierung des Vorhabens aus Mitteln 

des Bundeshaushalts nicht aus. Ob der Bundesverkehrswegeplan 2030 - wie 

die Klägerseite meint - mit der neuen Einstufung des Güterzugtunnels im Hin-

blick auf die Finanzierung lediglich Unsicherheiten offenbart, die bereits im Zeit-

punkt der Planfeststellung bestanden, kann deshalb offen bleiben. 

 

III. Ziele der Raumordnung im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 2 des Raumordnungs-

gesetzes (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), für den hier maß-

geblichen Zeitpunkt der Planfeststellung zuletzt geändert durch Art. 9 des Ge-

setzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585) stehen dem Vorhaben nicht entge-

gen. Bei Entscheidungen öffentlicher Stellen über die Zulässigkeit raumbedeut-

samer Planungen anderer öffentlicher Stellen sind Ziele der Raumordnung zu 

beachten sowie Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung in 

Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen zu berücksichtigen (§ 4 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 2 ROG). Das gilt gemäß § 4 Abs. 1 Satz 2 ROG entsprechend für die 

überwiegend mit öffentlichen Mitteln finanzierten Planungen von Eisenbahnbe-

triebsanlagen der Beigeladenen, die eine Person des Privatrechts ist. 

 

1. Das am 1. September 2013 und damit vor Erlass des Planfeststellungsbe-

schlusses in Kraft getretene Landesentwicklungsprogramm Bayern (vgl. § 4 der 

Verordnung über das Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) vom 22. Au-

gust 2013 - GVBl. S. 550) enthält unter Nr. 1.1.2 folgende, als Ziel bezeichnete 

Aussage: "Bei Konflikten zwischen Raumnutzungsansprüchen und ökologischer 

Belastbarkeit ist den ökologischen Belangen Vorrang einzuräumen, wenn an-

sonsten eine wesentliche und langfristige Beeinträchtigung der natürlichen Le-

bensgrundlagen droht." Die tatbestandlichen Voraussetzungen dieser Vorrang-

regel liegen nicht vor. Nach der ihr beigefügten Erläuterung (LEP S. 9) sollen 

die Belange der Ökologie Vorrang haben bei wesentlichen und langfristigen 

Beeinträchtigungen der natürlichen Lebensgrundlagen, die nicht ausgeglichen 

werden können. Die Planung sieht einen Ausgleich der Beeinträchtigungen vor. 

Dass dieser Ausgleich - wie noch darzulegen ist - nicht ausreicht, stellt die Mög-

lichkeit eines Ausgleichs nicht in Frage.  
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2. Der Regionalplan Industrieregion Mittelfranken enthält unter B IV 2.5 folgen-

de als Ziel bezeichnete Aussage: "Der Erhaltung der Sonderkulturanbauflächen 

soll im Kerngebiet des Knoblauchslandes Vorrang vor anderen Nutzungen ein-

geräumt werden." Ob eine raumordnerische Vorgabe die Qualität eines Ziels 

oder eines Grundsatzes hat, hängt nicht von der Bezeichnung ab, sondern rich-

tet sich nach dem materiellen Gehalt der Planaussage selbst (BVerwG, Urteil 

vom 18. September 2003 - 4 CN 20.02 - BVerwGE 119, 54 <59>). Nach ihrem 

materiellen Gehalt ist die Aussage B IV 2.5 kein Ziel im Sinne des § 3 Abs. 1 

Nr. 2 ROG. Nach dieser Vorschrift können nur abschließend abgewogene Fest-

legungen Ziele der Raumordnung sein. Sie sind anders als Grundsätze der 

Raumordnung im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG nicht bloß Maßstab, sondern 

das Ergebnis landesplanerischer Abwägung; einer weiteren Abwägung auf ei-

ner nachgeordneten Planungsstufe sind sie nicht zugänglich (BVerwG, Urteil 

vom 18. September 2003 - 4 CN 20.02 - a.a.O. S. 58). Soll-Vorschriften erfüllen 

die Merkmale eines Ziels, wenn die Voraussetzungen, bei deren Vorliegen die 

Vorschrift auch ohne förmliches Zielabweichungsverfahren eine Ausnahme von 

der Zielbindung zulässt, im Wege der Auslegung auf der Grundlage des Plans 

hinreichend bestimmt oder doch bestimmbar sind. Mit dem Merkmal der Atypizi-

tät allein sind Fallgestaltungen, bei denen die Regelvorgaben der Vorschrift 

nicht gelten sollen, nicht hinreichend bestimmt oder bestimmbar beschrieben. 

Der Plangeber muss vielmehr selbst Anhaltspunkte für die Reichweite atypi-

scher Fälle liefern (BVerwG, Urteil vom 16. Dezember 2010 - 4 C 8.10 - 

BVerwGE 138, 301 Rn. 10). 

 

Unter welchen Voraussetzungen andere Nutzungen ausnahmsweise Vorrang 

vor der Erhaltung der Sonderkulturanbauflächen im Kerngebiet des Knob-

lauchslandes haben können, ist dem Regionalplan nicht zu entnehmen. Insbe-

sondere bleibt offen, in welchem Verhältnis der grundsätzliche Vorrang des 

Sonderkulturanbaus zu den Zielen und Grundsätzen für den Verkehr steht. 

Nach B V 1.2.1 soll der Ausbau eines regionalen Schnellbahnsystems vorange-

trieben, das S-Bahn-Grundnetz mit der S-Bahn nach Erlangen und Forchheim 

fertig gestellt werden. Selbst die Bündelungstrasse dürfte nicht völlig ohne die 

Inanspruchnahme von Sonderkulturanbauflächen auskommen, die an die Be-

regnung des Wasserverbands Knoblauchsland angeschlossen sind und damit 
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- wie in der Begründung zu B IV 2.5 dargelegt - zum Kerngebiet des Knob-

lauchslandes gehören.  

 

IV. Der Planfeststellungsbeschluss verstößt gegen zwingende Vorschriften des 

Artenschutzrechts. Die artenschutzrechtliche Beurteilung des Vorhabens im 

Hinblick auf die Brutvögel beruht nicht auf einer methodengerechten Bestands-

erfassung; unabhängig hiervon ist eine Verwirklichung des Störungs- und des 

Zugriffsverbots des § 44 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Gesetzes über Naturschutz und 

Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Juli 2009 

(BGBl. I S. 2542), für den hier maßgeblichen Zeitpunkt der Planfeststellung zu-

letzt geändert durch Art. 2 Abs. 124 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I 

S. 3154) für den Kiebitz nicht tragfähig verneint worden. Im Hinblick auf Fle-

dermäuse und die Zauneidechse weist die artenschutzrechtliche Beurteilung 

ebenfalls Fehler auf. Keiner der Fehler führt zur Aufhebung des Planfeststel-

lungsbeschlusses; zu ihrer Behebung kann ein ergänzendes Verfahren durch-

geführt werden. Im Übrigen ist die artenschutzrechtliche Beurteilung nicht zu 

beanstanden. 

 

Bei der Bestandserfassung und der Beurteilung, ob artenschutzrechtliche Ver-

botstatbestände erfüllt sind, steht der Planfeststellungsbehörde eine natur-

schutzfachliche Einschätzungsprärogative zu, namentlich bei der Quantifizie-

rung möglicher Betroffenheiten und bei der Beurteilung ihrer populationsbezo-

genen Wirkungen. Die gerichtliche Kontrolle ist darauf beschränkt, ob die Ein-

schätzungen der Planfeststellungsbehörde im konkreten Einzelfall naturschutz-

fachlich vertretbar sind und nicht auf einem unzulänglichen oder gar ungeeigne-

ten Bewertungsverfahren beruhen (stRspr, vgl. BVerwG, Urteil vom 10. No-

vember 2016 - 9 A 18.15 - NVwZ 2017, 1294 Rn. 73). 

 

1. Die Bestandserfassung der Brutvögel, die der Beurteilung der artenschutz-

rechtlichen Verbotstatbestände zugrunde liegt, entsprach nicht in jeder Hinsicht 

den allgemein anerkannten fachlichen Standards. Insoweit ist die Beurteilung 

nicht von der naturschutzfachlichen Einschätzungsprärogative der Beklagten 

gedeckt.  
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Für die Brutvogelkartierung fanden zwischen Anfang April bis Mitte Juli 2007 

insgesamt fünf Begehungen statt, davon eine Nachtbegehung. Die hierbei ge-

wonnenen Erkenntnisse waren nicht schon deshalb unverwertbar, weil die Da-

ten bei Erlass des Planfeststellungsbeschlusses älter als fünf Jahre waren. 

Vorhabenträger und Planfeststellungsbehörde müssen allerdings prüfen, ob 

ältere Erkenntnisse im Zeitpunkt der Planfeststellung noch belastbar und aus-

sagekräftig sind. Ob und in welchem Umfang neu kartiert werden muss, hängt 

von den Ergebnissen dieser Überprüfung ab (BVerwG, Urteil vom 29. Juni 2017 

- 3 A 1.16 - juris Rn. 124 m.w.N.). Hier wurden die Daten vor Erlass des Plan-

feststellungsbeschlusses mit der Arteninformation des LfU auf dem TK-Blatt 

6531 Fürth - Stand 2013 - abgeglichen. Ein Anlass für weitere Begehungen 

ergab sich daraus nicht. Das Plangebiet hat sich allerdings zwischen den Be-

standserhebungen und dem Erlass des Planfeststellungsbeschlusses durch die 

Realisierung des Autobahnanschlusses und der Gewerbeansiedlung verändert. 

Es gab jedoch keine Anhaltspunkte dafür, dass diese Veränderungen zu einer 

Ansiedlung weiterer Arten geführt haben könnten. Ob sich, soweit es hierauf 

ankommt, auf der Grundlage der Daten auch eine Verschlechterung des Erhal-

tungszustands der lokalen Population ausschließen lässt (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 

BNatSchG), kann nicht generell, sondern nur artspezifisch unter Berücksichti-

gung der konkreten Umstände beurteilt werden.  

 

Für die Brutvogelkartierung wurde der Untersuchungsraum in fünf Untersu-

chungsbereiche aufgeteilt, drei vor allem durch Wald geprägte Flächen (Anlage 

12.2.2.2 Flächen 16.1, 16.2 und 16.3) und zwei Offenlandflächen (16-N und 

16-S). Erfasst wurden insgesamt 89 Vogelarten (78 Brutvogelarten und 11 

Gastvogelarten). In einer Tierartenliste wurden die Untersuchungsflächen, auf 

denen die Vogelart erfasst wurde, und eine Häufigkeitsklasse, für einzelne Ar-

ten statt der Häufigkeitsklasse die Zahl der Brutpaare angegeben (Anlage 12.1 

Anhang G Tabelle 1). Wie die Sachbeistände sowohl der Klägerseite als auch 

der Beigeladenen bestätigt haben, können fünf Kartierungsdurchgänge für Vö-

gel der offenen Feldflur noch ausreichend sein; wenn aber - wie hier - auch im 

Hinblick auf ihren Schutzstatus besonders planungsrelevante Vögel der Wälder 

und anderer Lebensräume erfasst werden sollen, ist eine größere Zahl von Be-

gehungen in einem längeren Erfassungszeitraum erforderlich (vgl. z.B. Albrecht 
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u.a., Leistungsbeschreibungen für faunistische Untersuchungen, März 2015, 

S. 44). Nicht gefährdete, sondern allgemein verbreitete Vogelarten müssen al-

lerdings nicht in dieser Tiefe untersucht werden (vgl. BVerwG, Beschluss vom 

28. November 2013 - 9 B 14.13 - DVBl 2014, 237 Rn. 20 und Urteil vom 6. April 

2017 - 4 A 16.16 [ECLI:DE:BVerwG:2017:060417U4A16.16.0] - NVwZ-RR 

2017, 768 Rn. 65; vgl. auch Albrecht u.a. a.a.O. S. 26).  

 

Zum fachlichen Standard gehört zudem, für jede Begehung Datum, Beginn und 

Ende sowie die Witterungsbedingungen zu dokumentieren. Darin waren sich 

die Sachbeistände ebenfalls einig. Das ist hier nicht geschehen. Inwieweit die 

Ergebnisse der Bestandsaufnahme gleichwohl verwertbar sind, hängt davon ab, 

ob sich für die jeweiligen Untersuchungsergebnisse trotz des Dokumentations-

mangels die Überzeugung gewinnen lässt, dass die Daten in der Sache metho-

dengerecht gewonnen wurden. Das lässt sich nicht generell, sondern nur art-

spezifisch beurteilen.  

 

Die methodischen Mängel sind nicht geheilt worden. Die Beigeladene hat zwar 

die Brutvögel nach Erlass des Planfeststellungsbeschlusses für den nachträgli-

chen Variantenvergleich der Bündelungs- und Verschwenktrasse (Unterlage 

B 11) im Jahr 2015 vollständig neu kartieren lassen. Die Beklagte hat die Er-

gebnisse dieser Untersuchungen aber nicht zum Anlass genommen, das Plan-

feststellungsverfahren wieder aufzugreifen und die artenschutzrechtlichen Ver-

botstatbestände in einem ergänzenden Verfahren neu zu prüfen. Im Hinblick 

auf die der Planfeststellungsbehörde insoweit zustehende Einschätzungs-

prärogative ist es nicht Aufgabe des Gerichts, die neuen Untersuchungen auf 

die Einhaltung methodischer Standards zu prüfen, für 89 Vogelarten die Unter-

suchungsergebnisse aus dem Jahr 2007 mit denen aus 2015 abzugleichen und 

etwaige Unterschiede artenschutzrechtlich zu würdigen. Diese Prüfungen sind 

einem ergänzenden Verfahren vorbehalten. Die Beispiele Kiebitz und Mit-

telspecht zeigen, dass insoweit differenzierte Betrachtungen erforderlich sind.  

  

2. a) Für den sowohl in Deutschland als auch in Bayern und in der Region 

Nordwestbayerisches Schichtstufenland stark gefährdeten Kiebitz wurden 13 

Brutpaare im Untersuchungsbereich 16-N und 5 Brutpaare im Untersuchungs-
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bereich 16-S erfasst (Anlage 12.1 Anhang G Tabelle 1 lfd. Nr. 16). Für diese 

Vogelart der offenen Feldflur hat auch die Klägerseite das Ergebnis der Be-

standsaufnahme aus dem Jahr 2007 nicht in Frage gestellt. Bei den Bestands-

erhebungen im Jahr 2015 (B 11) wurden im Untersuchungsraum nur noch drei 

bis fünf Brutpaare festgestellt. Auf die Bestandssituation im Jahr 2015 kommt 

es aus Rechtsgründen nicht an. Maßgebend für die Beurteilung der Sach- und 

Rechtslage ist der Zeitpunkt des Erlasses des Planfeststellungsbeschlusses 

(stRspr, vgl. BVerwG, Beschluss vom 17. Januar 2013 - 7 B 18.12 - juris Rn. 27 

m.w.N.), hier also der 30. Januar 2014. Die Ergebnisse aus dem Jahr 2015 las-

sen auch nicht den Rückschluss zu, dass bereits im Zeitpunkt der Planfeststel-

lung nur noch drei bis fünf Brutpaare vorhanden waren. Die Habitateignung der 

Untersuchungsflächen hat sich durch die Ansiedlung des großflächigen Gewer-

bes an der Autobahnanschlussstelle Steinach ("Höffner") in den Jahren 2012/13 

für den Kiebitz zwar nicht verbessert; sie ist aber - wie die Sachbeistände in der 

mündlichen Verhandlung übereinstimmend bestätigt haben - nicht verloren ge-

gangen. Unter diesen Umständen hätte ein gegenüber 2007 reduzierter Be-

stand an Kiebitzen für den Zeitpunkt der Planfeststellung nur durch eine Aktua-

lisierung der Bestandsaufnahme vor Erlass des Planfeststellungsbeschlusses 

nachgewiesen werden können.  

 

b) Dass der Planfeststellungsbeschluss für den Kiebitz eine Verwirklichung des 

Tötungsverbots (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) verneint hat, ist nicht zu bean-

standen. Die Tötung von Individuen im Zusammenhang mit der Freimachung 

des Baufeldes wird durch die Maßnahme AV 1 "Bauzeitbeschränkung Brutvö-

gel" wirksam vermieden. Für eine vorhabenbedingte Erhöhung des Kollisionsri-

sikos an den Verkehrswegen gibt es keine hinreichenden Anhaltspunkte; der 

Kiebitz nutzt vertikale Strukturen und damit auch die Bahndämme als Revier-

grenzen. Das war in der mündlichen Verhandlung nicht streitig. Zu den ange-

regten Vorlagen an den Gerichtshof der Europäischen Union zu Fragen des 

Tötungsrisikos besteht deshalb kein Anlass.  

 

c) Einen Verstoß gegen das Zugriffsverbot des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

hätte der Planfeststellungsbeschluss hingegen nicht verneinen dürfen. Nach 

dieser Vorschrift ist es verboten, Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild le-
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benden Tiere der besonders geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, 

zu beschädigen oder zu zerstören. Der Begriff "Fortpflanzungsstätte" ist eng 

auszulegen. Er schließt jeden einem Zugriff zugänglichen, als Ort der Fortpflan-

zung dienenden Gegenstand und damit auch einzelne Nester ein. In zeitlicher 

Hinsicht betrifft § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG primär die Phase aktueller Nutzung 

der Lebensstätte; der Schutz ist auszudehnen auf Abwesenheitszeiten, sofern 

nach den Lebensgewohnheiten der Art mit einer regelmäßig wiederkehrenden 

Nutzung zu rechnen ist (BVerwG, Urteil vom 6. November 2013 - 9 A 14.12 - 

BVerwGE 148, 373 Rn. 114 m.w.N.). Selbst wenn die Vogelart - wie der Kie-

bitz - die Neststandorte jährlich wechselt, ist eine Fortpflanzungsstätte jeden-

falls dann betroffen, wenn ein ganzes Brutrevier beseitigt wird, in dem sich re-

gelmäßig benutzte Brutplätze befinden (vgl. BVerwG, Urteil vom 21. Juni 2006 

- 9 A 28.05 - BVerwGE 126, 166 Rn. 33). Das ist hier der Fall. Da innerhalb der 

Untersuchungsbereiche nicht kartiert wurde, welche Flächen als Brutplätze ge-

nutzt wurden, muss jedenfalls für den Untersuchungsbereich 16-N davon aus-

gegangen werden, dass die von der BAB A 73 und der Verschwenktrasse ein-

geschlossene Fläche im Zeitpunkt der Planfeststellung als Brutrevier der Kiebit-

ze genutzt wurde und diese Eignung durch das Vorhaben vollständig verliert. 

Ein Verstoß gegen das Verbot des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG kann nicht - wie 

der Planfeststellungsbeschluss im Anschluss an den Artenschutzrechtlichen 

Fachbeitrag annimmt (Anlage 12.1 Anhang F S. 88, PFB S. 157) - gemäß § 44 

Abs. 5 Satz 1 bis 3 BNatSchG ausgeschlossen werden. Ob § 44 Abs. 5 Satz 1 

BNatSchG in der Neufassung durch das Gesetz zur Änderung des Bundesna-

turschutzgesetzes vom 15. September 2017 (BGBl. I S. 3434) weiterhin vo-

raussetzt, dass das Vorhaben mit der Eingriffsregelung vereinbar ist (zur bishe-

rigen Rechtslage BVerwG, Urteil vom 14. Juli 2011 - 9 A 12.10 - BVerwGE 140, 

149 Rn. 117; zur Berücksichtigung der Rechtsänderung BVerwG, Urteil vom 

12. August 2009 - 9 A 64.07 - BVerwGE 134, 308 Rn. 52), kann offen bleiben. 

Aus der Gesetzesbegründung ergeben sich keine Anhaltspunkte, dass insoweit 

eine Änderung beabsichtigt war (vgl. BT-Drs. 18/11939 S. 17). Jedenfalls ist 

das Verbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG auch nach der Neufassung nur 

dann nicht erfüllt, wenn die ökologische Funktion der von dem Vorhaben be-

troffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang wei-

terhin erfüllt wird; soweit erforderlich, können vorgezogene Ausgleichsmaß-
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nahmen - sogenannte CEF-Maßnahmen - festgesetzt werden. Von den für den 

Kiebitz festgesetzten Maßnahmen A5 (S), A10 (S), A15 (S), A17 (S) und 

A19 (S) (Anlage 12.4 Blatt 1 und 2) kommen die linienförmigen, nur den jeweili-

gen Gewässerrandstreifen mit seinem Aufwuchs umfassenden Maßnahmen 

A5 (S) "Ökologische Gestaltung des Bucher Landgrabens" und A17 (S) "Rena-

turierung Schwalbenzahlgraben" als Brutplatz für den Kiebitz von vornherein 

nicht in Betracht. Die Maßnahmefläche A15 (S), die im Bereich der Überführung 

des S-Bahn-Verschwenks über die Bestandstrasse sowohl an den S-Bahn-

damm als auch an die Bestandstrasse angrenzt, und die drei östlich an den 

S-Bahn-Damm angrenzenden Teilflächen von A19 (S) sind nach insoweit über-

einstimmender Einschätzung der Sachbeistände für den Kiebitz nicht geeignet. 

Die verbleibende, westlich an den Schwalbenzahlgraben angrenzende Teilflä-

che von A19 (S) und die etwa 150 m von der Verschwenktrasse entfernte Flä-

che A10 (S) sind zwar - auch insoweit unstreitig - geeignet, den Verlust von 

Brutplätzen teilweise auszugleichen; es kann jedoch nicht angenommen wer-

den, dass diese Flächen zur Sicherung der ökologischen Funktion des Untersu-

chungsbereichs 16-N als Brutrevier ausreichen. Anderenfalls hätte die Beklagte 

landwirtschaftlich genutzte Flächen über das erforderliche Maß hinaus und da-

mit unverhältnismäßig für Ausgleichsmaßnahmen in Anspruch genommen. 

Ausgehend hiervon sind die von der Klägerseite formulierten Vorlagefragen zur 

Zulässigkeit von CEF-Maßnahmen nicht entscheidungserheblich. 

 

d) Für den Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) gilt nichts ande-

res. Die festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen sollen verhindern, dass sich 

durch ein baubedingtes Verlassen von Brutplätzen der Erhaltungszustand der 

lokalen Population verschlechtert. Auch insoweit kann nicht davon ausgegan-

gen werden, dass die Maßnahmeflächen hierfür ausreichen, obwohl sie für den 

Kiebitz - wie dargelegt - teilweise nicht geeignet sind. 

 

e) Der aufgezeigte Mangel ist entscheidungserheblich. Dass für den Kiebitz ei-

ne Ausnahme von den Verboten des § 44 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BNatSchG hätte 

erteilt werden können, steht nicht fest (vgl. BVerwG, Urteil vom 14. Juli 2011 

- 9 A 12.10 - BVerwGE 140, 149 Rn. 120, 145 ff.). Abgesehen von weiteren Vo-

raussetzungen darf eine Ausnahme gemäß § 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG nur 
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erteilt werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind. Es kann nicht 

ausgeschlossen werden, dass zur Sicherung der ökologischen Funktion der 

Untersuchungsfläche 16-N als Brutrevier für den Kiebitz weitere Ausgleichsflä-

chen zur Verfügung gestellt werden könnten.  

 

3. Dass der Planfeststellungsbeschluss für den Mittelspecht die Verwirklichung 

eines Zugriffsverbots verneint hat, ist hingegen nicht zu beanstanden.  

 

a) Die Tötung von Individuen entgegen dem Verbot des § 44 Abs. 1 Nr. 1 

BNatSchG wird im Rahmen der Baufeldfreimachung durch die Vermeidungs-

maßnahme AV1 "Bauzeitbeschränkung Brutvögel" wirksam vermieden. Hier-

nach muss die Freimachung des Baufeldes grundsätzlich zwischen Anfang 

September und 1. März vor Beginn der Brutzeit beginnen. Die Regelung 

schließt nicht aus, einzelne Maßnahmen bereits im Frühjahr oder Sommer zu 

beginnen. Dies kommt aber nur in Betracht, wenn die vorgesehene Begehung 

durch ökologische Baubegleitung tatsächlich sicherstellen kann, dass sich keine 

Tiere im Bereich der Zuwegungen und des Baufeldes befinden. Bei Bodenbrü-

tern im Offenland - wie dem Kiebitz - kann das der Fall sein. Die Nistplätze von 

Gehölz- oder Baumhöhlenbrütern können aber so versteckt sein, dass sie vo-

raussichtlich nicht vollständig erfasst werden können. Dann dürfen Maßnahmen 

außerhalb der vorgesehenen Bauzeiten nicht zugelassen werden. Eine Erhö-

hung des Kollisionsrisikos ist auch für den Mittelspecht nicht ersichtlich.  

 

b) Ob im Trassenbereich Spechthöhlen und damit Fortpflanzungsstätten vor-

handen sind, die durch das Fällen der Bäume zerstört würden - damit wäre vor-

behaltlich des § 44 Abs. 5 BNatSchG das Zugriffsverbot des § 44 Abs. 1 Nr. 3 

BNatSchG verwirklicht - ist im Planfeststellungsverfahren nicht untersucht wor-

den. Bei den Kartierungen für den nachträglichen Variantenvergleich im Jahr 

2015 wurden Baumhöhlen im Trassenbereich nicht festgestellt (B 11 - Anhang 

3 - 2.21). Diese Feststellung lässt den Rückschluss zu, dass bereits im Zeit-

punkt der Planfeststellung Baumhöhlen nicht vorhanden waren. Es ist nicht er-

sichtlich, wie damals vorhandene Baumhöhlen verloren gegangen sein sollten.  

 

53 

54 

55 



- 26 - 
 
 

c) Die Annahme, dass das Zugriffsverbot des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG 

durch etwaige baubedingte Störungen während der Fortpflanzungszeiten nicht 

erfüllt wird, weil sich jedenfalls der Erhaltungszustand der lokalen Population 

nicht verschlechtert, ist von der Einschätzungsprärogative der Planfeststel-

lungsbehörde gedeckt. Anhaltspunkte dafür, dass der Bestand von Mittelspech-

ten in einem für diese Einschätzung wesentlichen Umfang unterschätzt worden 

sein könnte, sind nicht ersichtlich. Im Jahr 2007 wurde ein Brutpaar im Untersu-

chungsbereich 16.3 (Gründlachniederung) nachgewiesen. In der Bestandser-

fassung für den nachträglichen Trassenvergleich aus dem Jahr 2015 wird der 

Mittelspecht lediglich als potenzieller Brutvogel und Nahrungsgast in den Au-

wäldern an der Gründlach und im Fuchswald bezeichnet; im Wäsig gab es er-

neut keine Hinweise auf den Mittelspecht (B 11 - Anhang 3 - 2.21).  

 

4. a) Die Beurteilung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände im Hinblick 

auf Fledermäuse beruht ebenfalls nicht auf einer ordnungsgemäßen Bestands-

erfassung. Untersuchungen zur Fledermausfauna fanden von Mai bis Septem-

ber 2007 auf den Teilflächen "Niederung der Gründlach und Umland" (F5) und 

"Sanddüne am Wäsig" (F6) statt (Anlage 12.2.2.2). Nach Angaben der Beigela-

denen im gerichtlichen Verfahren (Schriftsatz vom 31. August 2017 S. 3) wur-

den neben Sichtbeobachtungen mit Detektoren Ultraschalllaute registriert. Dar-

über hinaus seien an potentiellen Querungsstellen bei Eltersdorf Horchboxen 

eingesetzt worden. Festgestellt wurden fünf Fledermausarten sowie Individuen 

der Gattung Myotis (Anlage 12.1 Anhang G Tabelle 2). Datum, Beginn und En-

de der Begehungen und die Witterungsbedingungen sind auch bei den Fleder-

mäusen nicht dokumentiert. Offen ist darüber hinaus, wie viele Begehungen 

überhaupt durchgeführt wurden. Bei der nachträglichen Bestandserfassung im 

Jahr 2015 wurden 18 Fledermausarten festgestellt, darunter sieben Myotis-

Arten (B 11 S. 39 Tabelle 17). Ausgehend hiervon besteht die konkrete Mög-

lichkeit, dass nicht nur die Dokumentation, sondern auch die dem Planfeststel-

lungsbeschluss zugrunde liegende Bestandserfassung selbst fachlichen Stan-

dards nicht entsprochen hat.  

 

b) Unabhängig hiervon hat der Planfeststellungsbeschluss eine signifikante Er-

höhung des Kollisionsrisikos mit S-Bahnen und Güterzügen im Bereich der 

56 

57 

58 



- 27 - 
 
 

Gründlachniederung und damit eine Verwirklichung des Tötungsverbots (§ 44 

Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) nicht mit tragfähigen Argumenten ausgeschlossen. Die 

Untersuchungen im Jahr 2007 haben ergeben, dass die Fledermäuse die vor-

handenen zusammenhängenden Gehölzstrukturen und Gewässerstrukturen 

entlang der Niederung der Gründlach als Hauptflugkorridor nutzten; hier fänden 

Überquerungen der bestehenden Bahntrasse statt, weil die Fledermäuse zwi-

schen den Wohnquartieren östlich der Bahntrasse und den Jagdhabitaten west-

lich der Bahntrasse hin- und herflögen. Eine signifikante Erhöhung des Kollisi-

onsrisikos durch eine Erhöhung der Geschwindigkeit und der Zahl der Züge 

könne ausgeschlossen werden, da die Strecke im Bereich des Hauptflugkorri-

dors von km 16,600 bis km 16,840 durch 3 m hohe Schallschutzwände abge-

schirmt sei (Anlage 12.1 Anhang F S. 15 f.). Die Schallschutzwände können zur 

Vermeidung von Kollisionen schon deshalb nicht ausreichen, weil sie nur östlich 

der Güterzugstrecke vorgesehen sind (PFB S. 30). Zudem werden Kollisions-

schutzwände als Querungshilfen für Fledermäuse - wie in der Rechtsprechung 

des Bundesverwaltungsgerichts bereits dargelegt (BVerwG, Urteil vom 14. Juli 

2011 - 9 A 12.10 - Buchholz 406.400 § 61 BNatSchG 2002 Nr. 13 Rn. 102 in-

soweit in BVerwGE 140, 149 nicht abgedruckt) - sehr skeptisch bewertet. Auch 

die mündliche Verhandlung hat ergeben, dass insoweit insbesondere mit Blick 

auf Verwirbelungen eine artspezifische Prüfung erforderlich sein kann. Es konn-

te auch nicht festgestellt werden, dass an den neuen Bahngleisen eine signifi-

kante Erhöhung des Kollisionsrisikos im Vergleich zu den bereits bestehenden 

Kollisionsrisiken an der Bestandstrasse und der BAB A 73 selbst ohne Que-

rungshilfen nicht zu erwarten ist. Welche Flugbeziehungen in diesem Bereich 

bestehen, ließ sich nicht abschließend klären.  

 

c) Ob die Vermeidungsmaßnahme AV3 in der durch die Protokollerklärung ge-

änderten Fassung geeignet ist, eine Tötung von Individuen (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 

BNatSchG) im Zuge der Baufeldfreimachung nicht nur weitergehend zu vermei-

den, sondern vollständig zu verhindern, lässt sich ohne eine weitere Erläute-

rung der Maßnahme nicht abschließend beurteilen. Die Maßnahme sieht vor, 

besetzte Baumhöhlen durch Reusen zu verschließen, die nur ein Ausfliegen, 

aber keine Rückkehr ermöglichen. Der Erläuterung bedarf u.a., wie der Besatz 

und das Ausfliegen festgestellt werden sollen. 
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d) Ob ein Verstoß gegen das Zerstörungsverbot gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 3 

BNatSchG vorliegt, muss ebenfalls in einem ergänzenden Verfahren neu ge-

prüft werden. Die Maßnahme E1 (S) ordnete in ihrer ursprünglichen Fassung 

als Ausgleich für den Verlust von Fledermausquartieren, die durch die Bau-

maßnahme verloren gehen können, das Anbringen von zehn artgerechten Fle-

dermauskästen unterschiedlichen Bautyps an (Anlage 12.1 B 4 - 46). In der 

Fassung der Protokollerklärung sieht die Maßnahme vor, für jede besiedelte 

Wochenstube bzw. für jedes genutzte Winterquartier im Baufeld fünf artspezifi-

sche Ersatzquartiere in der Maßnahmefläche E1 (S) aufzuhängen. Dadurch soll 

gemäß § 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG gewährleistet werden, dass das Zerstö-

rungsverbot trotz des Verlustes von Bäumen mit besiedelten Wochenstuben 

oder genutzten Winterquartieren nicht eingreift. Dass Fledermauskästen von 

den Tieren grundsätzlich angenommen werden, ist in der Fachliteratur aner-

kannt. Das Anbringen von künstlichen Quartieren gehört zu den Maßnahmen, 

die am häufigsten zum Ersatz von Quartierverlusten bei Fledermäusen ergriffen 

werden; es wird auch in Arbeitshilfen empfohlen (BVerwG, Urteile vom 10. No-

vember 2016 - 9 A 18.15 - NVwZ 2017, 1294 Rn. 91 und vom 6. April 2017 

- 4 A 16.16 - NVwZ-RR 2017, 768 Rn. 84). Die Klägerseite hat die Eignung von 

Fledermauskästen bestritten und in der mündlichen Verhandlung eine Studie 

aus dem Jahr 2017 benannt. Sie kommt zu dem Ergebnis, dass in Gebieten 

ohne ein bereits bestehendes Kastensystem neue Kästen den Verlust von Wo-

chenstubenquartieren in Bäumen auch auf längere Sicht nicht mit hinreichender 

Erfolgswahrscheinlichkeit ersetzen können (Zahn/Hammer, Anliegen Natur 

39 (1) 2017 S. 27). Ob und inwieweit die Studie, soweit es um den Verlust von 

Wochenstuben geht, geeignet ist, die bisherigen Erkenntnisse in Frage zu stel-

len, und inwieweit es im Bereich des Baufeldes überhaupt Anhaltspunkte für 

das Vorhandensein von Wochenstuben gibt, ist zunächst naturschutzfachlich zu 

bewerten.  

 

5. Für die Zauneidechse (lacerta agilis), eine gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 Buchst. b 

Doppelbuchst. aa und Nr. 14 BNatSchG i.V.m. Anhang IV der Richtlinie 

92/43/EWG besonders und streng geschützte Art, die auf den Untersuchungs-

flächen im Bereich des Wäsig (R6) und der bestehenden Bahnböschung zwi-
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schen der Querung der BAB A 73 und der ehemaligen Kläranlage (R8) festge-

stellt wurde, geht der Planfeststellungsbeschluss davon aus, dass nur gegen 

das Tötungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) verstoßen werde (PFB 

S. 156). Ein Verstoß gegen das Verbot, Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu 

zerstören (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG), soll gemäß § 44 Abs. 5 Satz 2 und 3 

BNatSchG nicht vorliegen, weil die ökologische Funktion der betroffenen Fort-

pflanzungs- und Ruhestätten auf den teilweise vor Baubeginn fertiggestellten 

Flächen A3 (S), A6 (G), A12 (S) und A18 (S) im räumlichen Zusammenhang 

weiterhin erfüllt werde. Diese Begründung ist nicht tragfähig. Ob die Fläche A3 

(S) den Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Zauneidechse auch 

dann ausgleichen kann, wenn sie - wie in der Planänderung aus dem Jahr 2013 

vorgesehen - zugleich der Hochwasserrückhaltung dienen soll, hat die Beklagte 

nicht - jedenfalls nicht unter der insoweit gebotenen Einbeziehung des natur-

schutzfachlichen Sachverstands der Naturschutzvereinigungen - geprüft. Auch 

die Anhörung der Sachbeistände der Beteiligten zu dieser Frage in der mündli-

chen Verhandlung hat nicht zu einem eindeutigen Ergebnis geführt. Offen ge-

blieben ist insbesondere, inwieweit die Fläche wiederkehrend überflutet würde, 

inwieweit sich infolge dessen die Vegetationsstruktur der Fläche ändert und 

sich dadurch die Eignung als Lebensraum der Zauneidechse mindert. Inwieweit 

die Fläche A5 (G) trotz ihrer Verinselung geeignet sein sollte, den Verlust von 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Zauneidechse auszugleichen, ist nicht 

nachvollziehbar. Die Fläche liegt im Dreieck zwischen Güterzugtrasse, Be-

standstrasse und Verbindungsspange. Eine Verbindung der Fläche zu anderen 

Lebensräumen der Zauneidechse ist nicht erkennbar. Eine objektive Ausnah-

melage kann nicht festgestellt werden. Sollte der Retentionsraum oder die Aus-

gleichsfläche für die Zauneidechsen anders geplant werden können, wäre eine 

zumutbare Alternative im Sinne des § 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG gegeben.  

 

Solange nicht geklärt ist, ob eine Ausnahme vom Zugriffsverbot des § 44 Abs. 1 

Nr. 3 BNatSchG erforderlich ist, kann, da eine Ausnahme nur aufgrund einer 

Gesamtbetrachtung der artenschutzrechtlichen Beeinträchtigungen erteilt wer-

den kann (BVerwG, Urteil vom 14. Juli 2011 - 9 A 12.10 - BVerwGE 140, 149 

Rn. 146), das Vorliegen der Ausnahmevoraussetzungen auch bezüglich des 

Tötungsverbots nicht festgestellt werden. Ohne eine erneute naturschutzfachli-
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che Beurteilung durch die Beklagte kann auch nicht abweichend vom Planfest-

stellungsbeschluss (PFB S. 156) angenommen werden, dass unter den hier 

gegebenen Umständen eine signifikante Erhöhung des Tötungsrisikos bereits 

durch die Vermeidungsmaßnahmen AV2 "Bauzeitbeschränkung Reptilien" und 

AV8 "Schutzzaun/Umsiedlung Reptilien" wirksam ausgeschlossen wird (vgl. 

BVerwG, Urteil vom 8. Januar 2014 - 9 A 4.13 - Buchholz 407.4 § 17 FStrG 

Nr. 235 Rn. 98 f.).  

 

6. Im Übrigen ist die artenschutzrechtliche Beurteilung des Vorhabens nicht zu 

beanstanden.  

 

a) Die Beurteilung im Hinblick auf Amphibien beruht auf einer tragfähigen Be-

standserfassung. Bei drei Begehungen von April bis Juli 2007 und einer Nach-

kontrolle im März/April 2008 wurden streng geschützte Amphibien auf den Un-

tersuchungsflächen nicht nachgewiesen. Aufgrund der Nachweise in der Arten-

information des LfU, TK Blatt 6531 - Stand 2013 -, wurde für die Untersu-

chungsfläche A10 an der ehemaligen Kläranlage Gründlach ein Vorkommen 

der Anhang IV-Arten Gelbbauchunke (Bombina variegata), Kreuzkröte (Bufo 

calamita), Laubfrosch (Hyla arborea), Knoblauchkröte (Pelobates fuscus), 

Springfrosch (Rana dalmatina) und Kammmolch (Triturus cristatus) unterstellt. 

Dass nicht auch ein Vorkommen des Kleinen Wasserfroschs (Rana lessonae) 

unterstellt wurde, ist unschädlich; der Sachbeistand der Klägerseite geht selbst 

davon aus, dass für den Kleinen Wasserfrosch hinsichtlich möglicher Beein-

trächtigungen nicht wesentlich anderes gilt als für die Gelbbauchunke.  

 

Die Annahme, dass eine Verwirklichung des Tötungsverbots (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 

BNatSchG) durch die Maßnahmen AV4 "Bauzeitbeschränkung Amphibien" und 

AV5 "Installation von temporären Amphibienschutzzäunen (optionale Maßnah-

me)", die bei Bedarf ein Einwandern von Amphibien in das Baufeld verhindern 

sollen, wirksam vermieden wird, ist nicht zu beanstanden. Für eine weiterge-

hende Erfassung etwaiger Wanderwege der Amphibien und die Anordnung wei-

terer Schutzzäune bestand hier kein Anlass. Die Klägerseite hat nicht aufge-

zeigt, für welche Laichgewässer außerhalb des Baufeldes die Erreichbarkeit 

vorhabenbedingt erschwert werden sollte. Der Möglichkeit, dass Amphibien in 
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ihren Winterquartieren durch die Baufeldfreimachung getötet werden könnten, 

musste nicht weiter nachgegangen werden. Konkrete Anhaltspunkte für derarti-

ge Quartiere im Baufeld, die den hohen Untersuchungsaufwand (vgl. Albrecht, 

Leistungsbeschreibungen für faunistische Untersuchungen S. 87) hätten recht-

fertigen können, waren nicht ersichtlich. Die Annahme, dass etwaige baube-

dingte Störungen jedenfalls nicht für den Erhaltungszustand der lokalen Popula-

tion erheblich sind (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG), ist von der Einschätzungs-

prärogative der Beklagten gedeckt. Gleiches gilt für die Annahme, dass eine 

etwaige Zerstörung von Fortpflanzungsstätten auf der Untersuchungsfläche 

A10 (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) durch die Maßnahme A17 (S) "Renaturie-

rung Schwalbenzahlgraben" im Sinne des § 44 Abs. 5 Satz 2 und 3 BNatSchG 

ausgeglichen wird. Für einen unionsrechtlichen Klärungsbedarf ist insoweit 

nichts ersichtlich. 

 

b) Der Libellen-Bestand wurde ausreichend untersucht. Bei fünf Begehungen 

von Mai bis September 2007 wurde auf den Untersuchungsflächen L11 an der 

Gründlach und L17 im Bereich der Querung des Bucher Landgrabens durch die 

Verschwenktrasse die Anhang IV-Art Grüne Keiljungfer (Ophiogomphus cecilia) 

festgestellt. Beide Untersuchungsflächen wurden als "hochbedeutsame Lebens-

räume für Libellen" eingestuft (Anlage 12.1 Anhang F S. 20). Der nachträgliche 

Variantenvergleich (B 11) hat nicht zu weiteren Nachweisen von Anhang IV-

Libellenarten geführt.  

 

aa) Eine signifikante Erhöhung des Kollisionsrisikos für die Grüne Keiljungfer 

(§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) im Bereich des Bucher Landgrabens hat die Be-

klagte naturschutzfachlich vertretbar verneint. Der Sachbeistand der Beigelade-

nen hat in der mündlichen Verhandlung nachvollziehbar erläutert, dass die Grü-

ne Keiljungfer die insoweit mit einer lichten Weite von 7 m und einer lichten Hö-

he von mindestens 1,85 m ausreichend dimensionierte Eisenbahnbrücke unter-

queren und die sich unmittelbar anschließenden Feldwege, für die Durchlässe 

mit einer lichten Höhe von nur 1 m vorgesehen sind, überqueren werde. Kleine-

re Libellenarten, die sich stärker als die Grüne Keiljungfer am Gewässer orien-

tierten, seien hierzu allerdings nicht in der Lage. Wenn ein ergänzendes Verfah-

ren durchgeführt wird, wird deshalb auch zu prüfen sein, ob eine Beeinträchti-
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gung nur national geschützter Libellenarten gemäß § 15 Abs. 1 BNatSchG 

durch eine Aufweitung der Durchlässe unter den Feldwegen in zumutbarer 

Weise vermieden werden kann. Ausgehend hiervon besteht auch insoweit kein 

Anlass, einer Aussetzung des Verfahrens zur unionsrechtlichen Klärung von 

Fragen zur Signifikanzschwelle näher zu treten.  

 

bb) Dass die Vermeidungsmaßnahme AV6 "Erfassung und ggf. Umsiedlung 

von Larven der Grünen Keiljungfer" die Tötung von Individuen während der 

Bauphase nicht vollständig ausschließen kann, räumt der Planfeststellungsbe-

schluss ein (PFB S. 156). Für den Fall, dass Larven festgestellt werden, sieht 

die Maßnahme vor, die Larven abzukäschern und in einen geeigneten Gewäs-

serabschnitt außerhalb des Eingriffsbereichs zu verbringen. Die in der Recht-

sprechung offen gelassene Frage, ob auch das Fangen wild lebender Tiere im 

Rahmen einer Vermeidungsmaßnahme den Tatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1 

BNatSchG erfüllt (vgl. BVerwG, Urteile vom 14. Juli 2011 - 9 A 12.10 - 

BVerwGE 140, 149 Rn. 130 und vom 6. November 2013 - 9 A 14.12 - BVerwGE 

148, 373 Rn. 117), hat der Gesetzgeber in § 44 Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 BNatSchG 

in der Fassung des Gesetzes zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes 

vom 15. September 2017 (BGBl I S. 3434) verneint (vgl. BT-Drs. 18/11939 

S. 18).  

 

cc) Dass der Planfeststellungsbeschluss die weiteren Zugriffsverbote nicht als 

verwirklicht ansieht, ist nicht zu beanstanden. Die Einschätzung, dass die bau-

bedingten Störungen der Grünen Keiljungfer und ihrer Larven im Hinblick auf 

die Vermeidungsmaßnahmen AV6 und AV7 - letztere fordert eine weitgehende 

Vermeidung von Sedimenteintrag in die Fließgewässer bei der Baudurchfüh-

rung - den als günstig eingestuften Erhaltungszustand der lokalen Population 

(Anlage 12.1 Anhang F S. 73) nicht verschlechtert (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 

BNatSchG), ist naturschutzfachlich vertretbar. Gleiches gilt für die Einschät-

zung, dass die ökologische Funktion des Bucher Landgrabens und des 

Schwalbenzahlgrabens als Fortpflanzungsstätte bei Durchführung der Maß-

nahmen A5 (S) "Ökologische Gestaltung des Bucher Landgrabens", A11 (S) 

"Verlegung des Schwalbenzahlgrabens und naturnahe Waldrandgestaltung", 

A17 (S) "Renaturierung Schwalbenzahlgraben" und E1 (P) "Renaturierung und 
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Grünlandextensivierung am Schwalbenzahlgraben" gewahrt bleibt (§ 44 Abs. 1 

Nr. 3, Abs. 5 Satz 2 und 3 BNatSchG). Die Maßnahmen A17 (S) und E1 (P) 

müssen insgesamt und die Maßnahme A5 (S) muss abseits des Baufeldes vor 

Beginn der Streckenbaumaßnahme realisiert werden. Für die Maßnahme A11 

(S) gilt dasselbe jedenfalls hinsichtlich der Unterpflanzung des künftigen Wald-

randes (Anlage 12.1 B 4-27, B 4-35, B 4-35, B 4-43, B 4-62). Von der Verein-

barkeit des § 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG mit Unionsrecht geht das Bundes-

verwaltungsgericht in ständiger Rechtsprechung aus (vgl. BVerwG, Beschluss 

vom 6. März 2014 - 9 C 6.12 - NuR 2014, 638 Rn. 64 m.w.N.). 

 

dd) Vom Tötungsverbot kann gemäß § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5, Satz 2 

BNatSchG eine Ausnahme zugelassen werden. Dass die Beklagte die Aus-

nahme weder im verfügenden noch im begründenden Teil des Planfeststel-

lungsbeschlusses ausdrücklich erteilt hat, ist unschädlich. Es reicht aus, dass 

eine Ausnahmelage objektiv gegeben ist (BVerwG, Urteile vom 14. Juli 2011 

- 9 A 12.10 - BVerwGE 140, 149 Rn. 106, 145 und vom 6. November 2013 - 9 A 

14.12 - BVerwGE 148, 373 Rn. 117). Das ist hier der Fall. Das Vorhaben kann 

zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses für sich in An-

spruch nehmen. Sachzwänge, denen niemand ausweichen kann, sind hierfür 

nicht erforderlich; ein durch Vernunft und Verantwortungsbewusstsein geleitetes 

staatliches Handeln reicht aus (BVerwG, Urteil vom 14. Juli 2011 - 9 A 14.12 - 

a.a.O. Rn. 147). Das Vorhaben ist durch das öffentliche Interesse an einem be-

darfsgerechten S-Bahn-Angebot zwischen Fürth Hbf und Forchheim gerechtfer-

tigt. Dieses Interesse überwiegt das öffentliche Interesse, einen nicht auszu-

schließenden Verlust von Larven der Grünen Keiljungfer zu vermeiden. Der 

nicht auszuschließende Schaden bleibt begrenzt. Gefährdet sind die Larven 

ausschließlich während der Bauphase. Die Gefahren können durch das Ab-

käschern und das Verbringen der Larven in einen geeigneten Gewässerab-

schnitt reduziert werden. Der günstige Erhaltungszustand der lokalen Populati-

on bleibt jedenfalls aufgrund der vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen ge-

wahrt. Eine zumutbare Alternative ist nicht gegeben. Die Einschätzung des Ar-

tenschutzrechtlichen Fachbeitrags, dass sich die Betroffenheit der Grünen Keil-

jungfer wegen ihrer Verbreitung im Bereich der Regnitz, insbesondere am Bu-

cher und am Bisloher Landgraben, durch eine Verlegung der Trasse nicht ver-
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hindern lasse (Anlage 12.1 Anhang H S. 3), hat sich durch den nachträglichen 

Variantenvergleich (B 11) bestätigt. Auch bei einer Querung des Bucher Land-

grabens in Bündelung mit der Bestandstrasse könnten Larven der Grünen Keil-

jungfer baubedingt getötet werden (B 11 S. 59 und Anhang 3 - 1.19). Die von 

der Klägerseite formulierte Frage zur unionsrechtlich gebotenen Intensität der 

Untersuchung in Betracht kommender Alternativen stellt sich nicht. Die Annah-

me, dass sich der Erhaltungszustand der Populationen der Grünen Keiljungfer 

nicht verschlechtert, ist naturschutzfachlich vertretbar. Insoweit genügt, dass die 

Gesamtheit der Populationen in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet, das über 

das Plangebiet hinausreicht, als lebensfähiges Element erhalten bleibt 

(BVerwG, Urteil vom 6. November 2013 - 9 A 14.12 - Buchholz 407.4 § 17 

FStrG Nr. 233 Rn. 130 insoweit in BVerwGE 148, 373 nicht abgedruckt). Dass 

die Beklagte diese Voraussetzung im Anschluss an den Artenschutzrechtlichen 

Fachbeitrag (Anlage 12.1 Anhang H S. 6) bejaht hat, weil bereits der Erhal-

tungszustand der lokalen Population günstig bleibt, ist rechtlich nicht zu bean-

standen. Die Frage zur unionsrechtlichen Zulässigkeit einer Ausnahme bei 

mangelnder Untersuchung ist nicht entscheidungserheblich; die Untersuchung 

der Libellen war - wie dargelegt - ausreichend. 

 

c) Streng geschützte Falterarten wurden weder bei den Begehungen im Jahr 

2007 noch im Rahmen des nachträglichen Variantenvergleichs festgestellt. Die 

Anhang IV-Art Schwarzblauer bzw. Dunkler Wiesenknopf-Ameisenbläuling 

(Maculinea nausithous) ist zwar in der Arteninformation des LfU, TK-Blatt 6531 

- Stand 2013 -, gelistet (Anlage 12.1 Anhang F S. 14); eine Abfrage beim LfU 

ergab für den Planfeststellungsabschnitt 16 jedoch keine Fundpunkte (Anlage 

12.1 Anhang F S. 21). Im nördlich angrenzenden Planfeststellungsabschnitt 17 

ist der Schwarzblaue Wiesenknopf-Ameisenbläuling festgestellt worden (Anlage 

12.1 Anhang F S. 75). Für den Fall, dass die ökologische Baubegleitung wider 

Erwarten Individuen der Art im Baufeld feststellt, sieht die Vermeidungsmaß-

nahme V8 (AV10) vor, die entsprechenden Vegetationsstrukturen durch einen 

Schutzzaun auszusperren (Anlage 12.1 B 4 - 15). Ob diese Maßnahme die 

Verwirklichung eines Zugriffsverbots vollständig ausschließen könnte, kann of-

fen bleiben. Für ein Vorkommen des Schwarzblauen Wiesenknopf-

Ameisenbläulings im Baufeld des Planfeststellungsabschnitts 16 gab es keine 
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konkreten Anhaltspunkte. Damit fehlte auch ein Grund für eine Worst-case-

Betrachtung. Der Planfeststellungsbeschluss konnte - wie hier mit der Maß-

nahme V8 geschehen - Vorsorge auch für einen hypothetischen Konflikt treffen; 

er brauchte ihn jedoch nicht abschließend zu bewältigen.  

 

d) Warum Bock- und Prachtkäfer, also die Insektenfamilien Cermbycidae und 

Buprestidae, näher hätten untersucht werden müssen, hat die Klägerseite nicht 

substantiiert dargelegt. Vorkommen dieser Arten sind weder bei der Bestands-

aufnahme im Jahr 2007 noch bei den Untersuchungen für den nachträglichen 

Variantenvergleich im Jahr 2015 nachgewiesen worden (B 11 S. 60). Wo die in 

der Arteninformation des LfU, TK Blatt 6531, aufgeführten Arten dieser Insek-

tenfamilien im Eingriffsbereich geeignete Lebensräume finden sollten, ist nicht 

ersichtlich.  

 

V. Der Planfeststellungsbeschluss genügt nicht der naturschutzrechtlichen Ein-

griffsregelung (§§ 13 ff. BNatSchG). Die Beeinträchtigungen von Natur und 

Landschaft auf den Ackerflächen des Knoblauchslandes werden nicht ausrei-

chend ausgeglichen. Die Kompensation dieser Beeinträchtigungen mit einem 

Faktor von nur 0,2 (Anlage 12.1 A 5-3) überschreitet die Grenzen des Bewer-

tungsspielraums (1.). Zudem hätten auch erhebliche indirekte Beeinträchtigun-

gen von Natur und Landschaft auf den Ackerflächen ausgeglichen werden 

müssen (2.). Die Fehler sind entscheidungserheblich (3.).  

 

1. Eingriffe in Natur und Landschaft sind gemäß § 14 Abs. 1 BNatSchG u.a. 

Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen, die die Leistungs- 

und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich 

beeinträchtigen können. Die Errichtung der planfestgestellten technischen An-

lagen, insbesondere der S-Bahn- und der Güterzugtrasse, ist ein solcher Ein-

griff. Gemäß § 15 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG ist der Verursacher eines Eingriffs 

verpflichtet, unvermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft 

durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszuglei-

chen oder zu ersetzen. Bei der Bewertung der Eingriffswirkungen eines Vorha-

bens steht der Planfeststellungsbehörde ebenso wie bei der Bewertung der 

Kompensationswirkung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen eine natur-
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schutzfachliche Einschätzungsprärogative zu. Die im Planfeststellungsbe-

schluss vorgenommenen Quantifizierungen bei Eingriffswirkungen und Kom-

pensationsmaßnahmen sind nur einer eingeschränkten gerichtlichen Kontrolle 

zugänglich; sie sind vom Gericht hinzunehmen, sofern sie im Einzelfall natur-

schutzfachlich vertretbar sind und auch nicht auf einem Bewertungsverfahren 

beruhen, das sich als unzulängliches oder gar ungeeignetes Mittel erweist, um 

den gesetzlichen Anforderungen gerecht zu werden (stRspr, BVerwG, Urteil 

vom 21. Januar 2016 - 4 A 5.14 [ECLI:DE:BVerwG:2016:210116U4A5.14.0] - 

BVerwGE 154, 73 Rn. 146 m.w.N.). Wenn sich die Planfeststellungsbehörde 

bei der Bewertung der Eingriffswirkungen und der Kompensationswirkung von 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für ein bestimmtes Verfahren entschieden 

hat, darf sie hiervon jedoch nur abweichen, wenn dies durch sachliche Gründe 

gerechtfertigt ist. Die Entscheidung für ein bestimmtes Bewertungsverfahren im 

Rahmen der naturschutzfachlichen Einschätzungsprärogative führt zu einer 

Selbstbindung, von der sich die Planfeststellungsbehörde nicht willkürlich wie-

der lösen kann.  

 

Der Kompensationsfaktor 0,2 für Ackerflächen weicht sowohl von den Vereinba-

rungen zur Eingriffs-/Ausgleichsregelung für das VDE Nr. 8 aus dem Jahr 1993 

(Anlage 12.1 E-1 ff.) als auch vom "Umwelt-Leitfaden zur eisenbahnrechtlichen 

Planfeststellung und Plangenehmigung sowie für Magnetschwebebahnen" des 

Eisenbahn-Bundesamtes ab. Ein sachlicher Grund hierfür fehlt.  

 

Im Grundsatz haben die Beigeladene und ihr folgend die Beklagte den Kom-

pensationsbedarf für die Beeinträchtigung von Biotopen - wie in den anderen 

Planfeststellungsabschnitten - ausgehend von den Vereinbarungen für das VDE 

Nr. 8 ermittelt (PFB S. 161 f.; Anlage 12.1 A 1-2, A 4-5 bis 4-7, A 5-2 bis 5-3). 

Hiernach ist der Multiplikator für die Kompensationsflächen in Abhängigkeit vom 

Grad der Beeinträchtigung zu bestimmen; dieser ergibt sich aus einer Matrix 

aus dem funktionalen Wert des betroffenen Funktionsraums und der Intensität 

der Beeinflussung (Anlage 12.1 A 4-7 und E-8). Ackerflächen sind in den Ver-

einbarungen von diesem Bewertungsverfahren nicht ausgenommen. Werden 

sie - wie im Bereich der Trasse - vollständig überbaut, entspricht dies einer Be-

einträchtigung der Stufe 3 (mittel) und damit einem Multiplikator von 1,5. Dass 
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die betroffene Fläche möglicherweise ökologisch geringwertig ist, kann eine 

Abweichung von dem Bewertungsschema nicht rechtfertigen, denn dieser Um-

stand ist in der Matrix aus funktionalem Wert und Intensität der Beeinträchti-

gung berücksichtigt.  

 

Für die Bewertung von Ackerflächen haben die Beigeladene und ihr folgend die 

Beklagte nicht die Vereinbarungen für das VDE 8, sondern den Umwelt-

Leitfaden des Eisenbahn-Bundesamtes herangezogen (PFB S. 161; Anlage 

12.1 A 5-3). Selbst wenn dies gerechtfertigt sein sollte, weil die Vereinbarungen 

aus dem Jahr 1993 möglicherweise auf Äcker wegen des in der Regel eher ge-

ringen funktionalen Wertes dieser Flächen von vornherein nicht zugeschnitten 

waren, würde auch der Umwelt-Leitfaden bei Äcker ohne Wildkrautflur nicht zu 

einem Faktor 0,2, sondern zu einem Faktor 0,5 führen (Umwelt-Leitfaden Teil III 

S. 107). Im Planfeststellungsabschnitt 15 (Fürther Bogen) wurde der Faktor 0,5 

nach dem unwidersprochenen Vortrag der Klägerseite zugrunde gelegt. Die 

Kompensationswerte des Leitfadens beziehen sich auf den Standardfall, also 

auf Biotope mit mäßigem Vollkommenheitsgrad; daher sind Abweichungen 

möglich, aber im Einzelfall zu begründen (Umwelt-Leitfaden Teil III S. 104). Ein 

sachlicher Grund für eine Abweichung nach unten ist nicht ersichtlich. Das Inte-

resse, die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen für Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen möglichst gering zu halten, ist kein sachlicher Grund; es hat 

keinen Zusammenhang mit der ökologischen Wertigkeit der betroffenen Acker-

flächen. Im Umwelt-Leitfaden wird dargelegt, dass insbesondere das Vorkom-

men von Populationen seltener und gefährdeter Tiere und Arten im Einzelfall 

einen abweichenden Kompensationsfaktor rechtfertigen könne (Umwelt-

Leitfaden Teil III S. 104). Ausgehend hiervon drängt sich eine Abweichung nach 

oben, nicht aber nach unten auf. Die Verschwenktrasse durchschneidet mit den 

Ackerflächen des Knoblauchslandes zugleich den Lebensraum einer Reihe von 

– auch in Bayern - gefährdeten Vogelarten der offenen Feldflur (Feldlerche, 

Rebhuhn, Schafstelze). Der Kiebitz ist sogar - wiederum auch in Bayern - stark 

gefährdet (Anlage 12.1 Anhang F S. 77 Tab. 5). Dass für diese Arten aus Grün-

den des besonderen Artenschutzes Ausgleichsmaßnahmen festgelegt wurden, 

ändert nichts an der ökologischen Wertigkeit der betroffenen Ackerflächen. Im 

Übrigen spricht auch die Bodenbeschaffenheit für eine höhere Bewertung. Be-
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troffen sind bindige Ackerböden, die innerhalb des Fränkischen Beckens nur im 

Knoblauchsland auftreten (Anlage 12.1 B 1-3).  

 

2. Ein Ausgleichsdefizit besteht auch im Hinblick auf die indirekten Beeinträchti-

gungen von Natur und Landschaft auf den Ackerflächen. Erhebliche Beeinträch-

tigungen, die gemäß § 13 Satz 2, § 15 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG durch Aus-

gleichs- oder Ersatzmaßnahmen zu kompensieren sind, können nicht nur durch 

die Überbauung von Biotopflächen entstehen, sondern auch durch eine indirek-

te Beeinflussung wie z.B. Verinselung, Trennwirkung, Verlärmung und Schad-

stoffeintrag. Davon geht der Landschaftspflegerische Begleitplan selbst aus 

(Anlage 12.1 A 4-6). Für Äcker werden neben den direkten Flächenverlusten 

jedoch nur Funktionsverluste durch Baustelleneinrichtungsflächen in die Kom-

pensationsbilanz eingestellt; letztere werden mit dem Faktor 1,1 (1,0 für die 

Wiederherstellung des Ackerstandortes und 0,1 für den bauzeitlichen Funkti-

onsverlust) bewertet (PFB S. 162 f.; Anlage 12.1 C-37 und C-50 f.). Indirekte 

Beeinträchtigungen insbesondere der in Form einer Linse von BAB A 73 und 

Verschwenktrasse umschlossenen Flächen werden nicht ausgeglichen. Dass 

diese Beeinträchtigungen unterhalb der Erheblichkeitsschwelle verbleiben, kann 

nicht angenommen werden. Die in ihrer Nutzung kleinteilig strukturierten Acker-

flächen werden u.a. von Vögeln der offenen und halboffenen Feldflur als Brut- 

und Nahrungshabitat genutzt. Die Zerschneidung der Feldflur ist - wie am Bei-

spiel des Kiebitz dargelegt - geeignet, den ökologischen Wert dieser Flächen 

erheblich zu mindern. Das Ausblenden dieser indirekten Beeinträchtigungen 

führt dazu, dass die Zerschneidungswirkung der Verschwenktrasse in der Kom-

pensationsbilanz nicht abgebildet wird. 

 

3. Die beiden dargelegten Fehler sind für die Eingriffs-/Ausgleichs-Bilanz erheb-

lich. Die Bilanz weist zwar sowohl für das Gebiet der Stadt Nürnberg als auch 

für das Gebiet der Stadt Fürth für den Biotoptyp Acker einen Kompensations-

überschuss aus (Anlage 12.1 B 5-67 und B 5-69); ob dieser rechnerische Über-

schuss zur Kompensation weitergehender Eingriffe zur Verfügung steht oder für 

den Ausgleich z.B. von Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes verbraucht 

worden ist, kann offen bleiben. Bereits ausgehend von einem Kompensations-

faktor 0,5 würde der rechnerische Überschuss für den zusätzlich erforderlichen 
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Ausgleich nicht ausreichen. Die Fehler sind auch nicht durch den nachträgli-

chen Trassenvergleich (B 11) geheilt worden. Die Beigeladene hat für diesen 

Trassenvergleich auf der Grundlage der am 1. September 2014 in Kraft getre-

tenen Bayerischen Kompensationsverordnung - BayKompV - vom 7. August 

2013 (zum Inkrafttreten vgl. § 24 BayKompV) eine neue Eingriffs-/Ausgleichs-

Bilanz erstellt (B 11 S. 17 bis 35). Auch dort ist die Bedeutung der betroffenen 

Ackerflächen ohne Auseinandersetzung mit ihrer Habitateignung insbesondere 

für gefährdete Vogelarten als gering eingestuft worden (B 11 S. 17). Indirekte 

Beeinträchtigungen sind - soweit ersichtlich - ebenfalls nicht berücksichtigt wor-

den. Die Fehler können in einem ergänzenden Verfahren behoben werden 

(§ 18c AEG i.V.m. § 75 Abs. 1a Satz 2 VwVfG). Da die Eingriffsregelung in ei-

nem solchen Verfahren auf der Grundlage der Bayerischen Kompensationsver-

ordnung und damit einer veränderten rechtlichen Grundlage zu prüfen sein 

wird, sieht der Senat von einer weitergehenden Prüfung der dem Planfeststel-

lungsbeschluss zugrunde liegenden Eingriffs-/Ausgleichs-Bilanz ab. 

 

VI. Der im Planfeststellungsbeschluss für die Verschwenktrasse zugelassene 

offene Einbau von Dammschüttmaterial der Schadstoffklasse Z 1.1 (LAGA 

M 20) in der Zone III des Wasserschutzgebiets Knoblauchsland ist mit den Vor-

schriften zum Schutz der öffentlichen Wasserversorgung nicht vereinbar (1.). 

Ob das Vorhaben den Bewirtschaftungszielen für die betroffenen Oberflächen-

wasser- und Grundwasserkörper widerspricht (§§ 27 f., 47 WHG), hat die Be-

klagte nicht geprüft; auf der Grundlage der Antragsunterlagen, der Verwal-

tungsvorgänge und des Vorbringens der Beteiligten im gerichtlichen Verfahren 

lässt sich diese Frage nicht abschließend beurteilen (2.). Ein Verstoß gegen 

zwingende Vorschriften des Hochwasserschutzes liegt nicht vor (3.).  

 

1. Nach der Nebenbestimmung A.5.8.4 des Planfeststellungsbeschlusses 

(S. 46) ist für das in die Eisenbahndämme einzubauende Material in den Was-

serschutzgebieten bis 1 m über Gelände der Z 0-Zuordnungswert einzuhalten, 

darüber müssen die Z 1.1-Werte eingehalten sein. Die genannten Zuordnungs-

werte ergeben sich aus den Tabellen II.1.2-2 und II.1.2-3 der "Mitteilungen der 

Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) 20, Anforderungen an die stoffliche 

Verwertung von mineralischen Reststoffen/Abfällen - Technische Regeln" - 
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Teil II Stand: 6. November 1997 (vgl. PFB S. 69, 171 - im Folgenden: LAGA 

M 20).  

 

a) Die Zulassung eines offenen Einbaus von Dammschüttmaterial der Schad-

stoffklasse Z 1.1 in der Zone III des Wasserschutzgebiets Knoblauchsland ver-

stößt gegen § 52 Abs. 1 WHG i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 5.3 der Verordnung der 

Stadt Fürth über das Wasserschutzgebiet in den Städten Fürth und Nürnberg 

für die öffentliche Wasserversorgung des Zweckverbandes zur Wasserversor-

gung des Knoblauchslandes vom 15. Juli 1993 (Amtsblatt der Stadt Fürth vom 

15. Juli 1993 S. 5 - im Folgenden: WSV). Nach diesen Vorschriften ist es in den 

Zonen I bis III des Wasserschutzgebietes verboten, u.a. zum Eisenbahnbau 

wassergefährdende auslaug- oder auswaschbare Materialien (z.B. Schlacke, 

Bauschutt, Teer, Imprägniermittel u.ä.) zu verwenden. Anders als für die Güter-

zugtrasse ist für die S-Bahn - mit Ausnahme des Abschnitts von km S 16,440 - 

16,760 (Anlage 0.2 S. 2 <Bauwerk 203>) - eine wasserdurchlässige Bauweise 

vorgesehen. Anfallendes Oberflächenwasser soll - auch in den Wasserschutz-

gebieten - breitflächig über die Böschungen versickert werden (PFB S. 166; 

Anlage 15.1 S. 9 f.). Es kann mithin nicht von vornherein ausgeschlossen wer-

den, dass anfallendes Oberflächenwasser Schadstoffe aus dem S-Bahn-Damm 

auswäscht und in das den Trinkwasserbrunnen zuströmende Grundwasser ein-

trägt.  

 

Die Beklagte hat zur Bestimmung der für den Schutz der öffentlichen Wasser-

versorgung einzuhaltenden Anforderungen an das Dammschüttmaterial die 

LAGA M 20 herangezogen. Das ist nicht zu beanstanden. Die LAGA M 20 ist 

zwar keine normkonkretisierende Verwaltungsvorschrift und damit weder für die 

Behörde noch für das Gericht verbindlich (BVerwG, Urteil vom 14. April 2005 

- 7 C 26.03 - BVerwGE 123, 247 <256>); sie spiegelt jedoch einen allgemein 

anerkannten Stand der wissenschaftlichen Erkenntnis wider. Die LAGA M 20 

(1997) ist auch in Bayern eingeführt. Die Prüfwerte für den Wirkungspfad Boden 

- Grundwasser nach Nr. 3.1 des Anhangs 2 der Bundes-Bodenschutz- und Alt-

lastenverordnung (BBodSchV) vom 12. Juli 1999 (BGBl. I S. 1554), für den hier 

maßgeblichen Zeitpunkt der Planfeststellung zuletzt geändert durch Art. 5 

Abs. 31 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212) sind entgegen 

82 

83 



- 41 - 
 
 

der Auffassung der Beigeladenen nicht einschlägig. Werden die genannten 

Prüfwerte überschritten, ist unter Berücksichtigung der Bodennutzung eine ein-

zelfallbezogene Prüfung durchzuführen und festzustellen, ob eine schädliche 

Bodenveränderung oder Altlast vorliegt (§ 8 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 des Gesetzes 

zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Alt-

lasten <Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG> vom 17. März 1998 <BGBl. I 

S. 502> für den hier maßgeblichen Zeitpunkt der Planfeststellung zuletzt geän-

dert durch Art. 5 Abs. 30 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 <BGBl. I 

S. 212>). Ist das der Fall, sind die Pflichten zur Gefahrenabwehr nach § 4 

BBodSchG zu erfüllen. Liegen der Gehalt oder die Konzentration eines Schad-

stoffes unterhalb des jeweiligen Prüfwertes in Anhang 2, ist insoweit der Ver-

dacht einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast ausgeräumt (§ 4 Abs. 2 

Satz 1 BBodSchV). Die Prüfwerte für das Vorliegen einer schädlichen Boden-

veränderung sind jedoch keine Vorsorgewerte. Welche Vorsorge für das 

Grundwasser bei einem Bauvorhaben zu treffen ist, richtet sich nicht nach dem 

Bundes-Bodenschutzgesetz und der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenver-

ordnung, sondern gemäß § 7 Satz 6 BBodSchG nach den wasserrechtlichen 

Vorschriften, hier also nach § 52 Abs. 1 WHG i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 5.3 WSV. 

Die LAGA M 20 ist geeignet, die sich aus diesen Vorschriften ergebenden An-

forderungen an den offenen Einbau von mineralischen Abfällen sachverständig 

zu konkretisieren. Sie dient nicht allein dem Schutz des Bodens, sondern auch 

des Grundwassers. Maßgebend für die Schadstoffklassen, insbesondere für die 

Festlegung der Z 1-Werte ist in der Regel das Schutzgut Grundwasser (LAGA 

M 20 Teil II 1.2.3.2 <S. 54>).  

 

Nach LAGA M 20 Teil II ist ein offener Einbau von Boden in den Zonen I bis III 

A eines Wasserschutzgebietes bei Einhalten nur der Z 1.1-Werte nicht zulässig 

und zwar auch dann nicht, wenn bis 1 m über Gelände der Z 0-Wert eingehal-

ten wird. Nach Teil II Nr. 1.2.3.2 gelten grundsätzlich die Z 1.1-Werte; bei Ein-

haltung dieser Werte ist selbst unter ungünstigen hydrogeologischen Voraus-

setzungen davon auszugehen, dass keine nachteiligen Veränderungen des 

Grundwassers auftreten. Unter hydrogeologisch günstigen Bedingungen kann 

Boden sogar mit Gehalten bis zu den Zuordnungswerten Z 1.2 offen eingebaut 

werden (LAGA M 20 Teil II <S. 54>). Auch bei Unterschreiten der Zuordnungs-
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werte Z 1 (Z 1.1 und ggfs. Z 1.2) ist ein offener Einbau nach Teil II Nr. 1.2.3.2 

jedoch nur in Flächen möglich, die im Hinblick auf ihre Nutzung als unempfind-

lich anzusehen sind. Zudem soll der Abstand zwischen der Schüttkörperbasis 

und dem höchsten zu erwartenden Grundwasserstand in der Regel mindestens 

1 m betragen. Festgesetzte Trinkwasserschutzgebiete (Zone I bis III A) sind 

ausdrücklich ausgenommen. Die Ausnahme bezieht sich nicht auf den in der 

Regel einzuhaltenden Ein-Meter-Abstand, sondern auf die Zulassung des offe-

nen Einbaus insgesamt. Wasserschutzgebiete (Zone I bis III A) sind nicht - wie 

für den offenen Einbau von Z 1-Material vorausgesetzt - im Hinblick auf ihre 

Nutzung unempfindlich. Sie dienen der öffentlichen Wasserversorgung, die 

stärker geschützt werden soll als das Grundwasser im Allgemeinen. Eine unge-

gliederte Zone III steht insoweit einer Zone III A gleich; das ist zwischen den 

Beteiligten unstreitig. Ob abweichend hiervon die allgemeinen Regeln in Teil I 

Nr. 4.3.3.1 der LAGA M 20 vom 6. November 2003 voraussetzen, dass 

Z 1-Material auch in der Zone III A von Trinkwasserschutzgebieten verwertet 

werden darf, kann offen bleiben. Die LAGA hat in einer Vorbemerkung zur Ver-

öffentlichung der LAGA-Mitteilung 20 auf ihrer Internetseite (Stand: 5. Juni 

2012) klargestellt, dass nach den alten Regeln die Verwertung von Abfällen der 

Einbauklasse 1 in Trinkwasserschutzgebieten (Zone I bis III A) ausgeschlossen 

ist und dass diese Ausschlussgebiete weiterhin maßgebend sind. 

 

Ein sachlicher Grund für ein Abweichen von den Standards der LAGA M 20 ist 

weder geltend gemacht noch ersichtlich. Die Voraussetzungen des § 52 Abs. 1 

Satz 2 WHG für eine Befreiung von dem Verbot, in den Zonen I bis III des Was-

serschutzgebiets Knoblauchsland wassergefährdende auswaschbare Materia-

lien zu verwenden, liegen ebenfalls nicht vor. Der Schutzzweck der Verordnung 

- die Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung des Knoblauchslandes - 

wäre durch den offenen Einbau von Z 1.1-Material gefährdet. Überwiegende 

Gründe des Wohls der Allgemeinheit, die es rechtfertigen könnten, nicht die 

Einhaltung der Z 0-, sondern nur der Z 1.1-Werte zu verlangen, sind nicht er-

sichtlich. 
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Der dargelegte Mangel kann durch eine Neufassung der Nebenbestimmung 

A 5.8.4 im Wege der Planergänzung behoben werden (§ 18c AEG i.V.m. § 75 

Abs. 1a Satz 2 VwVfG). 

 

b) Außerhalb der Zone III des Wasserschutzgebietes Knoblauchsland musste 

die Beklagte den offenen Einbau von Z 1.1-Material nicht untersagen. Im nörd-

lich anschließenden Wasserschutzgebiet "Eltersdorfer Gruppe" durchschneidet 

die Verschwenktrasse lediglich die Zone III B. Für die Annahme der Klägerseite, 

dass die Verschwenktrasse südlich des Wasserschutzgebietes Knoblauchs-

land, insbesondere im Bereich der Querung der BAB A 73, die Brunnen der 

Trinkwassergewinnungsanlage in gleicher Weise gefährde wie in der Zone III, 

sieht der Senat keine hinreichenden Anhaltspunkte. Aus dem der Planung zu-

grunde liegenden Grundwasserströmungsmodell von AQUASOIL 2009/2012 

(vgl. Anlage 14.1 S. 34, 37) ergibt sich, dass der Hauptzustrom zu den Brunnen 

aus südlicher Richtung kommt; er verläuft weitgehend zwischen der Bestands-

trasse und der BAB A 73 (vgl. das von der Klägerseite vorgelegte Gutachten 

Dr. H. GmbH vom Mai 2014, Anlage 2). Die Verschwenktrasse quert die beiden 

"Äste" des südlichen Zustroms etwa 2 km (nördlicher Ast) oder mehr (südlicher 

Ast) von der Fassung entfernt; die Fließzeiten zur Fassung betragen mehr als 

5 Jahre. Dass dort das Dammschüttmaterial die Trinkwassergewinnung mit 

Blick auf die Grundwasserströmungsverhältnisse in gleicher Weise gefährdet 

wie in der Zone III, ist daher nicht zu erkennen.  

 

2. Oberirdische Gewässer sind gemäß § 27 Abs. 1 WHG so zu bewirtschaften, 

dass eine Verschlechterung ihres ökologischen und ihres chemischen Zustands 

vermieden wird und dass ein guter ökologischer und ein guter chemischer Zu-

stand erhalten oder erreicht werden. Oberirdische Gewässer, die nach § 28 

WHG als künstlich oder erheblich verändert eingestuft werden, sind gemäß 

§ 27 Abs. 2 WHG so zu bewirtschaften, dass eine Verschlechterung ihres öko-

logischen Potenzials und ihres chemischen Zustands vermieden wird und ein 

gutes ökologisches Potenzial und ein guter chemischer Zustand erhalten oder 

erreicht werden. Das Grundwasser ist gemäß § 47 Abs. 1 WHG so zu bewirt-

schaften, dass eine Verschlechterung seines mengenmäßigen und seines 

chemischen Zustands vermieden wird, alle signifikanten und anhaltenden 
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Trends ansteigender Schadstoffkonzentrationen aufgrund der Auswirkungen 

menschlicher Tätigkeit umgekehrt werden und ein guter mengenmäßiger und 

ein guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht werden. Sowohl der Zu-

stand als auch die Trends sind auf den Wasserkörper bezogen (§ 3 Nr. 6, Nr. 8 

WHG; BVerwG, Urteil vom 11. August 2016 - 7 A 1.15 

[ECLI:DE:BVerwG:2016:110816U7A1.15.0] - Buchholz 445.5 § 14 WaStrG 

Nr. 13 Rn. 163; Schmid, Böhme, in: Berendes/Frenz/Müggenborg, WHG, 2. 

Aufl. 2017, § 27 Rn. 19, 22; § 47 Rn. 22, 28). 

 

Diese Bewirtschaftungsziele, die der Umsetzung von Art. 4 Abs. 1 Buchst. a 

Ziff. i bis iii, Buchst. b der Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens 

für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABl. L 327 

S. 1 – Wasserrahmenrichtlinie) - dienen, sind keine bloßen Zielvorgaben für die 

Gewässerbewirtschaftung, sondern zwingende Vorgaben für die Zulassung von 

Vorhaben. Sie müssen bei der Zulassung eines Projekts - auch im Rahmen der 

Planfeststellung eines eisenbahnrechtlichen Vorhabens nach § 18 AEG – strikt 

beachtet werden (EuGH, Urteil vom 1. Juli 2015 - C-461/13 

[ECLI:EU:C:2015:433], Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. - 

Rn. 29 ff.; BVerwG, Urteil vom 9. Februar 2017 - 7 A 2.15 

[ECLI:DE:BVerwG:2017:090217U7A2.15.0] - Buchholz 445.5 § 14 WaStrG 

Nr. 14 Rn. 478).  

 

Ob das Vorhaben mit den Bewirtschaftungszielen für die betroffenen Wasser-

körper vereinbar ist, ist im Planfeststellungsverfahren nicht geprüft worden. An-

gaben dazu, welche Oberflächen- und Grundwasserkörper betroffen sind, in 

welchem Zustand sie sich befinden und auf welchen Wirkpfaden sich das Vor-

haben auf die Bewirtschaftungsziele auswirken könnte, finden sich weder in den 

Planunterlagen noch in den Verwaltungsvorgängen und dem Planfeststellungs-

beschluss. Die Prüfung ist auch nicht im gerichtlichen Verfahren nach Verkün-

dung des Urteils des Gerichtshofs der Europäischen Union vom 1. Juli 2015 

- C-461/13 - nachgeholt worden. Wenn der offene Einbau von Z 1.1-Material in 

der Zone III des Wasserschutzgebiets Knoblauchsland ausgeschlossen wird 

und das Vorhaben damit den über den allgemeinen Grundwasserschutz hin-
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ausgehenden Anforderungen zum Schutz der öffentlichen Wasserversorgung 

genügt, liegt allerdings nicht nahe, dass es mit den Bewirtschaftungszielen für 

den in der Regel in seiner Fläche über das Trinkwasserschutzgebiet weit hin-

ausreichenden Grundwasserkörper unvereinbar sein sollte. Für die Oberflä-

chenwasserkörper gilt im Ergebnis nichts anderes. Räumliche Bezugsgröße für 

die Prüfung der Bewirtschaftungsziele ist grundsätzlich der Oberflächenwasser-

körper in seiner Gesamtheit (BVerwG, Urteil vom 9. Februar 2017 - 7 A 

2.15 - Buchholz 445.5 § 14 WaStrG Nr. 14 Rn. 506). Die Veränderungen der 

Gräben, die als Wirkpfad für eine Verschlechterung einer biologischen Quali-

tätskomponente um eine Klasse (vgl. BVerwG, Urteil vom 9. Februar 2017 - 7 A 

2.15 - a.a.O. Rn. 479, 496 bis 499) allein in Betracht kommen dürften, sind aber 

nur kleinräumig. Eine Verschlechterung des chemischen Zustands drängt sich 

ebenfalls nicht auf. Die von den Bahnanlagen über Seitengräben oder Tiefen-

entwässerungen abzuleitenden Niederschlagswässer wurden in Abstimmung 

mit dem Wasserwirtschaftsamt Nürnberg als nur gering verschmutzt eingestuft 

(Anlage 14.1 S. 30). Positiv festgestellt werden kann die Vereinbarkeit des Vor-

habens mit den Bewirtschaftungszielen mangels Angaben zu den betroffenen 

Wasserkörpern und einer näheren Betrachtung der in Betracht kommenden 

Wirkpfade jedoch nicht. Auch aus diesem Grund ist der Planfeststellungsbe-

schluss rechtswidrig und nicht vollziehbar; der dargelegte Mangel kann in einem 

ergänzenden Verfahren behoben werden (§ 18c AEG i.V.m. § 75 Abs. 1a 

Satz 2 VwVfG).  

 

3. Der Planfeststellungsbeschluss verstößt nicht gegen zwingende Vorschriften 

zum Schutz des seit Februar 2010 gemäß § 76 Abs. 3 WHG vorläufig gesicher-

ten Überschwemmungsgebietes Bucher Landgraben (PFB S. 88). Gemäß § 78 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 WHG ist die Errichtung von Mauern, Wällen oder ähnlichen 

Anlagen quer zur Fließrichtung des Wassers bei Überschwemmungen in fest-

gesetzten Überschwemmungsgebieten untersagt; das gilt für nach § 76 Abs. 3 

WHG ermittelte, in Kartenform dargestellte und vorläufig gesicherte Gebiete 

entsprechend (§ 78 Abs. 6 WHG). Die Verschwenktrasse ist ein solcher Quer-

bau. Ein Vergleich der Wassertiefen-Karten HQ 100 im Ist- und im Plan-Fall 

(Anlage 14.3 Blatt 2 und 3) zeigt, dass sie den Abfluss des Bucher Landgra-

bens in Richtung Nordwesten behindert. Sie wird - anders als das Vertiefen der 
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Erdoberfläche (§ 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 WHG) für die Anlegung der Retentions-

räume - auch nicht von der allgemeinen Ausnahme nach § 78 Abs. 1 Satz 2 

WHG für dem Hochwasserschutz dienende Maßnahmen erfasst. Ihre Errich-

tung ist jedoch gemäß § 78 Abs. 4 Satz 1 WHG zulässig; eine ausdrückliche 

Zulassung nach dieser Vorschrift ist neben der Planfeststellung nicht erforder-

lich (§ 18c AEG i.V.m. § 75 Abs. 1 Satz 1 Halbs. 2 VwVfG). Gemäß § 78 Abs. 4 

Satz 1 WHG können u.a. Maßnahmen nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 WHG zu-

gelassen werden, wenn – erstens - Belange des Wohls der Allgemeinheit dem 

nicht entgegenstehen, der Hochwasserabfluss und die Hochwasserrückhaltung 

nicht wesentlich beeinträchtigt werden und - zweitens - eine Gefährdung von 

Leben oder erhebliche Gesundheits- oder Sachschäden nicht zu befürchten 

sind oder - bezogen auf erstens und zweitens - die nachteiligen Auswirkungen 

ausgeglichen werden können. Die Verschwenktrasse beeinträchtigt den Hoch-

wasserabfluss des Bucher Landgrabens - wie bereits zur Umweltverträglich-

keitsprüfung dargelegt (B.I.4.) - allenfalls unwesentlich. Der vorhabenbedingte 

Verlust von Retentionsraum kann auf den Flächen A3 (S) und A6 (G) ausgegli-

chen werden. Die Klägerseite hat erstmals in der mündlichen Verhandlung gel-

tend gemacht, dass die Retentionsräume an Altlastenflächen angrenzten und 

deshalb für die Hochwasserrückhaltung nicht geeignet seien. Für eine weitere 

Aufklärung des Sachverhalts besteht insoweit kein Anlass. Die Klägerseite hat 

nicht substantiiert geltend gemacht, dass im Falle einer Hochwasserrückhaltung 

in den vorgesehenen Retentionsräumen auch die behaupteten Altlastenflächen 

überflutet würden. Unabhängig hiervon ist der Vortrag gemäß § 18e Abs. 5 

AEG, § 87b Abs. 3 VwGO verspätet (vgl. hierzu BVerwG, Urteil vom 6. April 

2017 - 4 A 16.16 - NVwZ-RR 2017, 768 Rn. 66 bis 68). Ausgehend hiervon sind 

Belange des Wohls der Allgemeinheit, die der Errichtung der Verschwenktrasse 

im Überschwemmungsgebiet Bucher Landgraben entgegenstehen könnten, 

nicht ersichtlich. Auf welchen landwirtschaftlich genutzten Grundstücken erheb-

liche Sachschäden durch Vernässungen zu erwarten sein sollten, hat die Klä-

gerseite nicht substantiiert geltend gemacht. Für Gesundheitsschäden oder gar 

eine Gefährdung von Leben ist erst recht nichts ersichtlich. 
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Das Überschwemmungsgebiet Gründlach war im maßgebenden Zeitpunkt der 

Planfeststellung noch nicht vorläufig gesichert, die besonderen Schutzvorschrif-

ten des § 78 WHG waren deshalb nicht anwendbar.  

 

VII. Der Planfeststellungsbeschluss ist mit den zwingenden Rechtsvorschriften 

zum Schutz vor Verkehrsgeräuschen vereinbar. Die Beklagte hat jedoch nicht 

fehlerfrei abgewogen, ob an der Bestandstrasse für die Zeit bis zur Verwirkli-

chung des Güterzugtunnels Lärmschutz zu gewähren ist.  

 

1. Der Planfeststellungsbeschluss sieht an der Güterzug- und der S-Bahn-

Trasse sowie an der Bestandstrasse von km S 12,375 bis 12,780, also im Be-

reich der Abzweigung der S-Bahn- von der Bestands-Trasse, den gemäß §§ 41, 

42 BImSchG i.V.m. der 16. BImSchV zwingend gebotenen aktiven und passi-

ven Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche 

vor (PFB A 5.7.1 <S. 29 bis 33>). Eine Verpflichtung, auch im weiteren Verlauf 

der Bestandstrasse Schallschutz zu gewähren, ergibt sich aus den genannten 

Vorschriften nicht. Nach § 2 Abs. 1 der 16. BImSchV ist bei dem Bau oder der 

wesentlichen Änderung von Schienenwegen sicherzustellen, dass der Beurtei-

lungspegel einen der dort genannten Immissionsgrenzwerte nicht überschreitet. 

Dabei kommt es allein auf den Verkehrslärm an, der von dem zu bauenden 

oder zu ändernden Verkehrsweg ausgeht. Lärm, der aufgrund der baulichen 

Veränderung des Verkehrsweges an anderer Stelle im Verkehrsnetz auftritt, 

wird von der Verkehrslärmschutzverordnung nicht berücksichtigt (BVerwG, Ur-

teile vom 17. März 2005 - 4 A 18.04 - BVerwGE 123, 152 <155> und vom 

9. Juni 2010 - 9 A 20.08 - Buchholz 407.4 § 17 FStrG Nr. 208 Rn. 114). Die Be-

standstrasse wird durch den S-Bahn-Verschwenk nicht baulich geändert; mit 

dem S-Bahn-Verschwenk soll vielmehr ein Schienenweg neu gebaut werden. 

Die Abgrenzung zwischen Neubau und baulicher Änderung hat bei dem Begriff 

des Schienenwegs anzusetzen. Dieser ist nicht funktions-, sondern trassenbe-

zogen zu verstehen. Hiernach ist auf das räumliche Erscheinungsbild der 

Gleisanlagen im Gelände abzustellen und danach abzugrenzen, ob die zu be-

trachtenden Gleise optisch als Einheit auf gemeinsamer Trasse oder als jeweils 

selbständige Anlagen mit getrennter Trassenführung in Erscheinung treten. Um 

den Bau eines neuen Schienenweges handelt es sich mithin, soweit eine be-
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stehende Trasse auf einer längeren Strecke verlassen wird; von einer Änderung 

eines bestehenden Schienenweges ist dagegen auszugehen, wenn Gleise pa-

rallel zu bereits vorhandenen Eisenbahngleisen ohne deutlich trennende Merk-

male geführt werden. Das räumliche Erscheinungsbild ist auch dann maßgeb-

lich, wenn verschiedene Eisenbahnstrecken mit je unterschiedlicher Funktion 

nebeneinander laufen (BVerwG, Urteil vom 10. November 2004 - 9 A 67.03 - 

Buchholz 406.25 § 41 BImSchG Nr. 41 S. 122). Die S-Bahn-Gleise erscheinen 

im Bereich des Verschwenks optisch als selbständige Anlage. Von der Be-

standstrasse werden sie schon durch die BAB A 73 deutlich getrennt.  

 

2. Im Rahmen der Abwägung nach § 18 Satz 2 AEG ist allerdings auch der von 

einem Vorhaben herrührende Lärmzuwachs an bestehenden Strecken zu be-

rücksichtigen, wenn dieser mehr als unerheblich ist und ein eindeutiger Ursa-

chenzusammenhang zwischen dem planfestgestellten Vorhaben und der zu 

erwartenden Verkehrszunahme besteht (BVerwG, Urteile vom 9. Juni 2010 

- 9 A 20.08 - Buchholz 407.4 § 17 FStrG Nr. 208 Rn. 114 und vom 21. Novem-

ber 2013 - 7 A 28.12 - Buchholz 442.09 § 18 AEG Nr. 71 Rn. 21 ff.; Beschluss 

vom 9. September 2013 - 7 B 2.13 - juris Rn. 11). Auf der Grundlage der Plan-

unterlagen und der Verwaltungsvorgänge lässt sich nicht ausschließen, dass 

das Vorhaben vor Verwirklichung des Güterzugtunnels zu einem der S-Bahn-

Trasse zurechenbaren, möglicherweise die grundrechtliche Zumutbarkeits-

schwelle überschreitenden Lärmzuwachs auf der Bestandstrasse führt und da-

mit in den Ortsteilen Stadeln und Herboldshof einen Konflikt auslöst, der im 

Rahmen der planerischen Abwägung bewältigt werden muss. Den Fall, dass 

der Güterzugtunnel aus betrieblichen und Kostengründen erst nach dem Bau 

der S-Bahn-Strecke verwirklicht wird, soll das Betriebsprogramm "2010+" abbil-

den (PFB S. 117; Anlage 13.1.1 Beilage 2 S. 1). Prognostiziert werden für den 

Planfall ohne Güterzugstrecke 16 ICE-, 6 D-, 43 IR/RE/RB- und 92 Güterzüge / 

0 bis 24 Uhr. Für den Bestandsfall sind 16 ICE-, 6 D-, 117 IR/RE/RB- und 91 

Güterzüge / 0 bis 24 Uhr ermittelt worden (Anlage 13.1.1 Beilage 2 S. 1). Der 

Planfeststellungsbeschluss geht dementsprechend davon aus, dass sich bis zur 

Fertigstellung des Güterzugtunnels weder im Bereich Kleingründlach noch im 

Fürther Bogen die Anzahl der bereits derzeitig verkehrenden Güter- und Perso-

nenfernverkehrszüge erhöhen werde; die maximale Streckenkapazität sei er-
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reicht (PFB S. 132). Eine Verkehrsprognose ist gerichtlich nur darauf überprüf-

bar, ob sie methodisch einwandfrei erarbeitet wurde, nicht auf unrealistischen 

Annahmen beruht und das Prognoseergebnis einleuchtend begründet worden 

ist (stRspr, vgl. BVerwG, Urteil vom 9. Februar 2017 - 7 A 2.15 - Buchholz 

445.5 § 14 WaStrG Nr. 14 Rn. 40). Ausgehend hiervon ist die Betriebsprognose 

"2010+" nicht tragfähig. Die Annahme, dass nach Realisierung der S-Bahn-

Trasse, aber vor Fertigstellung des Güterzugtunnels nur 16 ICE-Züge/ 0 bis 

24 Uhr verkehren, mag für einen bestimmten Zeitraum unter Berücksichtigung 

insbesondere von Baustellen in anderen Streckenabschnitten realistisch gewe-

sen sein; im maßgebenden Zeitpunkt der Planfeststellung war sie es nicht 

mehr. Bei Erlass des Planfeststellungsbeschlusses vom 30. Januar 2014 war 

absehbar, dass ab der für Dezember 2017 geplanten Inbetriebnahme der Neu-

baustrecke Ebensfeld - Erfurt unabhängig von der Realisierung des Güterzug-

tunnels mindestens 32 ICE-Züge/ 0 bis 24 Uhr verkehren würden (vgl. "Fachli-

che Stellungnahme zu Schreiben des BVerwG vom 01.10.2014 <BVerwG 7 VR 

2.14, 7 VR 3.14 und 7 VR 4.14>", S. 4 f.). Die Annahme, dass die durch die 

Realisierung der S-Bahn-Trasse frei werdende Kapazität der Bestandstrasse 

nicht durch Güterzüge aufgefüllt werden würde, ist - jedenfalls bislang - nicht 

einleuchtend begründet. Die Beigeladene hat in der mündlichen Verhandlung 

zwar nachvollziehbar dargelegt, dass die Möglichkeit, Güterzugverkehr abzuwi-

ckeln, nicht durch die Bestandsstrecke im PFA 16, sondern durch den Knoten 

Fürth begrenzt werde; im Eilverfahren hat sie jedoch selbst angegeben, dass ab 

2019 120 Güterzuge / 0 bis 24 Uhr auf der Bestandsstrecke verkehren sollten 

und zwar zusätzlich zum Personenfern- und -nahverkehr und zum S-Bahn-

Verkehr ("Fachliche Stellungnahme zu Schreiben des BVerwG vom 01.10.2014 

<BVerwG 7 VR 2.14, 7 VR 3.14 und 7 VR 4.14> S. 6). Inwiefern sich die Sach-

lage nur neun Monate nach Erlass des Planfeststellungsbeschlusses verändert 

haben sollte, ist nicht ersichtlich.  

 

Der dargelegte Mangel kann in einem ergänzenden Verfahren behoben wer-

den. Hierzu müsste die Beigeladene für die Zeit zwischen Inbetriebnahme der 

S-Bahn- und der Güterzugtrasse eine neue Betriebsprognose erstellen und zu-

dem die plangegebene Vorbelastung der Bestandsstrecke ermitteln. Die Be-

klagte müsste auf dieser Grundlage neu prüfen, ob das Vorhaben an der Be-
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standstrasse einen bewältigungsbedürftigen Lärmkonflikt auslöst. Auf das 

Lärmsanierungsprogramm des Bundes zu verweisen (vgl. PFB S. 133), dürfte 

nur dann in Betracht kommen, wenn absehbar ist, wann und in welchem Um-

fang nach diesem Programm Lärmschutz gewährt wird.  

 

VIII. Die Variantenauswahl der Beklagten zu Gunsten der Verschwenktrasse 

leidet an durchgreifenden Abwägungsmängeln. 

 

Die Auswahl unter verschiedenen, ernstlich in Betracht kommenden Ausfüh-

rungsvarianten eines Vorhabens ist ungeachtet hierbei zu beachtender, recht-

lich zwingender Vorgaben eine fachplanerische Abwägungsentscheidung. Die 

Planfeststellungsbehörde ist, wie es dem Vorhabenträger bei der Planerarbei-

tung obliegt, auch bei der Wahl zwischen Varianten zu einer optimierenden, 

konkurrierende Belange möglichst schonenden Verwirklichung des Planungs-

ziels verpflichtet. Sie muss alle ernsthaft in Betracht kommenden Alternativen 

berücksichtigen und mit der ihnen zukommenden Bedeutung in die verglei-

chende Prüfung der von den möglichen Alternativen berührten öffentlichen und 

privaten Belange einstellen. Das Gericht kann die Ausübung der dazu einge-

räumten planerischen Gestaltungsfreiheit nur auf die Einhaltung der Grenzen 

dieser Gestaltungsfreiheit überprüfen. Sie sind nur dann überschritten, wenn 

der Behörde bei der Auswahl infolge einer fehlerhaften Ermittlung, Bewertung 

oder Gewichtung einzelner Belange ein rechtserheblicher Fehler unterlaufen ist 

oder wenn sich unter Berücksichtigung aller abwägungserheblichen Belange 

eine andere als die gewählte Trassenführung eindeutig als die bessere, weil 

öffentliche und private Belange insgesamt schonendere hätte aufdrängen müs-

sen. Es ist nicht Aufgabe des Gerichts, durch eigene Ermittlungen ersatzweise 

zu planen und sich hierbei gar von Erwägungen einer "besseren" Planung leiten 

zu lassen (BVerwG, Urteile vom 21. Januar 2016 - 4 A 5.14 - BVerwGE 154, 73 

Rn. 168 f. und vom 29. Juni 2017 - 3 A 1.16 - juris Rn. 129 m.w.N.). 

 

Hier drängte sich weder die Verschwenk- noch die Bündelungstrasse als ein-

deutig vorzugswürdig auf. Der Beklagten sind bei der Abwägung der beiden 

Varianten jedoch rechtserhebliche Fehler unterlaufen.  
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1. Die Beklagte geht im Planfeststellungsbeschluss davon aus, dass das Nut-

zen-Kosten-Verhältnis (NKV) der Verschwenktrasse höher sei als jenes der 

Bündelungstrasse und letzteres zudem unter 1 liege (PFB S. 100); diese Ge-

sichtspunkte sind nach ihrer Auffassung neben der Wasserschutzproblematik 

entscheidend für die Auswahl der Verschwenktrasse (PFB S. 105). Den Erwä-

gungen liegen Nutzen-Kosten-Untersuchungen zugrunde, die die Fa. I. im Auf-

trag des Freistaates Bayern vorgenommen hat. Es handelt sich um die im Ja-

nuar 2011 für die Bündelungstrasse (NKU 1/11) und die im Februar 2011 für die 

Verschwenktrasse (NKU 2/11) aktualisierten Untersuchungen (PFB S. 82), die 

nach der Verfahrensanleitung "Standardisierte Bewertung von Verkehrswegein-

vestitionen des ÖPNV und Folgekostenrechnung Version 2006" (im Folgenden: 

Standardisierte Bewertung) durchgeführt wurden. Sie zielten in erster Linie da-

rauf, die Wirtschaftlichkeit des S-Bahnprojekts "Nürnberg-Erlangen-Forchheim-

(Bamberg)" nachzuweisen und damit die Zusage der Kofinanzierung des Bun-

des für das Gesamtvorhaben zu ermöglichen.  

 

Die der Abwägung zugrunde gelegten Nutzen-Kosten-Untersuchungen ge-

hen -  in einzelnen Punkten - von unzutreffenden Tatsachen aus und entspre-

chen nicht vollumfänglich der eigenen Methodik; sie hätten Bewertungsspiel-

räume auch anders nutzen können und enthalten Annahmen, die eine verglei-

chende Bewertung der Trassenvarianten in der Abwägung nicht zulassen. Es 

lässt sich nicht ausschließen, dass neue Nutzen-Kosten-Untersuchungen für 

die Bündelungstrasse einen Wert größer 1 ergeben und sich das Nutzen-

Kosten-Verhältnis der Bündelungstrasse jenem der Verschwenktrasse weitge-

hend nähert oder es sogar übersteigt. Diese Umstände waren nach dem Kon-

zept der Beklagten für die Abwägung der Varianten erheblich. Die Beklagte hät-

te sie in den Blick nehmen und ihre Bedeutung für die Variantenauswahl ge-

wichten müssen. Daran fehlt es. 

 

a) Das Nutzen-Kosten-Verhältnis der Varianten kann allerdings unter Beach-

tung bestimmter Maßgaben ein taugliches Auswahlkriterium sein.  

 

aa) Nutzen-Kosten-Untersuchungen nach dem Verfahren der Standardisierten 

Bewertung dienen dem Nachweis der gesamtwirtschaftlichen Vorteilhaftigkeit 
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eines Vorhabens (Standardisierte Bewertung S. 2). Sie sind haushaltsrechtlich 

geboten (§ 7 Abs. 2 Satz 1 der Bundeshaushaltsordnung <BHO>) und sollen 

eine Planung sichern, die den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 

beachtet. Dessen Beachtung ist Voraussetzung einer Förderung nach dem Ge-

setz über Finanzhilfen des Bundes zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 

der Gemeinden (§ 3 Nr. 1 Buchst. c des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgeset-

zes - GVFG - i.d.F. der Bekanntmachung vom 28. Januar 1988, BGBl. I S. 100, 

zuletzt geändert durch Art. 463 der Verordnung vom 31. August 2015, BGBl. I 

S. 1474). Die Standardisierte Bewertung geht grundsätzlich davon aus, dass 

Trassenalternativen bereits im Vorfeld der Nutzen-Kosten-Untersuchung geprüft 

wurden. Sie beschreibt die Möglichkeit einer vergleichenden Nutzen-Kosten-

Untersuchung aber für Fälle, in denen eine Auswahlentscheidung nicht hinrei-

chend schlüssig scheint, und sieht sich auch als geeignetes Kontrollinstrument 

einer solchen Auswahl (Standardisierte Bewertung S. 3, 78).  

 

Der in den Nutzen-Kosten-Untersuchungen zum Ausdruck kommende Grund-

satz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ist eine allgemeingültige Leitlinie für 

die Verwendung öffentlicher Mittel (Art. 114 Abs. 2 GG, § 6 Abs. 1 des Geset-

zes über die Grundsätze des Haushaltsrechts des Bundes und der Länder 

<Haushaltsgrundsätzegesetz - HGrG>, § 7 Abs. 1 Satz 1 BHO). Mit ihm wird 

das Verhältnis der einzusetzenden Mittel zu dem angestrebten Zweck der Mit-

telverwendung in den Blick genommen und eine möglichst günstige Relation 

angestrebt. Im Interesse einer ressourcenschonenden und effektiven Mittelver-

wendung soll ein bestimmtes Ergebnis mit möglichst geringem Mitteleinsatz 

erreicht beziehungsweise mit einem bestimmten Mitteleinsatz das bestmögliche 

Ergebnis erzielt werden. Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 

ist damit ein Belang, der bei Vorhaben, die aus öffentlichen Mitteln finanziert 

werden, gemäß seinem konkreten Gewicht in die fachplanerische Abwägung 

nach § 18 Satz 2 AEG einzustellen ist und dabei erhebliche Bedeutung haben 

kann. Entsprechend hat das Bundesverwaltungsgericht mehrfach bestätigt, 

dass Kostengesichtspunkte bei der Entscheidung für die eine oder andere Pla-

nungsvariante den Ausschlag geben können (stRspr, BVerwG, Urteil vom 

29. Juni 2017 - 3 A 1.16 - juris Rn. 154 m.w.N.).  
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bb) Für die vergleichende Betrachtung von Trassenalternativen ist - wie für die 

übrige Beurteilung der Rechtmäßigkeit eines eisenbahnrechtlichen Planfeststel-

lungsbeschlusses auf die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt des Erlasses des 

Planfeststellungsbeschlusses abzustellen.  

 

Die Standardisierte Bewertung stellt für die Kosten demgegenüber auf einen 

einheitlichen Preisstand, gegenwärtig den des Jahres 2006 ab (Standardisierte 

Bewertung S. 1, 3, 14). Auf diese Weise werden eine interregionale Vergleich-

barkeit verschiedener Vorhaben und eine Reihung konkurrierender Vorhaben 

bei der Vergabe von Haushaltsmitteln ermöglicht. Das entspricht dem Ziel, ein-

heitliche Entscheidungsgrundlagen für die Anwendung des Gemeindeverkehrs-

finanzierungsgesetzes zu schaffen. Die damit verbundene Rückrechnung auf 

einen Preisstand in der Vergangenheit widerspricht allerdings dem für den Plan-

feststellungsbeschluss maßgeblichen Zeitpunkt. Sie bleibt nur unerheblich, so-

lange und soweit sich durch die Rückrechnung die Kostenverhältnisse zwischen 

mehreren Alternativen bezogen auf den Zeitpunkt der Planfeststellung nicht 

bedeutsam verschieben.  

 

Nicht anders verhält es sich mit der Berücksichtigung von Planänderungen, die 

einer Nutzen-Kosten-Untersuchung zeitlich nachfolgen. Soll eine Nutzen-

Kosten-Untersuchung in der Abwägung berücksichtigt werden, so muss sie das 

planfestgestellte Vorhaben und dessen Alternative(n) im Zeitpunkt der Planfest-

stellung zutreffend erfassen. Eine vor Planänderung erstellte Nutzen-Kosten-

Untersuchung kann nur insoweit Berücksichtigung finden, als sie trotz der 

Planänderung eine tragfähige Aussage zum Vergleich der Alternativen erlaubt.  

 

cc) Die Standardisierte Bewertung zielt auf eine gesamtwirtschaftliche Bewer-

tung des Vorhabens. Die Projektwirkungen sollen als Ganzes erfasst werden 

(Standardisierte Bewertung S. 3). Das erfolgt durch eine Gegenüberstellung: Es 

werden der Nutzen und die Kosten des "Mitfalls" bestimmt. Das ist der Fall der 

Realisierung des Vorhabens. Ihm steht der "Ohnefall" gegenüber. Das ist der 

"Istfall" ergänzt um die im Prognosezeitraum zu erwartenden Veränderungen. 

Er berücksichtigt die Kosten, die unabhängig von dem Vorhaben ohnehin zu 

erwarten sind ("Sowieso-Kosten"). Für die Kosten- und die Nutzenseite werden 
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jeweils verschiedene (Teil-) Indikatoren definiert. Einige haben betriebswirt-

schaftliche Auswirkungen und stellen sich ohne weiteres monetär dar. Andere 

Teilindikatoren müssen erst in diese Messgröße überführt, also monetarisiert 

werden (etwa Geräuschbelastung, Reisezeitvorteil, CO2-Emissionen), was ent-

sprechende Bewertungsrelationen voraussetzt. Für wieder andere Teilindikato-

ren gibt es keine konventionell abgesicherten Monetarisierungsverfahren; sie 

werden nur verbal erfasst. Das gilt etwa für Trennwirkungen oder Auswirkungen 

auf die regionale Wirtschafts- und Sozialstruktur. Vorliegend wurde der soge-

nannte "Nutzen-Kosten-Indikator, E 1" berechnet, also das Nutzen-Kosten-

Verhältnis, das sich auf die Berücksichtigung monetärer und monetarisierbarer 

Teilindikatoren beschränkt. Ist es größer eins, gilt die Wirtschaftlichkeit eines 

Vorhabens als nachgewiesen. Jenseits dessen bleibt die Möglichkeit, den Nut-

zen verbal zu erfassen und zu würdigen, wie dies im Rahmen des Beurteilungs-

indikators "E 2" und der ergänzenden verbalen Erläuterung ("V") vorgesehen 

ist. Die Standardisierte Bewertung geht zwar davon aus, dass in der Regel die 

Ermittlung des Nutzen-Kosten-Verhältnisses auf der Ebene des Beurteilungsin-

dikators "E 1" für die Beurteilung der Förderwürdigkeit eines Vorhabens genügt. 

Sie betont aber zugleich, dass dieser lediglich als Entscheidungshilfe zu be-

trachten ist. Insbesondere dann, wenn sich ein Nutzen-Kosten-Verhältnis in der 

Nähe von 1 ergebe, komme die ergänzende Ermittlung des Beurteilungsindika-

tors "E 2" oder eine ergänzende verbale Erläuterung in Betracht (Standardisier-

te Bewertung S. 8, 78).  

 

Wird im Planfeststellungsverfahren für die Abwägung von Trassenalternativen 

das jeweilige Nutzen-Kosten-Verhältnis herangezogen, so sind die sich aus der 

Standardisierten Bewertung ergebenden Grenzen seiner Aussagefähigkeit zu 

berücksichtigen. Mit ihnen muss sich die Planfeststellungsbehörde je nach Lage 

der Dinge näher auseinandersetzen. 

 

dd) Das gilt insbesondere für die in der Standardisierung des Verfahrens ange-

legte Prognose- und Bewertungsungenauigkeit. Die Standardisierte Bewertung 

hebt hervor, dass ein ungünstigerer Beurteilungsindikator nicht unbedingt besa-

ge, dass die diesbezügliche Maßnahme wirtschaftlich weniger günstig zu beur-

teilen sei, wenn die Beurteilungsergebnisse verschiedener Maßnahmen dicht 
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beieinander liegen (Standardisierte Bewertung S. 78). Entsprechend hat das 

Bundesverwaltungsgericht nicht beanstandet, ein Nutzen-Kosten-Verhältnis von 

3,5 gegenüber 3,2 als annähernd gleich anzusehen und nicht als Vorteil zu be-

rücksichtigten (BVerwG, Urteil vom 3. März 2011 - 9 A 8.10 - BVerwGE 139, 

150 Rn. 98). Dem ist der Sachbeistand der Beigeladenen Dr. A. in der mündli-

chen Verhandlung beigetreten, wenngleich er den Schwellenwert von 1 als kla-

re Grenze betont hat. Allgemein ist zu beachten, dass sich die Bedeutung eines 

Nutzen-Kosten-Verhältnisses nur fallabhängig in Relation zum Gewicht anderer 

Belange beurteilen lässt. Gleiches gilt für die Aussagekraft einer numerischen 

Differenz der Nutzen-Kosten-Verhältnisse, die unter anderem vom Bezugsrah-

men abhängig ist.  

 

ee) Die Aussagekraft unterschiedlicher Nutzen-Kosten-Verhältnisse steht zu-

sätzlich infrage, wenn die vergleichende Betrachtung auf Planungen beruht, die 

eine unterschiedliche Tiefe haben. Allgemein gilt, dass Varianten eines Vorha-

bens, die ernstlich in Betracht kommen, vergleichend zu prüfen sind. Dabei ist 

der Sachverhalt (nur) soweit aufzuklären, wie dies für eine sachgerechte Ent-

scheidung und eine zweckmäßige Gestaltung des Verfahrens erforderlich ist 

(BVerwG, Urteil vom 25. Januar 1996 - 4 C 5.95 - BVerwGE 100, 238 <249 f.>). 

Dementsprechend kann die Differenz der Nutzen-Kosten-Verhältnisse unter-

schiedlich tief geplanter Varianten nur dann als Auswahlkriterium herangezogen 

werden, wenn sie trotz der mit unterschiedlichen Planungstiefen einhergehen-

den Unschärfen einen belastbaren Vergleich erlauben. 

 

ff) Vor diesem Hintergrund ist es nicht von vornherein zu beanstanden, dass die 

Beklagte die Nutzen-Kosten-Untersuchungen der Fa. I. in die ihr obliegende 

Abwägung einbezogen hat. Sie sind ein anerkanntes Instrument, die Wirtschaft-

lichkeit eines Vorhabens darzustellen und zu bewerten.  

 

Ein Fehler im Abwägungsvorgang der Beklagten ist auch nicht schon deshalb 

festzustellen, weil sie die Nutzen-Kosten-Untersuchungen mit ihren Ergebnis-

sen als bindend betrachtet und damit nicht selbst abgewogen habe, denn das 

ist nicht der Fall. Zwar hat ihr Prozessvertreter unter anderem geltend gemacht, 

es sei nicht ihre Aufgabe gewesen, die Nutzen-Kosten-Untersuchungen in Fra-
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ge zu stellen, sie habe von deren Ergebnissen auszugehen. Der Planfeststel-

lungsbeschluss referiert jedoch lediglich, dem Vorhabenträger, also der Beige-

ladenen, seien die Ergebnisse der Nutzen-Kosten-Untersuchungen vom Frei-

staat Bayern vorgegeben worden. Darüber hinaus setzt er sich mit verschiede-

nen Einwänden der Stadt Fürth auseinander, wenngleich kurz und auf wenige 

Punkte beschränkt. Daher kann nicht davon ausgegangen werden, die Beklagte 

habe sich durch die Nutzen-Kosten-Untersuchungen von vornherein als gebun-

den betrachtet und damit die ihr obliegende eigene Abwägung insoweit unter-

lassen.  

 

Allerdings hat sich die Beklagte die Nutzen-Kosten-Untersuchungen mit ihren 

Ergebnissen zu eigen gemacht. Das hat zur Folge, dass Fehler dieser Untersu-

chungen ebenso zu einem erheblichen Abwägungsmangel führen können wie 

Fehler bei der Bewertung der Aussagekraft der Nutzen-Kosten-Untersu-

chungen.  

 

b) Die Annahme der Beklagten, das Nutzen-Kosten-Verhältnis der Bündelungs-

trasse liege bei nur 0,93 und damit unter eins, ist nicht tragfähig begründet.  

 

aa) Der Planfeststellungsbeschluss legt zugrunde, aus den Nutzen-Kosten-

Untersuchungen ergebe sich für die Verschwenktrasse ein Nutzen-Kosten-

Verhältnis von 1,18, für die Bündelungstrasse ein Nutzen-Kosten-Verhältnis von 

0,93. Letzteres trifft nicht zu. Für die Bündelungstrasse hat die aktualisierte Un-

tersuchung in der Variante des Mitfalls 2.2, das heißt mit zwei S-Bahn-Stationen 

(Stadeln-Süd und Stadeln-Nord), ein Nutzen-Kosten-Verhältnis von 0,97 er-

rechnet (NKU 01/11 S. 75 f.). 

 

bb) Die Nutzen-Kosten-Untersuchung legt für die Bündelungstrasse zugrunde, 

dass die beiden Bahnübergänge in Stadeln (Stadeln/Steinach und Stadeln/ 

Herboldshof) aufgegeben und durch eine Bahnunterführung ersetzt werden. 

Bereits im Erörterungstermin vom 5. und 6. Juli 2011 hat der Vertreter der Fa. I. 

und Sachbeistand der Beigeladenen Dr. A. eingeräumt, es sei zu berücksichti-

gen, dass die Bahnübergänge künftig sowieso neu auszustatten seien. Das füh-

re zu einer Verbesserung des Nutzen-Kosten-Verhältnisses der Bündelungs-

114 

115 

116 

117 



- 57 - 
 
 

trasse um etwa ein Hundertstel oder etwas mehr. Entsprechend hat die Stadt 

Fürth geltend gemacht, dass das Nutzen-Kosten-Verhältnis danach bereits bei 

0,98 liege. Das ist zwischen den Beteiligten nicht streitig.  

 

cc) Die der Nutzen-Kosten-Untersuchung zugrunde gelegte Verkehrsnachfrage 

für den Haltepunkt Stadeln-Nord beruht auf Verkehrszellen, die den methodi-

schen Anforderungen der Standardisierten Bewertung nicht genügen. Es lässt 

sich nicht ausschließen, dass eine der Standardisierten Bewertung entspre-

chende Verkehrszellenbildung das Nutzen-Kosten-Verhältnis der Bündelungs-

trasse erheblich verbessert.  

 

Nach der Standardisierten Bewertung müssen die zur Erfassung der Verkehrs-

nachfrage zu bildenden Verkehrszellen so fein unterteilt sein, dass nur eine Hal-

testelle in einer Verkehrszelle liegt, eine Abgrenzung des fußläufigen Einzugs-

bereichs ermöglicht wird und eine eindeutige Zuordnung der Verkehrsnachfrage 

zu den sinnvoll nutzbaren alternativen Zugangsstellen des öffentlichen Ver-

kehrsnetzes möglich ist (Standardisierte Bewertung S. 22). Dem wird die Nut-

zen-Kosten-Untersuchung der Bündelungstrasse im Mitfall nicht gerecht, was 

der Sachbeistand der Beigeladenen Dr. A. in der mündlichen Verhandlung auch 

eingeräumt hat.  

 

Die Verkehrszellen Stadeln Nord (266) und Stadeln Zentrum (265) sind am 

westlichsten Punkt ihrer gemeinsamen Grenze an die bisherige S-Bahn-Hal-

testelle im Bahnhof Vach angebunden (Ohnefall). Mit der im Mitfall vorgesehe-

nen Verlegung der S-Bahn-Haltestelle um 400 m nach Süden (S-Bahn-Station 

Stadeln-Nord) verliert der Halt seine Anbindung an die Verkehrszelle Stadeln 

Nord (266) und befindet sich nur in der Verkehrszelle Stadeln Zentrum (265). In 

dieser Verkehrszelle liegt mit der neu vorgesehenen S-Bahn-Station Stadeln-

Süd aber zugleich eine zweite S-Bahn-Haltestelle. Dies widerspricht der Verfah-

rensanleitung und macht es unmöglich, auf der Grundlage dieser Verkehrszel-

len den fußläufigen Verkehr abzugrenzen.  

 

Die Zahl der im Mitfall der S-Bahn-Station Stadeln-Nord in der Nutzen-Kosten-

Untersuchung zugeordneten Fahrten von Ein- und Aussteigern, die die S-Bahn-
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Haltestelle oder ihr Ziel fußläufig erreichen, ist auch nicht plausibel. Daran ver-

mochte die Erörterung in der mündlichen Verhandlung nichts zu ändern.  

 

Jenseits der Verkehrszellen legt die Nutzen-Kosten-Untersuchung in Anlehnung 

an die Bayerische Verkehrsrichtlinie (S-Bahn) als Einzugsbereich der S-Bahn-

Stationen einen Radius von 1 000 m zugrunde (NKU 1/11 S. 37). Das ist mit 

den Vorgaben der Standardisierten Bewertung zur Bestimmung "fußläufiger 

Haltestellen-Einzugsbereiche" vereinbar (Standardisierte Bewertung S. 10 f.). 

Zu dem fußläufigen Verkehrspotential in den Einzugsbereichen von 1 000 m um 

die Haltestationen Stadeln-Nord und Stadeln-Süd hat die Stadt Fürth eine Karte 

vorgelegt, die den in den Radien gelegenen einzelnen Bauflächen eine Perso-

nenzahl (Einwohner, Beschäftigte, Schulplätze) zuordnet. Sie weist für den Ein-

zugsbereich Stadeln-Nord 5 276 Personen aus, für den Einzugsbereich Sta-

deln-Süd 5 005. Dem Überschneidungsbereich werden 1 719 Personen zuge-

ordnet. Diese Zahlen decken sich bei überschlägiger Betrachtung mit den Zah-

len, die sich aus den Prognosen für die einzelnen Verkehrszellen auf der 

Grundlage der tatsächlichen Bebauung der Gebiete in den jeweiligen Einzugs-

bereichen ableiten lassen. Die von der Stadt Fürth einbezogenen Schülerplätze 

schlagen dabei nicht erheblich zu Buche.  

 

Auf der Grundlage dieser Zahlen ist nicht erklärlich, weshalb die Nutzen-

Kosten-Untersuchung für die Station Stadeln-Süd eine Verkehrsnachfrage von 

3 850 Ein- und Aussteigern (fußläufig) in Ansatz bringt, während dies für die 

Station Stadeln-Nord nur 270 Ein- und Aussteiger (fußläufig) sein sollen. Selbst 

wenn man den Überschneidungsbereich vollständig der Station Stadeln-Süd 

zuordnen könnte, so ergäbe sich ein Verhältnis von rund 5 200 Personen im 

fußläufigen Einzugsbereich Stadeln-Nord zu rund 6 700 im fußläufigen Ein-

zugsbereich Stadeln-Süd. Überträgt man den fußläufigen S-Bahnverkehr der 

Station Stadeln-Süd proportional zu diesem Verhältnis auf die Station Stadeln-

Nord, so entsprächen dem rund 3 000 Ein- und Aussteiger und damit einer 

deutlich höheren Zahl. Hinzu kommt, dass der Ansatz von nur 270 Ein- und 

Aussteigern an der Station Stadeln-Nord auch in Relation zu der für den Ohne-

fall für die Station Bahnhof Vach angenommenen Zahl von 1 520 Ein- und Aus-

steigern (fußläufig) nicht plausibel ist. Auch wenn man berücksichtigt, dass die 
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Station Stadeln-Nord im Mitfall 400 m südlicher liegt und im Überschneidungs-

bereich mit der Station Stadeln-Süd konkurriert, ist nicht nachvollziehbar, wes-

halb die Zahl der Ein- und Aussteiger (fußläufig) trotz eines verbesserten Ver-

kehrsangebots bei 270 Ein- und Aussteigern und damit nur bei rund einem 

Fünftel liegen soll. Das gilt selbst dann, wenn eine verbesserte Busanbindung 

eine Verlagerung des fußläufigen Verkehrs mit sich bringen sollte. Denn auch 

dann, wenn man die angenommenen Gesamtverkehrsnachfragen des Mitfalls 

(Ein-, Aus- und Umsteiger Stadeln-Süd: 4 605 und Stadeln-Nord: 2 320) be-

trachtet, ergibt sich daraus ein Verhältnis von zwei zu eins, das sich auf der 

Grundlage der Einwohner- und Beschäftigtenzahlen nicht nachvollziehen lässt.  

 

In diesem Zusammenhang ist bedeutsam, dass die für die S-Bahn-Station 

Steinach eingeräumte Verwechslung der Daten der Verkehrszellen Boxdorf 

(102) und Schmalau-Ost (1021) die Relevanz einer belastbaren Verkehrsprog-

nose deutlich macht. Bereits relativ geringe Veränderungen der Verkehrsnach-

frage können zu einer hier erheblichen Veränderung des Nutzen-Kosten-

Verhältnisses führen. Die Fa. I. hat aus der dortigen Verringerung der Ver-

kehrsnachfrage um 150 Fahrten berechnet, dass sich das Nutzen-Kosten-

Verhältnis der Verschwenktrasse um 0,05 verschlechtere. Übertragen auf die 

Bewertung der Bündelungstrasse kann daher nicht ausgeschlossen werden, 

dass das Nutzen-Kosten-Verhältnis den Schwellenwert von 1 erreichen und 

übersteigen kann, wie dies von der Stadt Fürth mit einem Plus von 0,1187 gel-

tend gemacht wird.  

 

dd) Die Nutzen-Kosten-Untersuchung geht zugunsten der Bündelungstrasse 

davon aus, dass im Ohnefall an der Bestandstrasse Maßnahmen zur Lärmsa-

nierung auf der Grundlage des seinerzeit gültigen Bundesprogramms Lärmsa-

nierung an Schienenwegen (Richtlinie zur Förderung von Maßnahmen zur 

Lärmsanierung an bestehenden Schienenwegen der Eisenbahnen des Bundes 

vom 22. November 2012) durchgeführt werden. Für den aktiven Schallschutz 

(Lärmschutzwände) bringt sie dafür im hier maßgeblichen Planfeststellungsab-

schnitt rund 2,6 Mio. € in Ansatz. Ausweislich des von der Beigeladenen in der 

mündlichen Verhandlung vorgelegten Auszugs eines Gutachtens der Fa. M. 

beruht dieser Betrag auf den Kostenansätzen der DB Projektbau (Stand 
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11/2010) für 3 m hohe Lärmschutzwände über eine Gesamtlänge von 1 385 m 

(4 155 qm). Dem stehen für den Mitfall der Bündelungstrasse, bei dem die Vor-

gaben der Verkehrslärmschutzverordnung zu beachten sind, Kosten für Schall-

schutzwände in Höhe von rund 7,8 Mio. € gegenüber. Sie beruhen auf überwie-

gend 4 m hohen Lärmschutzwänden, die sich über eine Länge von 3 635 m 

erstrecken (13 480 qm). Als weitere Maßnahme des aktiven Lärmschutzes 

kommt das "Besonders überwachte Gleis" zum Einsatz (rund 1,1 Mio. €). Die 

darüber hinaus jeweils vorgesehenen Maßnahmen des passiven Schallschut-

zes schlagen demgegenüber geringfügig zu Buche (445 000 € bzw. 300 000 €). 

Bilanziert belasten die Kosten des Lärmschutzes das Nutzen-Kosten-Verhältnis 

im Mitfall der Bündelungstrasse mit über 6 Mio. €.  

 

Der Einwand der Stadt Fürth, für die Lärmsanierungsmaßnahmen des Bundes-

programms einerseits und die Lärmvorsorgemaßnahmen nach der Verkehrs-

lärmschutzverordnung andererseits seien unterschiedliche Kostenansätze ge-

wählt worden, ist dies aufgrund der vorgelegten Berechnung widerlegt. Der Se-

nat sieht keinen Anlass, an den Kostenansätzen zu zweifeln, auch wenn im 

Planfeststellungsverfahren des Planfeststellungsabschnitts 17 mit geringeren 

Ansätzen gearbeitet wurde. Aufgrund des einheitlichen Kostenansatzes wird 

allerdings zugleich deutlich, dass sich der Lärmschutz entlang der Bestands-

strecke im Mitfall vom Ohnefall insbesondere wegen der höheren und längeren 

Lärmschutzwände erheblich unterscheidet. Die Stadt Fürth rügt zu Recht, dass 

die Nutzen-Kosten-Untersuchung den als Differenz verbleibenden Lärmminde-

rungsnutzen der Bündelungstrasse nicht berücksichtigt.  

 

Die Standardisierte Bewertung sieht vor, dass ein Lärmminderungsnutzen zu 

berücksichtigen ist. Verbessert sich der Indikator Geräuschbelastung im Mitfall 

gegenüber dem Ohnefall, so ist dieser zu quantifizieren. Zu ermitteln sind die 

Einwohner, die durch eine fühlbare Veränderung der Lärmbelastung (von mehr 

als 3 dB(A) Mittelungspegel) betroffen sind, wobei die Quantifizierung in der 

Regel nur für den Tagesverkehr erfolgen soll. Der Saldo der Geräuschbelas-

tung ist zu monetarisieren und im Nutzen-Kosten-Verhältnis (Beurteilungsindi-

kator E 1) zu berücksichtigen (Standardisierte Bewertung S. 74, 81 f.). 
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Danach ist im Ansatz nicht zweifelhaft, dass nach den Vorgaben der Standardi-

sierten Bewertung auch unter den vorliegenden Gegebenheiten ein Lärmminde-

rungsnutzen in die Nutzen-Kosten-Untersuchung einzustellen ist. Davon gehen 

auch die Fa. I. und der Sachbeistand der Beigeladenen Dr. A. aus, die in einer 

Sensitivitätsuntersuchung zur Nutzen-Kosten-Untersuchung 2009 einen Lärm-

minderungsnutzen errechnet haben (Kurzbericht vom 22. April 2010, S. 15 ff.). 

Im Übrigen macht die Beigeladene selbst geltend, im Gegenzug zur Berück-

sichtigung der Kosten ergänzenden Lärmschutzes im Fürther Bogen sei dessen 

Lärmminderungsnutzen zu beachten.  

 

Allerdings hat die Beigeladene eingewandt, der in der Standardisierten Bewer-

tung vorgesehene Schwellenwert einer Differenz von 3 dB(A) werde nicht er-

reicht. Die mündliche Verhandlung hat ergeben, dass dies doch der Fall ist. Der 

Sachbeistand der Beigeladenen Dr. A. hat ausgeführt, dass die Lärmdifferen-

zen entlang der Strecke über 3 dB(A) hinausgehen und damit bestätigt, was 

bereits von der Stadt Fürth substantiiert vorgetragen worden ist. Entsprechend 

ist nicht streitig geblieben, dass die Voraussetzungen für die Berücksichtigung 

eines Lärmminderungsnutzens nicht von vornherein verneint werden können.  

 

Der Sachbeistand der Beigeladenen Dr. A. hat in der mündlichen Verhandlung 

ausgeführt, die Standardisierte Bewertung enthalte kein adäquates Verfahren, 

den Lärmminderungsnutzen sachgerecht zu erfassen. Nach seinen Recherchen 

sei ein Lärmminderungsnutzen daher in der Praxis noch nie berücksichtigt wor-

den. Er räume aber ein, dass mit der Berücksichtigung der Lärmsanierung der 

Lärmminderungsnutzen nicht ausreichend erfasst sei.  

 

Ob die Regelungen der Standardisierten Bewertung eine sachgerechte Erfas-

sung des Lärmminderungsnutzens ermöglichen, vermag der Senat nicht zu be-

urteilen. Das kann jedoch nichts daran ändern, dass die Standardisierte Bewer-

tung seine Berücksichtigung verlangt. Lässt sich ihr kein sachgerechtes Verfah-

ren entnehmen, so liegt nahe, auf anerkannte Verfahren jenseits der Standardi-

sierten Bewertung zurückzugreifen. Auch in der genannten Sensitivitätsunter-

suchung wurde ein Lärmminderungsnutzen errechnet. Dabei wurde zudem dem 

Umstand Rechnung getragen, dass das Verfahren der Standardisierten Bewer-
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tung lediglich den Öffentlichen Personennahverkehr im Blick hat, während hier 

für den Lärmminderungsnutzen (auch) der nächtliche Güterverkehr bedeutsam 

ist. Das aktuelle Methodenhandbuch zum Bundesverkehrswegeplan 2030 sieht 

für den Schienenverkehr allgemein vor, dass Veränderungen der Geräuschbe-

lastung ab einer Differenz von mehr als 2 dB(A) bewertungsrelevant sind 

(S. 223 ff.). Erweist sich eine sachgerechte Bewertung als ausgeschlossen, so 

bleibt die Möglichkeit, den Nutzen verbal zu erfassen und zu würdigen, wie dies 

im Rahmen des Beurteilungsindikators E 2 und der ergänzenden verbalen Er-

läuterung (V) vorgesehen ist. Die Standardisierte Bewertung geht zwar davon 

aus, dass in der Regel die Ermittlung des Nutzen-Kosten-Verhältnisses auf der 

Ebene des Beurteilungsindikators E 1 für die Beurteilung der Förderwürdigkeit 

eines Vorhabens genügt. Ergibt sich jedoch ein Nutzen-Kosten-Verhältnis in der 

Nähe von 1, so kommt die ergänzende Ermittlung des Beurteilungsindikators 

E 2 oder eine ergänzende verbale Erläuterung in Betracht (Standardisierte Be-

wertung S. 8).  

 

Danach kann nicht ausgeschlossen werden, dass der unberücksichtigt geblie-

bene Lärmminderungsnutzen, der sich aus dem Unterschied des Schallschut-

zes im Mitfall und im Ohnefall ergibt, einen Beitrag dazu leistet, das Nutzen-

Kosten-Verhältnis in der Summe zugunsten der Bündelungstrasse zu verschie-

ben.  

 

ee) Eine nähere Betrachtung der Busanbindungen des Öffentlichen Straßen-

personennahverkehrs (ÖSPV) führt zu einer besseren Bewertung des Gesamt-

vorhabens; sie hat das Potential, das Nutzen-Kosten-Verhältnis der Bünde-

lungstrasse auf über 1 anzuheben.  

 

Die Standardisierte Bewertung sieht vor, das relevante öffentliche Verkehrsnetz 

zunächst im Ist-Zustand zu erfassen. Das betrifft insbesondere die Linienfüh-

rung, Fahrtenfolgezeiten und die Umlaufzahl, wobei nach den eingesetzten 

Fahrzeugtypen differenziert wird. Aus Vereinfachungsgründen soll zulässig 

sein, Unterschiede zwischen Richtung und Gegenrichtung einzelner Linien in 

einem symmetrischen Bedienungsangebot abzubilden. Allgemein gilt, dass 
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auch die vereinfachte Erfassung möglichst genau der Realität entsprechen soll 

(Standardisierte Bewertung S. 22 f., 36, 43). 

 

Die Stadt Fürth hat vorgetragen und in der mündlichen Verhandlung vertieft, 

dass Buslinien auf dem Gebiet der Stadt Erlangen bei der Betrachtung des 

ÖSPV nicht durchgebunden worden seien; eine Linienvariante (Stichfahrt) sei 

als gesonderte Linie modelliert worden. Damit seien die Umlaufverknüpfungen 

und entsprechend Fahr- und Wendezeiten nicht realitätsgerecht abgebildet 

worden. Eine solche realitätsgerechte Abbildung führe zu einem um 0,0345 

verbesserten Nutzen-Kosten-Verhältnis der Bündelungstrasse. Die Beigeladene 

ist dem in der Sache nicht entgegengetreten. Vielmehr hat ihr Sachbeistand 

Dr. A. bestätigt, dass die geforderte nähere Betrachtung zu der geltend ge-

machten Verbesserung führe. Die unschönen Effekte seien der groben Betrach-

tung geschuldet, die bei der Nutzen-Kosten-Untersuchung nur gefordert sei.  

 

Welche Genauigkeit die Standardisierte Bewertung insoweit fordert, bedarf kei-

ner näheren Betrachtung. Jedenfalls die Planfeststellungsbehörde muss, wenn 

sie eine Variante mangels Wirtschaftlichkeit verwerfen will, für die Bestimmung 

des Nutzen-Kosten-Verhältnisses von einer realitätsgerechten Betrachtung des 

ÖSPV ausgehen. Es ist nicht ersichtlich, dass die Standardisierte Bewertung 

einer näheren, den ÖSPV realitätsgerecht abbildenden Betrachtung entgegen-

stehen könnte. Neben den Vorgaben der Standardisierten Bewertung zur Er-

fassung des Ist-Zustands bestätigt dies im Ansatz auch die Vorgehensweise 

der Nutzen-Kosten-Untersuchung der Verschwenktrasse, bei der die durch das 

Fachmarktzentrum Fürth/Steinach zu erwartende Verkehrsnachfrage durch 

Kundenverkehr gesondert erfasst wurde. Dazu wurde eine besondere Ver-

kehrszelle "Möbel Höffner" (2611) gebildet, was die Standardisierte Bewertung 

nicht zwingend vorgibt. Allgemein gilt, dass mit den gewöhnlichen Verkehrszel-

len auch der Kundenverkehr - zwar grob vereinfacht, aber doch hinreichend - 

erfasst wird. Die Standardisierte Bewertung stellt allein für "Veranstaltungsver-

kehre" und dynamisch wachsende Verkehrsnachfragen fakultative Modellbau-

steine zur Verfügung (S. 51, 57). Das hat die Nutzen-Kosten-Untersuchung je-

doch nicht gehindert, für das Fachmarktzentrum und damit punktuell eine be-

sondere Verkehrszelle zu bilden. Trotz einer Unschärfe aufgrund einer damit 
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einhergehenden Doppelerfassung ist nicht zweifelhaft, dass so die tatsächlich 

zu erwartende Verkehrsnachfrage deutlich besser abgebildet wird, als dies 

sonst der Fall gewesen wäre. Entsprechend ist aber im Zusammenhang mit der 

Erfassung des ÖPSV keine Rechtfertigung dafür erkennbar, die hier bestehen-

den unstreitigen Defizite im Rahmen der planerischen Variantenabwägung un-

berücksichtigt zu lassen.  

 

Die gebotene nähere Betrachtung der Busanbindungen des ÖSPV führt zwar 

nicht zu einer bedeutsamen Verschiebung innerhalb des Bewertungsverhältnis-

ses beider Varianten, jedoch ohne weiteres dazu, dass das Nutzen-Kosten-

Verhältnis der Bündelungstrasse - ausgehend von 0,97 - auf über 1 steigen und 

damit eine positive Bewertung der Wirtschaftlichkeit erlauben könnte.  

 

ff) Darüber hinaus bestreitet die Beigeladene dem Grunde nach nicht, dass die 

Nutzen-Kosten-Untersuchungen beider Trassenvarianten in weiteren Punkten 

Defizite haben. Diese erscheinen in ihrem Gewicht zwar einzeln eher unbedeu-

tend, sind aber geeignet, sich in der Summe positiv auf die Bewertung der Bün-

delungstrasse auszuwirken. Das gilt zunächst insoweit, als versäumt wurde, 

auch im Ohnefall Planungskosten und Gebühren einzustellen (Standardisierte 

Bewertung, S. 68), und gilt des Weiteren für die Investitionskosten der Eisen-

bahnüberführungen an der Schwabacher und Vacher Straße, die durch den 

Verzicht auf eine Eintiefung verringert wurden. Dazu gehört ferner die nach der 

Standardisierten Bewertung zur Herstellung einer projektübergreifenden Ver-

gleichbarkeit gebotene einheitliche Rückrechnung auf den Preisstand des Jah-

res 2006, die jedenfalls teilweise unterlassen wurde. Die Beigeladene, die das 

einräumt, weist zwar darauf hin, dass sich die Wirkungen einer Rückrechnung 

im Ohne- und Mitfall der Bündelungstrasse weitgehend aufheben dürften, weil 

sich im Ohnefall die dort eingestellten Kosten der Lärmsanierung verringerten. 

Abgesehen davon, dass dies erforderlichenfalls einer genaueren Betrachtung 

bedarf, ist eine Rückrechnung aber gleichfalls bei der Nutzen-Kosten-

Untersuchung der Verschwenktrasse geboten. Für sie wurde mit den Investiti-

onskostenansätzen der Nutzen-Kosten-Untersuchung 2009 weitergerechnet. 

Da sich bei der Rückrechnung hier parallel die Kosten des Ohnefalls (Lärm-

schutzsanierung im Fürther Bogen) verringern, spricht manches dafür, dass 
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sich für diese Trasse aus der Rückrechnung negative Effekte ergeben (vgl. 

NKU 2/11 S. 41 f.). 

 

c) Die Beklagte hätte auch nicht ohne weiteres davon ausgehen dürfen, dass 

das Nutzen-Kosten-Verhältnis der Verschwenktrasse einen Wert von 1,18 er-

reiche. Die diesem Wert zugrunde liegenden Annahmen entsprechen teilweise 

nicht dem planfestgestellten Vorhaben und sind auch sonst nicht frei von Feh-

lern. Daher lässt sich nicht ausschließen, dass sich die Nutzen-Kosten-

Verhältnisse der Trassenalternativen annähern oder gar im Ergebnis umkehren.  

 

aa) Zwischen den Beteiligten ist unstreitig, dass in der Nutzen-Kosten-

Untersuchung der Verschwenktrasse die Strukturdaten der Verkehrszellen 

Boxdorf (102) und Schmalau-Ost (1021) verwechselt wurden und sich hierdurch 

das Nutzen-Kosten-Verhältnis um 0,05 verschlechtert, also auf 1,13 sinkt. Im 

Ansatz unstreitig ist auch, dass der planfestgestellte zusätzliche Schallschutz 

bis zur S-Bahn-Haltestelle Stadeln-Süd (Fürther Bogen) mit seinen Kosten und 

seinem Nutzen gleichermaßen bei der Verschwenktrasse zu berücksichtigen 

ist.  

 

bb) Die Nutzen-Kosten-Untersuchung berücksichtigt darüber hinaus potentiell 

erhebliche Kostensteigerungen nicht, die sich im Nachgang zur 2. Planände-

rung aus der Optimierung der Verschwenktrasse ergeben haben. Unstreitig ist 

insoweit, dass höhere Kosten der Autobahnbrücke und weiterer Brückenbau-

werke der Verschwenktrasse anzulasten sind. Davon geht auch der Planfest-

stellungsbeschluss aus, ohne die Auswirkungen zu quantifizieren (PFB S. 83). 

Das gilt jedoch auch für die Kosten der Absenkung der Güterzugstrecke und 

des dafür erforderlichen 300 m langen Trogs, die von der Stadt Fürth mit rund 

6 Mio. € veranschlagt werden. Der Planfeststellungsbeschluss führt dazu aus, 

unter anderem durch die Absenkung der Güterzugstrecke habe der Flächenbe-

darf verringert werden können (S. 84 f.). Während zunächst geplant war, die 

Güterzugstrecke im Kreuzungsbereich 293,98 m ü.NN (Gradientenhöhe) zu 

führen (Stand 2. Planänderung), verläuft sie nach den festgestellten Plänen 

292,48 m ü.NN. In Richtung des geplanten Güterzugtunnels steigt die Strecke 

mit dem Trog dann bis zur Planfeststellungsgrenze (G km 13,500) wieder auf 
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294,50 m ü.NN an (Gradientenhöhe; Anlage 3 Bl. 2). Die Planungsgeschichte 

zeigt, dass die Absenkung der Güterzugstrecke allein der Optimierung der Ver-

schwenktrasse dient. Die zusätzlichen Kosten lassen sich - entgegen der Ein-

lassung der Beigeladenen - nicht der Güterzugstrecke zuordnen. Der Höhen-

verlauf der Güterzugstrecke schließt es aus, die Absenkung als Maßnahme zu 

begreifen, die dem Tunnelzulauf der Güterzugstrecke dient.  

 

cc) Unzureichend ist die Nutzen-Kosten-Untersuchung der Verschwenktrasse 

auch insoweit, als die Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft auf den 

Ackerflächen - wie ausgeführt - nicht ausreichend ausgeglichen sind. Das gilt 

auch für die offen gebliebene Frage, inwieweit die Restflächen der durch die 

Verschwenktrasse zerschnittenen Grundstücke noch landwirtschaftlich nutzbar 

sind, wovon die kostenseitig zu berücksichtigenden Entschädigungsleistungen 

abhängig sind. Schließlich sind auch die höheren Kosten für das Dammschütt-

material zu betrachten, die sich daraus ergeben, dass die Verwendung von Ma-

terial der Schadstoffklasse Z 1.1 in der Zone III des Wasserschutzgebiets Knob-

lauchsland unzulässig ist.  

 

dd) Nicht zu beanstanden ist hingegen, dass die Nutzen-Kosten-Untersuchung 

der Verschwenktrasse Kosten für die Verlegung von Masten der Bahnstrom-

fernleitung Nürnberg - Ebensfeld im Wesentlichen unberücksichtigt lässt. Wäh-

rend die Verlegung des Mastes Nr. 8038 durch die Güterzugstrecke veranlasst 

ist, müssen die Masten Nr. 8039 bis 8044 zwar deshalb verlegt werden, weil sie 

sich auf der geplanten Verschwenktrasse befinden. Die Beigeladene hat jedoch 

in der mündlichen Verhandlung einen Projektauftrag vorgelegt, wonach es sich 

um eine im Jahr 1939 errichtete Bahnstromleitung handelt, die aufgrund ihres 

baulichen Zustands (Korrosion) und einer begrenzten Übertragungsleistung 

insgesamt erneuert werden muss. Entsprechend handelt es sich insoweit um 

Sowieso-Kosten, die sich auf das Nutzen-Kosten-Verhältnis nicht auswirken. 

Lediglich Zusatzkosten, die sich aufgrund der Verlegung ergeben, sind in die 

Nutzen-Kosten-Untersuchung einzustellen. Sie dürften allerdings nur marginal 

zu Buche schlagen. Ähnliches gilt für die Kosten der Höherlegung der Hoch-

spannungsleitung Kriegenbrunn-Schnepfenreuth, die nördlich des Fachmarkt-

zentrums Fürth/Steinach sowohl die Verschwenktrasse als auch die Güterzug-
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trasse kreuzt. Der Erläuterungsbericht führt hierzu aus, diese Leitung sei von 

Mast 13 bis 15 höher zu legen, um die Mindestabstände zur Güterzugstrecke 

einzuhalten; dabei sei der Mast 14 umzusetzen (S. 74 f.). Für diesen, zwischen 

der Güterzugtrasse und der Verschwenktrasse gelegenen Mast ist nicht zwei-

felhaft, dass die Verlegung unabhängig von der Verwirklichung der Ver-

schwenktrasse erforderlich und damit variantenneutral ist. Nur dann, wenn die 

Leitung auch am Mast 15 - und damit wegen der S-Bahntrasse - höher gelegt 

werden müsste, ließen sich die entsprechenden Kosten der Verschwenktrasse 

zuordnen. Das ist aber nicht ersichtlich (Anlage 18.2 Blatt 2). 

 

ee) Im Übrigen bleibt unklar, inwieweit die Nutzen-Kosten-Untersuchung der 

Verschwenktrasse die Kosten für die Verlegung von Sparten hinreichend abbil-

det. Die Stadt Fürth hat hierzu vorgetragen, weitere Kosten für die Verlegung 

der Leitungen des örtlichen Versorgers seien mit 2,1 Mio. € zu veranschlagen. 

Sie verweist hierzu auf eine Aufstellung, die eine Vielzahl von Einzelpositionen 

ohne weitere Zuordnung stichwortartig auflistet. Außerdem verweist sie darauf, 

dass Kosten für die Verlegung der Bewässerungsleitungen des Zweckverban-

des Wasserverband Knoblauchsland dabei noch unberücksichtigt seien. Die 

Beigeladene hat dem entgegnet, dass die Verlegung weiterer Sparten mit 

970 000 € in den Kosten enthalten sei und dass die von der Stadt Fürth ge-

nannten Zahlen nicht nachvollziehbar seien. Die Beklagte ist hierauf nicht näher 

eingegangen. Im Übrigen hat die Beigeladene darauf verwiesen, dass bei der 

Nutzen-Kosten-Untersuchung der Bündelungstrasse Kosten für Sparten Dritter 

nicht angesetzt und lediglich 5 % der Baukosten für Unvorhergesehenes be-

rücksichtigt worden seien. Das ist insoweit richtig, als die Nutzen-Kosten-

Untersuchung der Bündelungstrasse neben dem Zuschlag für Unvorhergese-

henes lediglich unspezifiziert Pauschbeträge für Sparten in Ansatz bringt (NKU 

1/11 Anhang 3 Teil 1 und 2). Diese Umstände verdeutlichen weitere Unschärfen 

der Nutzen-Kosten-Untersuchungen, deren Auswirkungen sich nicht klar erken-

nen lassen.  

 

d) Insgesamt leidet die Tragfähigkeit der die Trassenvarianten vergleichenden 

Nutzen-Kosten-Untersuchungen daran, dass die Bewertung der Bündelungs-

trasse - anders als die der Verschwenktrasse - auf einer '"nicht voll ausgeplan-
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ten Vorplanung" beruht (NKU 1/11 S. 8 f.). Dem hat die Nutzen-Kosten-

Untersuchung dadurch Rechnung getragen, dass sie für unvorhergesehene 

Kosten der Bündelungstrasse - als unteren Eckwert - 5% der Baukosten in An-

schlag gebracht hat. Das mag die voraussichtlichen Kosten zutreffend abbilden, 

kann aber auch dahinter zurückbleiben. Die Beigeladene hat der klägerseitigen 

Forderung nach Berücksichtigung zusätzlicher Kosten, die sich aus der Detail-

planung der Verschwenktrasse ergeben haben, entgegnet, auf Seiten der Bün-

delungstrasse sei mit entsprechenden zusätzlichen Kosten zu rechnen. Auch 

das mag zutreffen, erlaubt eine belastbare Aussage aber nicht. Umgekehrt lässt 

sich auch nicht ausschließen, dass sich im Falle der Ausplanung der Bünde-

lungstrasse Möglichkeiten der Optimierung ergeben könnten. Das gilt nament-

lich für die Frage, ob die Bündelungstrasse länger eingleisig geführt werden 

kann (dazu VIII.2). 

 

Möglich erscheint im Übrigen auch, Kosten für die Beseitigung der beiden be-

schrankten Bahnübergänge der Bestandstrasse (Stadeln/Steinach und 

Stadeln/Herboldshof) als Sowieso-Kosten zu bewerten, sie im Variantenver-

gleich also nicht der Bündelungstrasse anzulasten. Die Beseitigung der Bahn-

übergänge ist nach der Eisenbahnbetriebsordnung zwar nicht zwingend gebo-

ten, denn die Höchstgeschwindigkeit auf der Bestandsstrecke ist auf 160 km/h 

begrenzt (§ 11 Abs. 2 der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung). Gleichwohl 

betreffen die Bahnübergänge eine Strecke, die als Hochgeschwindigkeitsbahn-

strecke (Personenverkehr) zum europäischen Kernnetz zählt (VO <EU> 

Nr. 1315/2013 Anhang I 5.3) und die im Zuge des Verkehrsprojekts Deutsche 

Einheit Nr. 8 als Hochgeschwindigkeitsstrecke ausgebaut werden soll. Dem 

Standard einer solchen Strecke entsprechen höhengleiche Bahnübergänge 

nicht, zumal sie hier (auch) eine Kreisstraße (FÜs 4) betreffen. Ihre Beseitigung 

war bereits in der Vergangenheit wiederholt Thema und im Jahr 1990 Grund 

dafür, auf den Einbau einer besonderen Gehwegsicherung zu verzichten. Die 

Verringerung der Zahl beschrankter Bahnübergänge ist im Übrigen öffentlich 

erklärtes Ziel sowohl der Deutschen Bahn als auch der Bundesregierung und 

liegt hier umso näher, als die Nutzen-Kosten-Untersuchung Kosten von Rein-

vestitionen in die Bahnübergänge in Ansatz bringt. 
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2. Für den im Planfeststellungsbeschluss vorgenommenen Vergleich zum Flä-

chenbedarf (PFB S. 84 bis 86) fehlen für die Bündelungstrasse belastbare 

Feststellungen zu in Betracht kommenden Optimierungsmöglichkeiten. 

 

Werden Ausführungsvarianten im Rahmen der Abwägung im Hinblick auf ihren 

Flächenbedarf verglichen, müssen die Varianten insoweit eine in etwa ver-

gleichbare Planungstiefe aufweisen. Hierfür genügt es nicht in jedem Fall, eine 

Variante zu optimieren und die ergriffenen Optimierungsmaßnahmen auf die 

anderen Alternativen zu übertragen. Drängt sich für eine andere Alternative ei-

ne andere Möglichkeit der Flächenreduzierung auf, muss auch deren Optimie-

rungspotential jedenfalls abgeschätzt werden.  

 

Der Planfeststellungsbeschluss genügt diesen Anforderungen nicht. Er gibt den 

"Bedarf an zu erwerbenden Flächen" für die technischen Anlagen der Ver-

schwenktrasse mit 19,7 ha, für die Bestandstrasse mit 14,9 ha an. Durch eine 

Überarbeitung der technischen Planung - eine Versteilung der Böschungen des 

Bahndamms, eine veränderte Brückenkonstruktion an der BAB A 73 und eine 

Absenkung der Güterzugstrecke im Bereich der Kreuzung mit der S-Bahn - ha-

be der Flächenbedarf der Verschwenktrasse auf 14,5 ha, der Flächenbedarf der 

Bestandstrasse bei analoger Optimierung auf 12,0 ha verringert werden können 

(PFB S. 84). Die Flächenangaben beziehen sich, wie insbesondere die nachfol-

genden Ausführungen zur Inanspruchnahme von Privatgrund (PFB S. 86) zei-

gen, auf den von den Eigentumsverhältnissen unabhängigen Flächenbedarf. 

Der Vorteil der Bündelungs- gegenüber der Verschwenktrasse hat sich durch 

die Optimierung der Bahndämme mithin von 4,8 ha auf 2,5 ha reduziert. Darauf 

stellt der Planfeststellungsbeschluss in der zusammenfassenden Abwägung ab 

(PFB S. 99). Die Klägerseite hatte bereits im Planfeststellungsverfahren geltend 

gemacht, dass der Flächenverbrauch der Bündelungstrasse durch eine Verkür-

zung der Zweigleisigkeit erheblich verringert werden könne. Der Planfeststel-

lungsbeschluss weist die Forderung zurück, weil die Länge der Zweigleisigkeit 

für eine angemessene Betriebsqualität erforderlich sei und eine Anordnung der 

Weiche im Bogen zwischen Bahnhof Vach und BAB A 73 aus trassierungstech-

nischen Gründen nicht möglich sei (PFB S. 83). Diese Einschätzung ist weder 

im Planfeststellungsbeschluss noch in den Verwaltungsvorgängen oder den 
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Planunterlagen fachlich unterlegt. Die Frage, ob die Bündelungstrasse länger 

eingleisig geführt werden kann, war im Erörterungstermin am 5. Juli 2011 ohne 

abschließende Erkenntnis kontrovers diskutiert worden. Die der Nutzen-Kosten-

Untersuchung zugrunde liegende Bündelungstrasse soll die von Fürth kom-

mende eingleisige S-Bahntrasse nach dem Bahnhof Vach unmittelbar vor dem 

langgezogenen Bogen der Bestandstrasse zweigleisig fortsetzen. Damit ist die 

Eingleisigkeit der Bündelungstrasse mehr als einen Kilometer kürzer als jene 

der Verschwenktrasse. Ausgehend hiervon ist nicht ohne weiteres plausibel, 

dass die Länge der Zweigleisigkeit für eine angemessene Betriebsqualität be-

nötigt wird. Entsprechend wurde im Erörterungstermin nicht von vornherein die 

Möglichkeit verneint, die Bündelungstrasse länger eingleisig zu führen. Zentra-

ler Streitpunkt war die Frage, ob sich die Aufspaltung der Gleise an einem an-

deren geeigneten Ort der nachfolgend in einem Bogen verlaufenden Strecke 

realisieren lasse. Das wurde gutachterlich kontrovers beurteilt. Die Beigeladene 

hält zwar eine Weiche westlich der Kreuzung mit der BAB A 73 für möglich, 

sieht damit aber Mehraufwendungen einhergehen (Protokoll des Erörterungs-

termins S. 120 bis 126 <BA 11a>). Der Planfeststellungsbeschluss geht auf die 

damit verbundenen Fragen nicht weiter ein. Der pauschale Hinweis, dass eine 

Weiche im Bogen "aus trassierungstechnischen Gründen" nicht möglich sei, 

genügt ausgehend vom Diskussionsstand des Erörterungstermins nicht, um ein 

Optimierungspotential der Bündelungstrasse zu verneinen.  

 

3. Soweit es um die Abwägung der Varianten im Hinblick auf die Inanspruch-

nahme von privatem Grundeigentum geht, hat die Beklagte die Bedeutung des 

durch Art. 14 Abs. 1 GG geschützten Interesses der betroffenen Landwirte, von 

einer Inanspruchnahme ihrer landwirtschaftlichen Betriebsflächen verschont zu 

bleiben, und das öffentliche Interesse an einem Erhalt des Knoblauchslandes 

für den Anbau von Sonderkulturen verkannt.  

 

Der Eigentumsgarantie kommt im Gefüge der Grundrechte insbesondere die 

Aufgabe zu, dem Träger des Grundrechts einen Freiheitsraum im vermögens-

rechtlichen Bereich zu sichern und ihm dadurch eine eigenverantwortliche Ge-

staltung seines Lebens zu ermöglichen. Grundstücksenteignungen, die nach 

Maßgabe des § 22 AEG zur Ausführung eines nach § 18 AEG festgestellten 
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Bauvorhabens zulässig sind, stellen angesichts der von vornherein begrenzten 

Verfügbarkeit von Grundstücken einen schweren Eingriff in das durch Art. 14 

Abs. 1 GG geschützte Eigentum dar. Das Gewicht des Eingriffs variiert je nach 

Bedeutung der konkret entzogenen Rechtsposition für die Lebens- und Frei-

heitsgestaltung der Betroffenen sowie danach, ob sie ganz oder nur teilweise 

genommen wird (BVerfG, Urteil vom 17. Dezember 2013 - 1 BvR 3139/08 u.a. - 

BVerfGE 134, 242 Rn. 167 f.). Auch Eigentumsbelange können aber in der Ab-

wägung grundsätzlich überwunden werden. Eisenbahnstrecken können ohne 

Inanspruchnahme privaten Grundeigentums in der Regel nicht verwirklicht wer-

den. In der Abwägung von Trassenalternativen muss der Umfang der Inan-

spruchnahme privaten Grundeigentums deshalb nicht stets, aber nach Lage der 

Dinge in die Abwägung eingestellt und entsprechend seiner Bedeutung gewich-

tet werden. 

 

Hier war es nach Lage der Dinge geboten, Verschwenk- und Bündelungstrasse 

auch im Hinblick auf die Inanspruchnahme fremden Grundeigentums gegenei-

nander abzuwägen. Die Verschwenktrasse durchschneidet nahezu auf ihrer 

gesamten Länge das sogenannte Knoblauchsland, in dem traditionell, teilweise 

bereits seit Jahrhunderten Sonderkulturen angebaut werden. Das Gebiet ist 

kleinbetrieblich strukturiert (vgl. Begründung zu B IV 2.5 des Regionalplans In-

dustrieregion Mittelfranken). Die Böden sind durch jahrzehntelange Humuswirt-

schaft und Bodenpflege geprägt (Anlage 12.1 B 2-4). Die Flächen werden durch 

eine vom Wasserverband Knoblauchsland betriebene Beregnungsanlage be-

wässert. Der Wasserverband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts (§ 1 

Abs. 3 der Satzung des Wasserverbandes Knoblauchsland in den kreisfreien 

Städten Nürnberg und Fürth vom 9. Dezember 1999, Amtsblatt der Stadt Nürn-

berg S. 558). Die Eigentümer bzw. Pächter von zur Beregnung angemeldeten 

Grundstücken sind Mitglieder des Verbandes und finanzieren ihn durch Beiträ-

ge (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2, § 30 der Satzung). Die Flächen des Knoblauchslan-

des sind mithin im stark verdichteten Raum Nürnberg/Fürth/Erlangen für die 

landwirtschaftlichen Betriebe und damit auch für die Lebens- und Freiheitsge-

staltung der betroffenen Landwirte von großer Bedeutung. Die Verschwenktras-

se beeinträchtigt die Betriebe nicht nur durch den unmittelbaren Flächenverlust, 

sondern auch durch das Entstehen nicht oder nur noch eingeschränkt nutzbarer 
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Restflächen. Die Bündelungstrasse würde landwirtschaftlich genutzte Flächen 

in geringerem Umfang und nur an den Grundstücksrändern in Anspruch neh-

men; es entstünden weniger Restflächen. Dieser Unterschied muss nicht den 

Ausschlag zugunsten der Bündelungstrasse geben; der Umfang der Eigen-

tumsbetroffenheit muss jedoch, da keine Variante aus anderen Gründen ein-

deutig vorzugswürdig ist, für beide Varianten ermittelt und in die Abwägung ein-

gestellt werden.  

 

Der Erhalt des Knoblauchslandes für den Anbau von Sonderkulturen ist nicht 

nur ein privater, sondern auch ein öffentlicher Belang. Der Regionalplan Indust-

rieregion Mittelfranken in der fortgeschriebenen, insoweit bei Erlass des Plan-

feststellungsbeschlusses nicht veränderten Fassung vom 1. August 2005 ent-

hält in B IV 2.5 den Grundsatz, dass die Erhaltung und Weiterentwicklung der 

Erzeugungsbedingungen für Sonderkulturen u.a. im Knoblauchsland soweit 

möglich anzustreben ist. Dieser öffentliche Belang hätte ebenfalls in die Abwä-

gung eingestellt werden müssen. Grundsätze der Raumordnung sind gemäß 

§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 ROG bei raumbedeutsamen Planungen, die 

Personen des Privatrechts in Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben durchführen, 

in Abwägungsentscheidungen zu berücksichtigen, wenn öffentliche Stellen an 

den Personen mehrheitlich beteiligt sind oder die Planungen überwiegend mit 

öffentlichen Mitteln finanziert werden. Beides ist hier der Fall.  

 

Der Planfeststellungsbeschluss nimmt die hiernach gebotene Abwägung nicht 

vor. Er vergleicht die beiden Trassenvarianten zwar - wie dargelegt - im Hinblick 

auf den Flächenbedarf für die technischen Anlagen; inwieweit diese Flächen auf 

fremdem Grund liegen und inwieweit unwirtschaftliche Restflächen entstehen, 

hat die Beklagte aber weder für die Verschwenk- noch für die Bündelungstrasse 

ermittelt. Für die Verschwenktrasse hat sie sich auf die Angabe der Beigelade-

nen im Erörterungstermin gestützt, dass für 50 % des Flächenbedarfs bereits 

Vorverträge bestünden oder "Zustimmung signalisiert worden sei" (PFB S. 86). 

Nach Überprüfung der aktuellen Situation und Berücksichtigung der Optimie-

rungen verblieben - so der Planfeststellungsbeschluss (S. 87) - bei einem Ge-

samterwerb für technische Anlagen von 14,5 ha ungesicherte Flächen von 

ca. 5 ha im Privateigentum. Als "gesichert" wurden Flächen angesehen, wenn 

153 

154 



- 73 - 
 
 

der Eigentümer für den Fall, dass der Planfeststellungsbeschluss erlassen wird, 

die Bereitschaft bekundet hatte, die benötigten Flächen zur Vermeidung eines 

Enteignungsverfahrens an die Beigeladene zu veräußern (Protokoll des Erörte-

rungstermins vom 5. Juli 2011 S. 158 f. <BA 11a>). Bei Erlass des Planfeststel-

lungsbeschlusses ging es aber um die vorgelagerte Frage, ob die für das Vor-

haben sprechenden öffentlichen Interessen die Inanspruchnahme des privaten 

Grundeigentums rechtfertigen. Im Rahmen dieser Entscheidung ist das private 

Grundeigentum auch dann schutzwürdig, wenn der Eigentümer nach Erlass des 

Planfeststellungsbeschlusses zur Vermeidung einer Enteignung veräußerungs-

bereit ist. Auch die Flächen eines solchen Eigentümers müssen in die Abwä-

gung der Trassenvarianten eingestellt werden. Für die Bündelungstrasse hat 

die Beklagte im Planfeststellungsbeschluss selbst eingeräumt, dass sie zu der 

Frage, inwieweit die Bündelungstrasse auf fremdem Grund verwirklicht werden 

muss, keine Aussage machen könne (PFB S. 87). Dass der Flächenbedarf für 

die Verschwenktrasse durch Überarbeitung der technischen Planung verringert 

werden konnte, ist für die Abwägung der Trassenalternativen im Hinblick auf die 

Inanspruchnahme von fremdem Grundeigentum ohne Bedeutung. Maßnahmen 

zur Verringerung des Eingriffs tragen dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

Rechnung, sie stellen jedoch keine Gemeinwohlbelange dar, die die Inan-

spruchnahme der Grundstücke rechtfertigen könnten (BVerwG, Urteil vom 

24. November 2011 - 9 A 23.10 - BVerwGE 141, 171 Rn. 67). 

 

Den Grundsatz B IV 2.5 des Regionalplans Industrieregion Mittelfranken zur 

Erhaltung und Weiterentwicklung der Erzeugungsbedingungen für Sonderkultu-

ren im Knoblauchsland hat die Beklagte weder ausdrücklich noch der Sache 

nach in die Abwägung der Varianten eingestellt.  

 

4. Einen Nachteil der Verschwenk- gegenüber der Bündelungstrasse wegen 

des größeren Verlustes von Retentionsraum hat der Planfeststellungsbeschluss 

verneint, weil der Ersatzretentionsraum ohne zusätzliche Eingriffe auf Flächen 

geschaffen werden könne, die bereits für Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen 

vorgesehen seien (PFB S. 88). Diese Erwägung ist nur dann tragfähig, wenn 

die CEF-Maßnahme A3 (S) für Zauneidechsen geeignet bleibt, auch wenn sie 
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zugleich als Hochwasserrückhalteraum dient. Die Beklagte hat das - wie darge-

legt - nicht in der gebotenen Weise geprüft.  

 

5. Nicht zu beanstanden ist hingegen die Einschätzung der Beklagten, dass die 

Verschwenktrasse im Hinblick auf Gefährdungen der öffentlichen Wasserver-

sorgung wegen des größeren Abstands zur Zone II des Wasserschutzgebiets 

Knoblauchsland erheblich günstiger als die Bündelungstrasse sei (PFB S. 89 f., 

99, 103, 105). Eine Gefährdung wäre zwar in erster Linie durch die Bauarbeiten 

und nicht durch den laufenden Betrieb gegeben; das hat der Planfeststellungs-

beschluss jedoch nicht verkannt (PFB S. 89). Er hat auch nicht in Abrede ge-

stellt, dass die baubedingten Gefährdungen der Wasserversorgung durch 

Schutzvorkehrungen beherrscht werden könnten. Wenn er gleichwohl das ge-

ringere Gefährdungspotential der Verschwenktrasse während der Bauphase für 

einen deutlichen Vorteil gegenüber der Bündelungstrasse hält, bleibt dies im 

Hinblick auf das hohe Gewicht der öffentlichen Wasserversorgung im Rahmen 

seines Einschätzungsspielraums.  

 

Dass sich die Abwägung insoweit an der Landesplanerischen Beurteilung vom 

30. Juli 1993 orientiere (PFB S. 105; vgl. auch PFB S. 76, 81, 101), trifft hinge-

gen nicht zu. Die Verschwenktrasse war nicht Gegenstand des Raumordnungs-

verfahrens. Es wurde lediglich angeregt, die Möglichkeit einer S-Bahn-

Anbindung des vom damaligen gemeinsamen Zweckverband der Städte Nürn-

berg, Fürth, Erlangen geplanten Gewerbeparks zu prüfen (Landesplanerische 

Beurteilung S. 113). Im Raumordnungsverfahren wurde die Bündelung eines S-

Bahn-Gleises mit der Bestandstrasse im Abschnitt Nürnberg - Ebensfeld geprüft 

mit dem Ergebnis, dass das Vorhaben mit Maßgaben den Erfordernissen der 

Raumordnung entspricht (Landesplanerische Beurteilung S. 1). Die Wasser-

wirtschaftsverwaltung hatte - auch im Hinblick auf die Wasserschutzgebiete - 

keine grundsätzlichen Einwände erhoben, die eine wesentliche Umgestaltung 

der Planung verlangt hätten (Landesplanerische Beurteilung S. 97). Der Plan-

feststellungsbeschluss gibt unter Bezugnahme auf die Landesplanerische Beur-

teilung Äußerungen wider, die nicht von der Obersten Landesplanungsbehörde, 

sondern vom Bayerischen Staatsministerium des Innern stammen. Dieses hatte 

sich u.a. aus Gründen des Trinkwasserschutzes für die Anbindung des damals 

157 

158 



- 75 - 
 
 

noch geplanten Gewerbeparks Schmalau ausgesprochen (Landesplanerische 

Beurteilung, Anhang S. 3 bis 5). Insoweit handelt es sich um die Äußerung ei-

nes Verfahrensbeteiligten, nicht um ein Ergebnis der Landesplanerischen Beur-

teilung. 

 

6. Im naturschutzfachlichen Vergleich der beiden Varianten ist die Beklagte da-

von ausgegangen, dass die Verschwenktrasse insgesamt weniger ökologisch 

wertvolle Flächen betreffe (PFB S. 90). Diese Annahme beruht - wie dargelegt - 

auf einer fehlerhaften Beurteilung der ökologischen Wertigkeit der betroffenen 

Ackerflächen des Knoblauchslandes und dem Ausblenden indirekter Beein-

trächtigungen. Gleiches gilt für die Annahme, die Bündelungstrasse führe zu 

einem deutlich höheren Bedarf an landwirtschaftlichen Flächen für landschafts-

pflegerische Maßnahmen. Wie der Kompensationsbedarf für die Bündelungs-

trasse ermittelt wurde, lässt sich zudem nicht der Verschwenktrasse vergleich-

bar nachvollziehen. Die Planungen der Bündelungstrasse (Stand 10/2010), die 

dem Vergleich zugrunde liegen sollen (PFB S. 90), finden sich weder bei den 

Planunterlagen noch bei den Verwaltungsvorgängen.  

 

Die Zerschneidungswirkung der beiden Trassenvarianten hat die Beklagte nicht 

in dem für die Abwägung erforderlichen Umfang ermittelt. Die Zerschneidungs-

wirkung der Verschwenktrasse ist einer ihrer gewichtigsten Nachteile. Der Plan-

feststellungsbeschluss führt hierzu lediglich aus, dass die Bündelungstrasse 

einzig bei diesem Kriterium besser als die Verschwenktrasse abschneide (PFB 

S. 91). In der Gesamtabwägung stellt er darauf ab, dass die ökologischen As-

pekte in der Zusammenschau von Kompensationsbedarf und Zerschneidungs-

wirkung nicht zu einer Präferenz einer der beiden Trassen führe. In dieser Ein-

schätzung sieht er sich durch die Stellungnahme der Höheren Naturschutzbe-

hörde vom 20. April 2012 bestätigt (PFB S. 91 f., 100). Eine solche "Saldierung" 

der Zerschneidungswirkung mit dem Kompensationsbedarf ist hier schon des-

halb nicht tragfähig, weil die Ermittlung des Kompensationsbedarfs - wie darge-

legt - an Fehlern leidet. Unabhängig hiervon genügt die Stellungnahme der Hö-

heren Naturschutzbehörde (Blatt 283 ff. der Verwaltungsvorgänge) nicht, um 

das Ergebnis der Gesamtbetrachtung zu stützen. Die Höhere Naturschutzbe-

hörde hat auf der Grundlage von Unterlagen der Beigeladenen aus dem Erörte-
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rungstermin vom Juli 2011 die Darstellung der Beigeladenen bestätigt, dass der 

Eingriff in höherwertige Biotopstrukturen bei der Bündelungstrasse rund doppelt 

so hoch sei wie bei der Verschwenktrasse. Sie hat jedoch ausdrücklich darauf 

hingewiesen, dass eine spezielle Betrachtung hinsichtlich der ökologischen 

Zerschneidungswirkung beider Trassenvarianten hierbei nicht berücksichtigt 

sei. Eine eingehende Betrachtung der beiden Trassen hinsichtlich ihrer Zer-

schneidungseffekte, die in die bisherige Betrachtung noch nicht eingeflossen 

sei, lasse annehmen, dass die gesamtökologischen Beeinträchtigungen der 

beiden Verkehrswege annähernd gleich zu bewerten seien. Diese Annahme der 

Höheren Naturschutzbehörde ist weder darauf gerichtet noch geeignet, das Er-

gebnis einer speziellen Betrachtung der beiden Trassenvarianten im Hinblick 

auf ihre Zerschneidungswirkung vorwegzunehmen; sie relativiert lediglich die 

Einschätzung der Beigeladenen, dass die Verschwenktrasse naturschutzfach-

lich vorzugswürdig sei. Die Höhere Naturschutzbehörde hat ausdrücklich darauf 

hingewiesen, dass für sie auch die Bündelungstrasse bei einem entsprechen-

den Ausgleichskonzept für die Eingriffe in die höherwertigen Biotope eine mög-

liche Alternative sei. Ein Vergleich der beiden Trassenvarianten im Hinblick auf 

die gesamtökologischen Beeinträchtigungen hätte mithin vorausgesetzt, dass 

die Zerschneidungswirkung der beiden Trassenvarianten ermittelt, beschrieben 

und bewertet wird. Eine solche Darstellung findet sich weder in der Abwägung 

noch an anderer Stelle des Planfeststellungsbeschlusses. Die "hinzukommen-

de" Erwägung, dass zwischen der künftigen S-Bahn-Station Steinach und der 

BAB A 73 seit dem Erörterungstermin der Autobahnanschluss und ein Gewer-

begebiet entstanden seien, trägt die Abwägung nicht selbständig (PFB S. 100). 

 

7. Die Beklagte hat die Bedeutung der Lärmschutzbelange der Anwohner der 

Bestandstrasse in den Ortsteilen Stadeln und Herboldshof für die Abwägung 

der Trassenvarianten verkannt.  

 

Wenn sich Trassenvarianten auf die Lärmsituation von Anwohnern deutlich un-

terschiedlich auswirken und keine Variante bereits aus anderen Gründen ein-

deutig vorzuziehen ist, müssen die jeweiligen Auswirkungen zumindest über-

schlägig ermittelt und in die Abwägung eingestellt werden. Das gilt umso mehr, 

wenn - wie hier an der Bestandstrasse - Lärmbelastungen im Raum stehen, die 
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die grundrechtliche Zumutbarkeitsschwelle von 70/60 dB(A) Tag/Nacht (vgl. 

BVerwG, Urteil vom 21. November 2013 - 7 A 28.12 - Buchholz 442.09 § 18 

AEG Nr. 71 Rn. 45) überschreiten (vgl. PFB S. 92, 130). 

 

Der Planfeststellungsbeschluss wird diesen Anforderungen nicht gerecht. Die 

Verschwenk- und die Bündelungstrasse unterscheiden sich im Hinblick auf ihre 

Auswirkungen auf die Lärmsituation der Anwohner der Bestandstrasse erheb-

lich. Da die Verschwenktrasse den bestehenden Verkehrsweg außerhalb des 

Verzweigungsbereichs nicht im Sinne des § 1 Abs. 2 der 16. BImSchV wesent-

lich ändert, haben die Anwohner - wie bereits dargelegt - keinen Anspruch auf 

Schutz vor den Verkehrsgeräuschen nach der Verkehrslärmschutzverordnung. 

An der Bestandstrasse könnte - wie in der Nutzen-Kosten-Untersuchung zum 

Ohnefall ausgeführt - wohl Lärmschutz nach den geringeren Schutzstandards 

des Lärmsanierungsprogramms des Bundes gewährt werden (vgl. § 1 Abs. 4 

der Richtlinie zur Förderung von Maßnahmen zur Lärmsanierung an bestehen-

den Schienenwegen der Eisenbahnen des Bundes vom 22. November 2012). 

Nach Titel 891 05 - 742 des Bundeshaushalts 2017 kann der Bund Investitionen 

zur Lärmminderung fördern, wenn der Lärmpegel in allgemeinen Wohngebieten 

67/57 dB(A) Tag/Nacht überschreitet. Würde die Bündelungstrasse planfestge-

stellt, wäre hingegen in allgemeinen Wohngebieten entlang der Bestandsstre-

cke weitergehend sicherzustellen, dass der Beurteilungspegel 59/49 dB(A) 

Tag/Nacht nicht überschreitet (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 der 16. BImSchV), denn die Be-

standsstrecke würde durch den Anbau eines weiteren Gleises im Sinne des § 1 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 der 16. BImSchV baulich erweitert.  

 

Der Planfeststellungsbeschluss nimmt die Lärmsituation außerhalb des von der 

Verkehrslärmschutzverordnung erfassten Verzweigungsbereichs (PFB S. 92) 

nur in der tabellarischen Gegenüberstellung von Bündelungs- und Ver-

schwenktrasse in den Blick. Dort wird dargelegt, dass Lärmschutz wegen des 

bisherigen Bestandsschutzes nur bei Bestandsausbau, also bei der Bünde-

lungstrasse, in vollem Umfang nötig werde. Bei der Verschwenktrasse seien die 

Lärmschutzkosten wegen Führung der Trasse durch das Knoblauchsland ge-

ringer; es würden weniger aktive und passive Schallschutzmaßnahmen nötig 

(PFB S. 102). Der Planfeststellungsbeschluss vergleicht die Auswirkungen der 
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beiden Trassenvarianten auf die Lärmsituation an der Bestandstrasse mithin 

nur im Hinblick auf die Kosten, nicht aber im Hinblick auf den Nutzen von 

Schallschutzmaßnahmen. Die Kosten sind aber, wenn sie nicht ins Verhältnis 

zum Nutzen der Lärmschutzmaßnahmen gesetzt werden, nicht geeignet, die 

Belange der betroffenen Anwohner abzubilden. Hierfür müssten die Höhe der 

Beurteilungspegel mit und ohne aktiven Schallschutz und die Zahl der hiervon 

Betroffenen jedenfalls abgeschätzt werden. Das ist weder im Planfeststellungs-

beschluss selbst noch - wie dargelegt - in der Nutzen-Kosten-Untersuchung 

geschehen.  

 

8. Die Abwägung der Trassenvarianten im Hinblick auf kommunale Belange ist 

hingegen nicht zu beanstanden. Insoweit kommt es auf die Rügebefugnis des 

Klägers nicht an. 

 

a) Die Planungen der Stadt Fürth zu den noch nicht rechtsverbindlichen Bebau-

ungsplänen Wäsig 328b bzw. Steinach 390b waren nach Auffassung der Be-

klagten nicht zu beachten, weil sie erst im Jahr 2011 und damit nach Einleitung 

des Planänderungsverfahrens im Jahr 2005 aufgenommen worden seien und 

dieser Planung widersprächen (PFB S. 71). Ob die städtebaulichen Planungen 

allein aus diesem Grund in die Abwägung der Varianten nicht einmal eingestellt 

zu werden brauchten, kann offen bleiben. Städtebauliche Planungen können in 

der fachplanerischen Abwägung nur berücksichtigt werden, wenn sie in einer 

der Abwägung zugänglichen Weise konkretisiert sind. Daran fehlte es hier. 

Nach der Vorlage für den Beschluss des Stadtrats zur Aufstellung der Bebau-

ungspläne 328b und 390b vom 28. September 2011 sollten die Entwicklungs-

möglichkeiten, die sich aus dem von der Stadt Fürth geforderten Verzicht auf 

den S-Bahn-Verschwenk ergeben würden, erst im Rahmen der verbindlichen 

Bauleitplanung konkretisiert werden (Anlagenkonvolut K 14 zur Klagebegrün-

dung im Verfahren BVerwG 3 A 2.15 vom 26. Mai 2014). Das Radverkehrskon-

zept der Stadt Fürth musste in die Abwägung ebenfalls nicht eingestellt werden. 

Es wurde nach dem eigenen Vortrag der Klägerseite (Schriftsatz vom 10. Juli 

2017 S. 4) erst am 25. März 2015 und damit nach Erlass des Planfeststellungs-

beschlusses beschlossen. 
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b) Ob die Beklagte die Beeinträchtigung des Übungsplatzes der Freiwilligen 

Feuerwehr am Gerätehaus in Steinach durch die Nähe der Bahnstromleitung 

zum Übungsturm in ihrem Ausmaß zutreffend erfasst hat, kann offen bleiben. 

Sie hat einen Nachteil für die Verschwenktrasse verneint, weil eine Ersatzfläche 

vorhanden sei. Die Steinacher Straße werde durch die S-Bahn unterbrochen; 

sie könne westlich der S-Bahn zusätzlich als Übungsfläche genutzt werden 

(PFB S. 99). Diese die Abwägung tragende Erwägung ist nicht zu beanstanden.  

 

c) Dass die Verschwenktrasse die Gemeindeverbindungsstraßen zwischen 

Steinach und der Schmalau sowie zwischen Stadeln und Kronach unterbricht, 

hat die Beklagte erkannt (PFB S. 96 f.). Ihre Einschätzung, dass die Verbindung 

zwischen Steinach und der Schmalau über die neue Wegeführung zur Auto-

bahnanschlussstelle weiterhin in vollem Umfang gegeben sei (PFB S. 97), ist 

nicht zu beanstanden. Dass das Sportgelände an der Theodor-Heuss-Straße 

von Kronach aus nur über den Feldweg an der BAB A 73 oder über die Erlan-

ger Straße und damit über Umwege zu erreichen wäre, hat die Beklagte eben-

falls gesehen. Die dadurch berührten Belange durfte sie im Wege der Abwä-

gung zurückstellen; die Umwege halten sich im Rahmen des Zumutbaren.  

 

d) Ob und inwieweit sich aus dem Grundsatz 7.1.3 des Landesentwicklungs-

programms Bayern vom 1. September 2013 ein kommunaler Belang ergibt, 

kann offen bleiben. Der Grundsatz ist in der Planung den Anforderungen des 

§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 ROG entsprechend berücksichtigt. Nach dem 

genannten Grundsatz sollen Infrastruktureinrichtungen in freien Landschaftsbe-

reichen möglichst gebündelt werden; durch deren Mehrfachnutzung soll die Be-

anspruchung von Natur und Landschaft möglichst vermindert werden; unzer-

schnittene verkehrsarme Räume sollen erhalten werden. Nach der Begründung 

des Landesentwicklungsprogramms werden unzerschnittene verkehrsarme 

Räume vom Bundesamt für Naturschutz anhand eines Indikatorenkatalogs er-

mittelt, sie sollen mindestens 100 km2 umfassen (LEP S. 73 zu 7.1.3 [B]). Diese 

Größe erreicht das Plangebiet nicht. Im Übrigen wird dem Grundsatz durch die 

Bündelung der Verschwenktrasse mit der Bahnstromleitung und der Güterzug-

trasse mit der BAB A 73 Rechnung getragen. Dass die Verschwenktrasse der 

S-Bahn nicht mit einer vorhandenen Verkehrsinfrastruktureinrichtung gebündelt 
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ist, hat die Beklagte nicht verkannt. Dass sie gleichwohl die Verschwenk- der 

Bündelungstrasse vorgezogen hat, ist im Hinblick auf den Grundsatz 7.1.3 des 

Landesentwicklungsprogramms von ihrer planerischen Gestaltungsfreiheit ge-

deckt.  

 

e) Inwieweit die Betroffenheit von Flächen, die dem Öko-Konto der Stadt-Fürth 

zugeordnet sind, die Schwelle zur Abwägungserheblichkeit überschreiten sollte, 

hat die Klägerseite nicht substantiiert dargelegt. Die an den Herboldshofer 

Landgraben grenzenden Grundstücke FlSt. X und FlSt. Y mit einer Fläche von 

2730 m2 bzw. 2820 m2 werden lediglich vorübergehend und auch das nur auf 

einer Fläche von 57 m2 bzw. 25 m2 in Anspruch genommen (Anlage 5.2 S. 22 

lfd. Nr. 118 und 119 mit Anlage 5.1 Blatt 4). Der Herboldshofer Landgraben soll 

in diesem Bereich renaturiert werden (Anlage 12.1 <A10 (S) und A19 (S)>). 

Auch vom Grundstück FlSt. Z mit einer Fläche von 5997 m2 sollen lediglich 173 

m2 für die Verlegung der Bahnstromleitung dauerhaft erworben werden (Anlage 

5.2 S. 22 lfd. Nr. 112 mit Anlage 5.1 Blatt 4).  

 

9. Die markierten offensichtlichen Mängel der Abwägung der Trassenvarianten 

sind auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen und damit gemäß 

§ 18c AEG i.V.m. § 75 Abs. 1a Satz 1 VwVfG erheblich.  

 

Eine Erheblichkeit kann nur verneint werden, wenn konkrete Anhaltspunkte da-

für nachweisbar sind, dass die Planfeststellungsbehörde auch im Falle einer 

ordnungsgemäßen Abwägung die gleiche Entscheidung getroffen hätte. Das 

Gericht darf nicht eine eigene hypothetische Abwägungsentscheidung an die 

Stelle der Entscheidung durch die Planfeststellungsbehörde setzen. Daher ge-

nügt es regelmäßig nicht, wenn sich aus den Akten oder sonstigen Erkenntnis-

sen des Gerichts lediglich keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die Plan-

feststellungsbehörde bei Vermeidung des Mangels eine andere Entscheidung 

getroffen hätte (BVerwG, Urteil vom 10. Februar 2016 - 9 A 1.15 

[ECLI:DE:BVerwG:2016:100216U9A1.15.0] - BVerwGE 154, 153 Rn. 30).  

 

Konkrete Anhaltspunkte dafür, dass die Beklagte auch bei Vermeidung der Ab-

wägungsmängel der Verschwenktrasse den Vorzug gegeben hätte, bestehen 
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nicht. Die Verschwenktrasse drängte sich - wie dargelegt - nicht als gegenüber 

der Bündelungstrasse eindeutig vorzugswürdig auf. Der geringere Abstand zu 

den Trinkwassergewinnungsanlagen Knoblauchsland und Eltersdorfer Gruppe 

und die damit einhergehende kürzere Reaktionszeit im Falle eines die Trink-

wassergewinnung gefährdenden Ereignisses sind zwar Nachteile der Bünde-

lungstrasse gegenüber der Verschwenktrasse; diese Nachteile können jedoch 

durch Vorteile wie z.B. die geringere Zerschneidungswirkung für Natur und 

Landschaft, landwirtschaftliche Nutzungen und Wegebeziehungen und den ge-

ringeren Flächenverbrauch aufgewogen werden. Eine erneute Abwägung der 

Belange muss der Beklagten vorbehalten bleiben.  

 

Die Beklagte kann zur Behebung der Abwägungsmängel ein ergänzendes Ver-

fahren durchführen (§ 75 Abs. 1a Satz 2 VwVfG). Das Ergebnis dieses Verfah-

rens ist im Hinblick auf die erforderliche neue Abwägung der Trassenvarianten 

offen. 

 

IX. Die dargelegten Verstöße gegen entscheidungserhebliche Rechtsvorschrif-

ten berühren - wie in § 2 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 UmwRG vorausgesetzt - Belange, 

die zu den Zielen gehören, die der Kläger nach seiner Satzung fördert. Ob, 

wenn das Vorhaben - wie hier wegen des mit seiner Verwirklichung einherge-

henden Eingriffs in Natur und Landschaft - seiner Art nach den satzungsgemä-

ßen Aufgabenbereich der klagenden Umweltvereinigung berührt, alle entschei-

dungserheblichen Rechtsvorschriften unabhängig von ihrem Umweltbezug Be-

lange berühren, die zu den satzungsgemäßen Zielen der Vereinigung gehören, 

kann offen bleiben (vgl. BVerwG, Urteil vom 29. Juni 2017 - 3 A 1.16 - juris 

Rn. 28). Denn die hier verletzten Rechtsvorschriften dienen – mit Ausnahme 

der durch Art. 14 Abs. 1 GG geschützten Eigentumsbelange der privaten Land-

wirte (vgl. BVerwG, Urteil vom 28. April 2016 - 9 A 9.15 

[ECLI:DE:BVerwG:2016:280416U9A9.15.0] - BVerwGE 155, 91 Rn. 179) - je-

denfalls auch dem Schutz der Umwelt. Das gilt auch für den Grundsatz B IV 2.5 

des Regionalplans Industrieregion Mittelfranken, der die Eigentumsbelange der 

privaten Landwirte in der Abwägung verstärkt. Die Erhaltung und Weiterent-

wicklung der Erzeugungsbedingungen für Sonderkulturen im Knoblauchsland 

trägt dazu bei, eine kleinflächige Struktur der Landnutzung zu erhalten.  
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X. Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 und 3, § 155 Abs. 1 Satz 3, 

§ 162 Abs. 3, § 159 Satz 1 VwGO i.V.m. § 100 Abs. 1 ZPO. 

 

 

Dr. Philipp    Liebler    Dr. Wysk 

 

  Dr. Kuhlmann   Rothfuß 
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